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Die Beschlussempfehlung- Drucksa.che 13/5427- wird mit • 
Mehrheit angenommen. 

Artikel1 Nr., 1 des Gesetzentwurfs- Drucksache 13/5066-
, wiid in zweiter Beratung mit Mehrheit angenommen. 

Artikel1 Nm. 16 bis 29 des Gesetzentwurfs- Drucksache-13/5066-. 
werden in zweiter Beratung einstimmig angenommen .. · 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. im 
OHrigen- Drucksache 13/5066- wird in zweiter Beratung unter 
Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung 
-Drucksache 13/5427- mit Mehrheit·angenotnmeli. 

· Die Frist zwischen der zweiten und der drit.ten Beratung wird ~ 
gemäß§ 56 Abs. 2 in Verbindung mit§ 66 Abs. 1 der Geschäfts-· 
ordnungdes Landtags abgekürzt 

Der Gesetzentwurf- Drucksache 13/5066 -·wird in dritter 
Beratung und in der Schlussabstimmung jeweils mit -
Mehrheit angenommen. 

Der·Gesetzentwurf ist mit der far Verfassungsänderungen 
vorgeschriebenen Mehrheit angenommen . 
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Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/5010-
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
- Drucksache 13/5422 -

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/5010-
·wird in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung jeweils 
mit Mehrheit angenommen. · 
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Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft 
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-Drucksache 13/5424-

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13151 !i 1 :. wird in zweiter 
Beratung und in der Schlussabstimmung jeyveils einstimmig angenommen. 

- ... tes Landesgesetz zur Änderung der Schiedsamtsordnung 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 13/5384-
Erste Beratung 

Der Ge~etzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/5384- wird an den 
Rechtsausschuss- federführend- unp an den Innenausschuss überwiesen. 
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104. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

am 16. Februar 2000 

Die Sitzung wird um 14.00 Uhr vom Präsidenten des Landtags 

eröffnet. 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die 104. Plenarsitzung 

des Landtags Rheinland-Pfalz u~d begrüße Sie. 

Zu Schriftführern berufe ich die Abgeordneten Nicole 

Morsblech und Michael Hörter. 

Entsc~uldigt sind für heute die Abgeordneten Jeanette Rott~ 

Otte, Ute Granold, Josef Keller, Erhard Lelle sowie Staats­

minister Gernot Mittler. 

Zur Tagesordnung möchte ich einige Hinweise geben. Die Be­

schlussempfehlungen zu den Tagesordnungspunkten 4, 5, 6, 

7, 8, 9 und 10 wurden fristgerecht verteilt. 

Zu Punkt 4 der Tagesordnung -· Landesgesetzzur.Änderurig 
der Verfassung für Rheinland-Pfalz- ist darauf hinzuweisen, 
dass beabsichtigt ist, die zweite und dritte Beratung der.Ver­

fassungsänderung in der 104. Plenarsitzung, also heute, 
durchzuführen. Mit der Feststellung der Tagesordnung ist die 

Frist zwischen der zweiten und der dritten Beratung abzukür· 

zen. Gibt es Einwände gegen diese Tagesordnung?- Das ist 

nicht der Fall. Dann stelle icb die Tageso_rdnung so fest. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

AKTUELLE STUNDE 

a)_"Differenzen zwischen den Ergebnissen des ,Berichts über. 
die Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes 

nach§ 20 LGG' und der Bewertung der 
Landesregierung" 

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Drucksache 13/5386-

b) "Konsequenzen für die Haushaltslage des Landes und 

die Finanzpolitik der L~mdesregierung aus dem Jahres­

bericht 1999 des Rechnungshofs Rheinland-pfalz 
und der vorläufigen Haushaltsbilanz 1999" 

auf Antrag der Fraktion der CDU 

-Drucksache 13/5412-

Zu dem ersten Thema erteile ich für die antragstellende Frak­
_tion der Abgeordneten Frau Bill das Wort. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRQNEN: 

Meine Damen und Herren, sehr verehrte Frau Ministerin! 

Was viele in diesem Hause gar nicht .wissen, ~eil sie noch 

nicht so lange hiersind-teilweise auch heute wieder nicht im 

Plenum sitzen-: 

. Es ist ca. neun lange Jahre her, ~lls die spannende Debatte um 

ein Landesgleichstellungsgesetz, das die Männerquote im öf­

fentlichen Dienst abbauen sollt~, in Rheinland-Pfalz begann. 
Gleich nach dem Regierungswechsel 1991 arbeitete das da­

malige Frauenministerium unter der damaligen Frauenmini-­

sterin Frau Rottein Eckpunktepapier aus; denn die Frauen im 

Land waren nach 4~ Jahren CDU ungeduldig, und die Erwar­

tungen an die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

waren groß. 

So groß war dann auch die Enttäuschung, 

(Z~rufder Abg. Frau Kipp, SPD) 

als wir-alle feststellen mussten, dass Frau Rottin ihrem Kabi­

nett mit dem Wunsch nach einem durchsetzungsstarke.n In­

strument zum Abbau der Männerquote ziemlich einsam und 
allein dastand. -

Frau Dr. Götte hat sicherlich auch dieses Interesse verfolgt, 
_aber. sie war damals genug damit beschäftigt, ihre eigenen 

Forderungen im Schulbereich ih diesem Kabinett zu verteidi­
gen. Daran erinnern sich möglicherweise noch einige. In die­

sem Kabinett gab es nämlich harte Kontrahenten, vor allem 
in Sachen planmäßiger Glei_chstellung. 

So begann die leidvolle Geschichte der Gleichstellung in 

Rheinland-Pfalzund auC:h die Demontage des Frauenbereichs 

und der damaligen Ministerin. Vier Jahre lang wurde diese 

mit ihrem Eckpunktepapier vorgeführt, das Scheibchen für 

Scheibchen zurückgeschnitten wurde, bis dann endlich 1995 
ein abgespeckter Gesetzentwurf ins Parlament-eingebracht 

werden konnte. 

Als Tiger gesprungen und als Bettvorleger gelandet- das war 

damal_s nicht nur unser Kommentar zu dem; was vom Ge­

samtvorhaben übrig geblieben war, meine Damen und. Her­
ren! 

(Mertes, SPD: Kreativ!) 

-Hören Sie einmal zu! 

Übrig geblieben war ein zahnloses Landesgleichstellungsge­

setz ohne verbindliche Zielvorgaben, wie der Frauenanteil in 
einem abgestecktf:!n. Zeitraum aussehen solle, ohne Sank­

tionsmöglichkeiten bei Nichterfüllung des Gesetzauftrags 
und ohne für die Gleichstellungsbeauftragten angemessene 

- ·Arbeitsbedingungen· festzuschreiben, die diese auch in die 

Lage versetzen, mit dem Instrument Gleichstellungsgesetz 
die Frauenförderung in ihrer Dienststelle umzusetzen. 

Meine Damen und Herren, nun ~aben wir die Besc;herung. 
Das Fehlen dieser drei strukturellen Säulen eines Gleichstei-
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lungsgesetzes führt gera-dewegs zu dem traurigen Stand der 

Gleichstellung, den Ihr Bericht so schonungslos offenlegt, 

und dafür danke ich Ihnen, Frau Dr. Götte. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Frau Dr. Götte, dadies so ist und jedes Schönreden die Frauen 

für dumm verkauft und ein Schlag ins Gesicht der Gleichstel­

lungsbeauftragten wäre, erwarte ich von -Ihnen als der zu­

ständigen Ministeljn, dass Sie.diesen -Bericht als das bewer­

ten, was er ist. Er zeigt es schwarz auf weiß auf. Es ist keine 

messbare Trendwende in Sachen Frauenforderung zu ver­

zeichnen. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
· Leider, leider!) 

Die geschlechtsspezifische Arqeitsteiiung und die strukturelle 

Benachteiligung von Frauen im öffentlichen Dienst wird nicht 

aufgebrochen und damit eben auch nicht die vorherrschende 

Männerquote reduziert. 

Es bleibt dabei: Je höher die Karriereleiter, desto dünner 

wird die Luft für Frauen. Leitungsebenen bleiben weiterhin 

frauenfreie Zone, Fr;auenförderung_ wird in den Ministerien 

fast durchgängig allein mit Vereinbarkeit von Familie und Be­

ruf- für Frauen, wohlgemerkt- gleichgesetzt. 

Weiterhin gilt: Führungspositionen für die 'Männer und Teil­

zeitarbeit für die Frauen, damit sie den Herren E_ntschei­

dungsträgern auch weiterhin die- Familien- und Hausarbeit 

vom Hals halten können. 

(Zurufe von der SPD­

Frau_Grützmacher, BÜI\!DNIS-90/DIE GRÜNEN: 
- So ist es dcich! Sehen Sie es sicli 

doch einmal an!) 

Meine Damen und Herren, ich 'kann beim besten Willen- ich 

würde es gern- zu keiner anderen Bewertung kommen. Das _ 

Landesgleichstellungsgesetz hat- als Steu-erungsinstrument 

versagt, weil es die soeben beschriebenen strukturellen. 

Schwachpunkte aufweist und auch noch viele andere, von de­

nen ich heute nicht red~n kann. und die wir bei der Bespre­
chung des Berichts noch- ausführlicher diskutieren müssen. 

Diese strukturellen Schwachpunkte müssen nun nach diesem 

niederschmetternden Bericht korrigiert werden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Glocke des Präsidenten) 

\f\!ir von BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN hab_en 1995 einen eigenen 

Gesetzentwurf vorgelegt, der diese Schwachstellen korril]iert 

hat; die in der damaligen Anhörung von Fachleuten schon 

heftig kritisier): worden waren und als ineffizient betrachtet 

wurden. Ich hoffe, Sie betrachten unsere damals schon sehr 

wei1sichtigen Vorschläge heute vor dem Hintergrund dieses 

Berichts mit anderen Augen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Präsident-Gr_imm: 

Es spricht die Abgeordnete Frau Kipp. 

Abg. Frau KipprSPD: 

- Herr Präsident, meine Damen und Herren! Gestatten ~ie mir; 

dass ich zu der Vergehensweise von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­

NEN zunächst einmal etwas sage. Dass Sie heute eine Aktuel­

le Stunde zu diesem !hema beantragt haben, kann ich nicht 

verstehen. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben'dies nur genutzt- das habe ich vorausgesehen-, 

um Ihre alten Meinungen und Vorurteile gegen-äas Landes­

gleichstellungsgesetz vorzubringen. 

'(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich kann keine Aktualität-darin sehen, wenn ich an 1991 an­

knüpfe und darüber meine Kritik loswerde. 

(Zurufe def Abg. Frau Bill und Frau Grützmacher, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben als SPD-fraktion im Frauenausschuss am 1. Februar 
erklärt, dass wir einen Antrag einbringen werden, dass dieser 

Bericht_heute oder morgen im Plenum als eigenständiger Ta­

gesordnu.ngspunkt behandelt wird. Das -hätte dieser Bericht 
auch verdient. 

(Beifall der SPD und der F.D.P;_­

Zuruf der Abg. Frau Bill, 

BÜNDNIS 90/D{E GRÜNEN) 

Sie haben das gewusst, aber das hat Sie nicht davon abgehal­

-ten, heute eine Aktuelle Stunde zu beantragen, um Ihre eige­

ne Politik damit zu machen oder es zumindest zu versuchen. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frauenpolitik wollten wir 
· damit machen!) 

Der Gipfel war, dass Sie gestern, also einen Tag vor der Aktu­

ellen Stunde, eine Pressekonferenz zu dem Thema ge_geben 

haben. Das ist für. mich eine parlamentarische Vorgehenswei­

se, die ich nicht nachvollziehen kann. 

(Beifall bei der SPD-

Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Die SPD-Fraktion ist der Meinung, dass dieser Bericht, der uns 
vom zuständigen Ministerium zugeleitet worden ist - nach 

§ 20 des Landesgleichstellungsgesetzes ist nach viereinhalb 

Jahren erstmals ein Bericht vorzulegen-; ein ausgezeichneter 

Bericht ist. Dieser Bericht wurde dem Landtag zugeleitet, und 

es gab eine gemeinsame Pressekonferenz des Ministerpräsi­

denten und der zuständigen Frauenministerin. Ich bin mit 

beiden der Meinun-g, dass dies ein ausgezeichneter Bericht 

ist. Es hat noch nie so ausführliche Datenerhebungen zu ei­

nem Gesetz gegeben. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DI_E GRÜNEN: 
Vielleicht sagen Sie einmal etwas 

- zu den Ergebnissen!) 

Es war· eine Bestandsaufnahme, die_ wir ganz ·dringend 

brauchten, um weiterarbeiten zu können. Dieser Berichtwird 

als Grundlage dienen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Sie sfnd aber auf den Bericht überhaupt nicht eingegange~, 
~ sondern haben diese ganzen ollen Kamellen gebracht, die Sie 

schon 1991 zum Landesgleichstellungsgesetz verbreitet ha­

ben und auch bei der Verabschiedung des Gesetzes 1995 im­
mer und immer mit den gleichen platten Sprüchen wiederge­

käut haben. 
(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Dieser Tiger, der nachher Bettvorleger oder Bettvorlegerio 

war, so müsste man- es eigentlich sagen, der zahnlose Tiger 
und die dünne Luft in den höheren Etagen kommen immer 

und immer wieder bei Ihnen. Mit Sprüchen istdie Frauenpoli­
tik nicht voranzubringen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.-

F-rau Grützmach er, BÜNDNIS 90/PIE GRÜNEN: 
Das stimmt aber doch!) 

Wir stehen nach wie vor zu dem- verabschiedeten Landes­
gl~ichstellungsgesetz. Es ist nach wie vor richtig und zutref­

fend. Auch wenn Sie hundertmal anderer Meinung sind, es ist 

eines der erfolgreichsten Landesgleichstellungsgesetze, 
wenn nicht sogar das erfolgreichste. 

(Frau Grützmach~r, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
in Rheinland-Pfalz!) 

Es hat nach wie vor Bestand, allen Unkenrufen zum Trotz. Ich 
habe damals bei der Verabschiedung schon einmal gesagt, 

auch wir als-Frauenpolitikerinnen haben uns damals vehe­

ment gegen die so genannte Härteklausel gewehrt, uns dann 
aber überzeugen lassen, dass das der Garant dafür ist, 

(Mertes, SPD: Die Garantin!) 

dass dieses Gesetz verfassungskonform ist. Welchen Nutzen 

hätte uns ein Landesgleichstellungsgesetz gebracht, das im 

Paragraphendschungel hängen geblieben wäre? So war dies­

die Grundlage. Der Bericht liegt nun vor. Er beschönigt nichts, 

sondern zeigt die Erfolge-auf, die vorhanden sind, auch wenn 

Sie das bestreiten. 

(Glocke des Präsidenten) 

Der Bericht zeigt auch die Defizite auf, die noch vorhanden 

sind. Diese. Defizite' werden beseitigt. Wer aber gedacht hat, 

dass d!=Js in viereinhalb Jahren plötzlich all.es weg ist,. dem 

muss ich sagen, das kann man doch nur träumen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann verkennt man· doch ·die Wirklichkeit. 

(Beifall der SI?D und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Es spricht die Abgeordnete Frau Thelen. 

__ Abg. Frau Thelen, CDU: 

Seh_r geehrter Herr Präsident, meine Damen Ul)d Herren! Ich 
bin ausnahmsweise mit Frau· Kipp einig, dass die Behandlung 

dieses Punktes in einer Aktuellen Stunde dem Thema sicher­

lich nicht in der Weise gerecht werden·kann, wie es die Frau­

enförderung im Landesdienst und die Umsetzung des Landes­
gleichstellungsgesetzes verdient hätten. Aber das muss nicht 

heißen, dass wir uns diese Chance hierdurch nehmen lassen. 

Ich gebe Frau Kipp auch in der Bewertung Recht, dass der Be­

richt tatsächlich ausgezeichnet ist. 

(Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das finden wir auch!) 

Wir haben eine sehr ausführliche Datengrundlage über die 

Situation des Landesdienstes und über den Anteil der Frauen 

in verschiedenen Ressorts sowie ihrer Anteile in den verschie­
denen Laufbahngruppen erhalten. Damit stellt der Bericht 

_wirklich eine hervorragende Grundlage für alle weitergehen­

den Entscheidungen dar. 

Es wird allerdings auch nicht verwundern, wenn wir in der Be­

wertung des Ergebnisses dieses Berichts und dessen, was zu­
mindest seitens der Landesregierung auf dieses Gleichstel­

lungsgesetz zurückgeführtwird und was an Frauenförderung 

in diesen Jahren tatsächlich geschehen ist, unterschiedlicher 
Auffassung sind. Ich könnte nun fast schadenfroh sein, wenn 

es nicht zu traur[g für die betroffenen Frauen wäre. 

Die CDU-Fraktion hat bereits 1995 ihre Bedenken geäußert 

und zu dem Gesetz einen Änderungsantrag eingebracht, weil 

sie der Auffassung war, dass die Bevorzugungsregelung -·ich 
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nenne es jetzt einmal so und nicht Quotenregelung - mit der 
fast auflösenden Bedingung über die Härteklausel in der Pra­

xis kaum relevant sein wird. Alle, die in Bewerbungs- und 
-Auswahlverfahren schon einmal Verantwortung hatten, wer­

den wissen, dass es nicht der Lebenswirklichkeit entspricht, 

dass bei Bewerbungsverfahren, ob es nun für Ausbilaungs­

steflen _oder für Beförderungen der- Fall ist, ~atsächlich zwei 

Bewerber Vorzufinden sind, die in ihrer Eignung, Befähigung, 

Leistung und in ihrer Qualifikation identisch sind. Nur in die­

sem Falle zieht die so _genannte Bev_?rzugungsklauseL Selbst 

daM haben wir noch die Hintertür, dies über die Härteklau­
sel außer Kraft zu setzen, wenll nämlich ih der Person des 
Mannes besondere Gründe dafür sprechen, ihm die Stelle zu 
geben. 

' Frau MiJ1isterin, wir-waren der Auffassung und vertreten dies 

auch nocfi heute, dass es einer Reihe von ande_ren Regelun­

gen bedarf, die tatsächlich die- Chancen für Frauen verbes­

sern. Diese Regelungen dürfen sich nicht nur an Frauen wem-

- den. Da gebe ich Frau Bill ausdrücklich Recht. Sie müssen für 

Frauen_und für Männer attraktiv werd~n. Es muss in Zukunft 

auch für Män·ner im Landesdienst attraktiv und nicht karrh~-· 
rehinderlieh sein, in Teilzeit zu arbeiten und Erziehungsur- ' 
Iaub zu nehmen. Erst wenn wir so weit sind, haben- wir die 
Chance, wirklich Gleichberechtigung gerade auch auf Füh­

[ungsebenen in den besser besoldeten Arbeitsplätzen zu-er­
reichen. Ich würde deshalb sehr dafür plädieren, dass wir-das, 
was heute an Ergebnissen vorliegt, sehr ernst .nehmen und 

darüber nachdenken; wie wir es verbessern _können. 

- Herr Ministerpräsident, Ihre Euphorie in d~m Presseerklärun­
g-en ist mir durch aie_Zahlen nicht erklärbar. Die uns vorlie­

genden Zahlen, die auch nach den Ressorts unterschieden 

werden, weisen aus, dass zum Beispiel in der Staatskanzlei 

-wenn auch von einem hohen Niveau ausgehend - der Frau-

-enanteil.um 1,5 % zurückgegangen ist. 

(Ministerpräsident Beck: Dasist eine 

einzige Person, Frau Kollegin!) 

Im Bereich des Innenministeriums ist der Frauen~nteil um 

0,2% zurückgeg-angen. Insgesamt ist der Anteil der Frauen in 

der gesamten Landesregierung bzw. im gesamten Landes­

dienst nur um 1,9% gestiegen. Dasbalte ich nicht für ein Er­

gebnis, mit de111 man- so Ihre Äußerungen- hoch zufrieden 

sein kann. Man kann es zur Kenntnis nehmen. 

(Zuruf von Staatsministerin 

Frau Dr. Götte) 

Ich habe sehr wohlihre etwas kritischeren und zurückhalten­
deren Äußerungen in der Presse wahrgenommen. Diesen 

würd~ ich mich weitaus eher anschließen. Es istdas erste Gän­

sefüßchen in die richtige Richtung, aber dem müssen noch 

viele weitere Schritte folgen. 

Danke schön. 
(Beifall der CDU) _ 

Präsident Grlmin: 

Es spricht die Abgeordnete Frau Hatzmann. 

Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.: -

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der L~ndesgleich­

stellungsbericht liegt heute- vor. Ich kann mich gut an die Zeit 

erinnern; als die F.D.P. die Große Anfrage zu Frauen in Füh­

rungspositionen gestellt hat. Einige !Jnserer Fragen sind mit 
d_em Hinweis auf den Bericht über die Gleichstellung unbe­
antwo_rtet geblieben. Heute liegt dieser Bericht vor, sodass 

wir einiges an lnfonnationen, was uns damals gefehlt hat, 
ergänz~m könr:ten:-

Der Bericht über das Landesgleichstellungsgesetz-zeigt in den 

viereinhalb Jahren nach ln-Kraft-Treten dieses -Gesetzes, wie 

sich die Situation verändert hat. Der Bericht zeigt auch deut" 

lieh, in welchen Bereichen, in welchen Stellen, in welchen Be­

soldungsgruppen und in welchen Zuständigkeiten Frauen nie 

repräsentativ vertreten sind. 

Den Landesgleichstellungsbericht mit den Tätigkeiten der 
.Frauenministerin-gleichzusetzen und sie quasi für die schlech­
te _Repräsentanz von Frauen in den Ministerien zu prügeln, 
halte ich für vollkommen widersinnig. Die Frauenministerin 
kann nur im allergeringsten Teil irgendetwas an dem ändern, 
was uns-an Datenmaterial zur Verfügung geste!llt wurde. Von 

-daher darf die Adresse nicht die Frauem:ninisterillsein, um sie 

fÜr diesen Berkht verantwortlich zu machen, 

(Frau·Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Haben wir das getan? Nein!) 

sondern im .Gegenteil, ihr gebührt Lob und Anerkennung_da­

für,~dass sie in zähester und mohsamster Kleinstarbeit Daten 
und Informationen von Steilem herausgelockt hat, die nich'!: 

so ganz informationswillig waren, wie sich das die Ministerin 

an mancher Stelle gewünscht hätte und wie sie es im Aus­
schuss auch deutlich gemacht hat. 

Von daher ist dieser Bericht zunächst einmal meines Erach­
tens in· vollem Umfang zu begrüßen. ·Er ist umfangreich und 

übersichtlich gestaltet, er ist sehr zielorientiert und in den Zu­

sammenfassungen zu Beginn meines Erachtens auch- in toto 
zu teilen. Wenn man jedoch in die Details hinein_kommt, gibt 

es sicher das eine oder andere, was man nicht an dem Bericht, 

sondern an dem-zustand kritisieren kann. Ich denke, da sind 
_wir uns völlig einig, dass nicht der Bericht, sondern der Zu~ 
stand zu kritisieren ist,_ Frau BilL 

Die Frau Ministerin weist in ihrer Zusammenfassung deutlich 

darauf hin;dass.die Repräsentanz von FraLien in mittlereri Be­

schäftigungstätigkeiten sowohl beim. Land- als auch bei den 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, für die das_Lan-­

desgleichstellungsgesetz auch gilt, in großen und umfangrei­

chen Teilen mit 50 % zu 50 % oder gar 60% zu 40 % voll er-
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-reicht ist. Schaut man natUrlieh in die Details hinein, stellt 

man fest, dass wir zum Beispiel im gehobenen Dienst im 

Schnitt natUrlieh eine Frauenquote von 50 % oder m.ehr ha­

ben, das aber natUrlieh ganz anders aussieht, wenn man sich 

die Besoldungsstellen ansieht. Ich habe mir einmal ein Minis­

terium herausgegriffen. Ich _sage auch nicht welches, ich 

möchte es nur einmal zitieren, weil es im Prinzip bei allen Mi­

nisterien gleich aussieht. Wir haben zum Beispiel im Bereich 

der A 15-Stellen im gehobenen Dienst keine Frau, 

(ltzek, SPD: Das ist höherer Dienst!) . 

im Bereich A 14 nicht, A 13 nicht, A 12 zwei, A 11 haben wir 

daim26 %,A 1035%. Nach untensteigert es sich also. Das ist 

natürlich insgesamt im Bereich des gehobenen Dienstes eine 

Quote von 50%. Aber schaue ich mir die Details·an, finde ich 

die Frauen in den oberen Besoldung?gruppen und in Lei­

tungsfunktionen nicht. Das ist das, was wir auch immer wie­

der thematisiert hapen. Frauen in Führungspositionen sind 

deutlich unterrepräsentiert. Das sagt auch der Bericht, wenn 

wir uns das zum Beispiel auch bei Frauen bei juristischen Per­

sonen des öffentlichen Rechts anschauen. 

Besonders interessant fand ich natürlich den Hinweis, dass 

_ ausgerechnet bei den Sozialversicherungsträgern nicht eine 

einzige Frau von potenziell 25 Stellen in Leitungsfunktione_n 

ist. Von 25 Leitungsfunktionen ist nicht eine einzige mit einer 

Frau. besetzt. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist typisch!) 

Dass das ausgerechnet bei den Sozialversicherungsträgern so 

ist~ halte ich schon für sehr signifikant. Dass Frauen nicht füh-
, ren, sondern dienen, wird dadu-rch sehr deutlich gemacht. 

Das ist natürlich auch nichts, wofür die Frauenministerin in 

Haft genommen werden könnte, sondern im Gegenteil. Wir 
müssen ihr dankbar dafür _sein, dass sie uns das so deutlich ge~ 

zeigt hat. An uns liegt es, für Änderungen zu sorgen. 

Frau Bill, ob das Landesgleichstellungsgesetz dies immer über 

eine Quotierung erreichen kann, darüber sind wir unter­

schiedlicher Auffassung. Ich bin der Meinung, das geht über 

eine Quotierung nicht. Es geht aber über ganz andere Instru­

mente, die ?Ie auch genannt haben, zum Beispiel die Teilung 

von Erziehungsurlaub. Auch da bin ich sofort auf Ihrer Seite. 

Ich bin de~ Meinung_, Erziehungszeiten zum Beispiel nach 

schwedischem Modell zu teilen, wäre durchaus eine interes" 

sante Diskussionsbasis, auch für Frauen die Möglichkeiten zu 

eröffnen, die Gleichstellung auch auf gleichen Schultern zu 

vecrteilen und nicht immer nur die Gleichstellurig bei den 

Frauen anzupacken. Das wäre eine Möglichkeit. 

Frauen in Führungspositionen fehlen nicht nur bei den juristi­

·schen Personen des öffentlichen Rechts, sondern auch in allen 

Ministerien. Frau Grützmacher, ich weiß, Sie waren-einmal in 

Thailand.lch habe mir zum Vergleich einmal ein paar Zahlen 

herausgesucht. ln Thailand gibt es immerhin 19 %_Frauen in 

Führungspositionen- auch in sehr hohen-, in Singapur und 

Chile- ich habe es extra einmal herausgesucht- 27 %, in Un­

garn 25 % und in derTOrkei immerhin noch 10 %. Das kön­

nen wir in Rheinland-Pfalz im Schnitt bei weitem kaum errei­

chen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Wenn wir bestimmte Stellengruppen dazurechnen, kommen 

die Landesministerien fast an diese 10 %, in Teilen sogar an 

20 % heran. Das ist.aber bei weitem noch nicht ausreichend, 

erst recht, wenn wir sozusagen Funktionsführungsstellen 

stärker aufsplitten. Dann sehen wir deutlich eine ganz starke 

Unt't!rrepräsentanz. Das sollten wir immer im Hinterkopf be­

halten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und 

vereinzelt bei der SPD) . 

Präsident Grimm: 

Es spricht Frau Staatsministerin Dr. Götte. 

Frau Dr. Götte, 

Ministerin für Kultur, Jugend, Familie und Frauen: 

Herr Präsident,- meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Frau Bill, Sie haben mit dieser Aktuellen Stunde und der gest­

rigen Pressekonferenz Ihrem Ruf als frauenpolitische Spre­

cherin Ihrer Fraktion 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN: 

Alle Ehre gemacht!) 

keinen guten Dienst erwiesen. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.­

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Dassehen wir anders!.-

Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.: 

Das war aber nicht viel Beifall!) 

Mit blindem parteipolitischem Eifer und blindem parteipoliti­
schem Aktionismus trampeln Sie auf einem Feld herum, das 

mit Sorgfalt un~ Kompetenz bearbeitet werden sollte und 

fraktionsübergreifenden Arbeits-, nicht Aktionswillen erfor-
dert. ' 

i 

(Beifall bei der SPD und 

vereinzelt bei der F.D.P.-

Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Schleichend wie eine Schnecke!) 

Sie nehmen nicht einmal wahr, welche Pflanzen auf diesem 

Feld gewachsen sind und was zu ihrer Pflege unternommen 
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wird. Sie klauben ein paar 5teine auf, die auf diesem Feld in 
der Tat auch zu finden sin-d und in unserem Bericht präzise 

beschrieben und benannt wurden, und werfen sie - weil jh­

nen sor~st nichts einfällt.- schon einmal inRic;htung Landesre­
gierung. Das ist grüne Frauenpolitik. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wie sieht denn die rote Frauenpolitik 

aus, Frau Götte? Wie erfolgreich ist 

denn die rote Frauenpolitik? 
Sehr erfolgreich, die rote!) 

Das Markenzeichen unseres Berichts .zum Landesgleichstel­

lungsgesetz ist gerade seine Ausführlichkeit und sein ~ahr­
heitsgehalt. Er beschreibt nämlich nicht nur die Erfolge, die 

auch die GRÜNEN nicht vom Tisch wischen können, sondern 

ebenso klar die pefizite und weitEOren Handlungsfelder unse­

rer Politik. Das ist keineswegs selbstverständlich. Es ist eiri lan­

ger Bericht geworden. ·Er ist sehr viel umfassender als zum 

Beispiel der Bericht, den die rotgrüne Landesre-gierung in 

Hessen .Im November 1998 herausgegeben hat. _Aber trotz 

dieser Ausführlic_hkeit hat Frau Bill noch ehe Menge Ideen, 

welche Differenzierungen noch denkbar wären, zum Beispiel 

noch die Daten nacfi Besoldungs-, Vergütungs- und Lohn­
gruppen innerhalb einzelner Ämter aufzuschlüsseln lind so 

_ weiter. Ein Glück, dass Frau Bill nicht in die Datensammlungs­

redaktion eingebunden war; denn nach der Methode Bill für 

Frauenpolitik zu werben·, hieße, jedes Amt so lange mit Fra­

gebögen zu bombardieren, bis schließlich auch die trauen­

freundlichste Amtspersohzum Gegner wird .. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Beri~ht ist keine Enzyklopädie. Das wollte er ·auch 
nicht sein, sondern er erfüllt den gesetzlichen Auftrag, der 

ihm gegebEjn war. Er wird diesem Auftrag auch gerecht. Er 
bietet die Chance einer ausführlichen Analyse und Bewer­
tung der- z.usammengetragenen Daten im Landtag, die nicht 

durch polemische schnellscliussaktionen unterlaufen werden 

sollten. 

(Ver_einzelt Beifall bei der SPD) 

Frau Bill, bei solchen Schnellschussaktionen unterlaufen ei­

·nem nämlich auch peinliche Denkfehler. Sie verwechseln 

Rückgänge mit Entlassungen, Einstellungsstatistiken mit den 
Personalbeständen der Stichtage usw., 'wie mari Ihrer Presse-- . ~ - . 
erklärungvon gestern entnehmen kann. ' 

--Bei solchen Schnellschussaktionen hat man dann auch keine 

Zeit, den ausführlichen Tabellenanhang zu studieren, in dem 

· die angeblich fehlende Differenzierung nach Gehaltsstufen 
deutlich dokumentiert ist. 

Was den Kernsatz Ihrer gestern in einer Pressekonferenz ver­
teilten Meinung betrifft; dass nämlich-Zitat-die einzige fro­

he Botschaft des Berichts in Wirklichkeit auch noch negativ zu 

interpretieren sei, möchte ich in aller.Sachlichkeit noch ein-

mal darauf hinweisen, was das Zahlenmaterial belegt. Trotz 
der _Sparzwänge - das bedeutet bekanntlich eine Beschäfti-

- gungspolitik, die Wenig Spielräume lässt - ist die Zahl der 

weiblichen Beschäftigten in der Land~sverwaltung von 1996 
auf 1998 um 825 Personen··angewachsen. Somit konnte ~er 

Frauenanteil um 2 Prozentpunkte auf-jetzt 44% angehoben 

werden: obwohl di~ Beschäftigtenzahl insgesamt im öffentli­

chen Dienstzurückgegangen ist. Das geschah_keineswegs nur. 

bei den Lehrerinnen· und Lehrer!_l, wie Sie Q!'!Sagt haberi, son­

dern auch in anderen Bereichen. 

(Dr. Bral!n, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
__ zum Beispiel?-

ltzek,SPD: Zum Beispiel die 

Steuerverwaltung I-

Dr. Braun, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN: 

A9! A 11!­

Mertes, SPD: A 13 S!) 

-Zum Beispiel im Justizbereich. 

Bis 1998 konnte ~ie Unterrepräsentanz von F~auen ·im geho­

benen Dienst nahezu beseitigt werden. Der Frauenanteil be­

trug nämlich im gehobenen _Dienst inzwischen 49,5 %, im 
mittleren Dienst 47,2 %.-Im Angestelltenbereich konnte bis 
1998 in allen.Laufbahnen eine Parität von Frauen und Män­

nern erreicht werden. Bei den Ne'Ueinstellungen lag nicht nur 

im Bereich der .Teilzeitbeschäftigung, sondern gerade auch 

im Bereich der. Vollzeitbeschäftigung der Anteil der Frauen 

höher als der der Manner, nämlich 64 % bei Vollzeit und 

76 % beiTeilzeit. 

Auch bei den Auszubildenden ist inzwischen die Hälfte weih-­
lieh. Im Bereich der Fortbildungen wurde zumindest bei den 

Vollzeitbeschäftigungen eine hohe Teilnahme von Frauen 
verzeiChnet. Von den vollzeitbeschäftigten Frauen besuchten 

-im Durchschnitt 47 % eine Maßnahme, also fast jede zweite, 

während die Teilnahme bei den Männern nur bei 38% lag. 

Die große Leistung des Berichts liegt aber nicht nur darin, 

dass der Umsetzungsstand qes LGG dokumentiert wird und 

Erfolge auch sichtbar gemacht werden, sondern ebenso wich­

tig ist- das habe ich nie bestritten-, dass dieser Bericht auch 

·offen benennen soll, wo es noch HaJ1dlungsbedarf gibt,_ gera­
de bei den Führungspositionen, bei der Gremienbesetzung, 

beH den Beförderungen und Höhergruppierungen. Aui:h bei 
- den Gleichstellungsbeauftragten gibt es in der Tat in man­

chen Kommunen- Vollzu'gsdefizite, die ich deutlich benannt. 

habe. Es ist nicht nötig, dass Si_e dies wiederholen und eiri gro­

ßes Theater damit machen. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/_!)IE GRÜNEN: 
Doch! Natürlich!) 

Das wir diese Defizite überhaupt so klar feststellen können, 

ist der große Gewinn, den wir aus dem Bericht ziehen. 
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Auf der Grundlage einer profunden Datenanalyse ist es jetzt 
überhaupt erst möglich geworden.-die Gleic(Jstellungspolitik 
gezielt und glaubwürdig zu analysieren und Vollzugsdefizite 
nachzuweisen und daraus die notwendigen Schlussfolgerun­

gen für die weitere Gleichstellungspolitik zu ziehen. Durch 

seine große Transparenz und seinen großen Informationsge­

halt bietet der Bericht eine heniorragende Arbeitsgrundlage 

für die weitere frauenpolitische Arbeit, zu der Sie alle einge- . 

laden und auch verpflichtet sind, weil das Grundgesetz dies 

so vorschreibt. 

(Zurl!fder Abg. Frau Grützmacher, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dass die .Gleichstellung der Geschlechter ein Prozess und kei­
ne kurzfristige Aufgabe ist, ersehen wir _daran, dass die Be­

nachteiligung von Frauen im Erwerbsleben eine sehr lange 

Geschichte hat. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Frau Bill, wie wollen Sie diese um Gottes willen in vier Jah­
ren korrigieren? 

(Beifall bei SPD und F.D.P.­

ltzek, SPD: So ist es!) 

Bis 1900 waren Frauen generell in der deutschen Verwaltung 
überhaupt nicht zugelassen. Er~t 1976 wurde im-Bürgerlichen 
Gesetzbuch die Regelung aufgehoben, dass verheiratete 

Frauen den Ehemann urpsein Einverständnis bitten mussten, 

wenn sie erwerbstätig sein wollten. Erst seit 1987· können 
·Frauen in. Rheinland-Pfalz im Polizeidienst tätig sein, in der 

Bergbauverwaltung erstseit 1994 und so weiter und. so fort. 

Umso mehr müssen wir uns bemühen, diese lange Tradition 
der-Benachteiligurig von Frauen aufzuheben, die bestehen­
den Defizite aufzulisten, zu dokumentieren und unser politi­

sches Handeln.. darauf auszurichten, solche Defizite abzubau­
en. Diese Chance sollten wir. nutzen. Ein erster Workshop- im 
Mai wird er stattfinden-. zur Analyse und Besprechung der 

Daten, die in dem· Bericht ·zum LGG aufgeführt sind, ist be- · 

reits terminiert. Die·s wird nicht die einzige Reaktion auf die­
sen Bericht sein. 

Sie sind-a!Je eingeladen rriitzuarbeiten, damit wir weiter vor­
ankommen. 

(Beifall der SPD und _bei der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich freue mich, Gäste im Landtag begrüßen zu kön'nen, und 

zwar Schülerinnen und Schaler der 10. und 11. Jahrgangsstu-

fe des Herzog-Johann-Gymnasiums·Simmer!l, Natürlich be­
grüße ich auch die Lehrerinnenund.Lehrer. Herzlich willkom­
men! 

(Beifall im Hause) 

Es spricht noch einmal die Abgeordnete Frau Bill. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN: 

Meine Damen. und Herren! Verehrte Frau Dr. Götte, beim be­

sten Willen, ein solcher Bericht kann doch kein Selbstzweck 

seLn. 

(Staatsm!nisterin Frau Dr. Götte: 
Wersagtdas denn?) 

Sie können doch nicht von uns als Oppositfon.verlangen, dass 

wir in einer solchen Aktuellen Stunde und auch in Pressekon­

ferenzen den Hauptschwerpunkt auf das Lob Ihres Berichts 

legen. Wir haben die Offen_heit gelobt. Ich denk.e, das muss 

reichen. 

Frau Dr. Götte, wir haben Ihnen im Ausschuss die Möglichkeit 
gegeben, etwas dazu zusagen. Damals hatte scheinbar ü_ber­

haupt niemand diesen ·Bericht gelesen; Ich_ hatte ihn vorlie­
gen. Also mussten auch alle anderen ihn haben. Da hätten 
ll)lir schon loslegen können, weil uns dieses Thema unter den_ 

Nägeln brennt. Sie haben eben die mQhsame Geschichte der 
Gleichl:>erechtigung noch einmal aufgezeigt und passieren 
lassen. 

Ich kann nur fragen: Sollen wir denn so weiter machen?- Ich 
möchte nicht, dass es n_och einmal 50 Jahre dauert, bis wirk­

lich einmal Erfolge zu verzeichnen sind. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich mu·s~ Ihnen sagen, was meinen Ruf als frauenpolitische 
Sprecherinder GRÜNEN angeht, da mich sonst niemand lobt, 

.muss ich das vielleicht einmal selbst machen. l.ch denke, wir 

GRÜNEN tragen Sie seit 14Jahren frauenpolitisch zur Jagd. 

(Kramer, CDU: Stimmt!) 

-Herr Kramer,.da-können Sie klatschen. Das stimmt doch? 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das werden wir auch in diesem BereiCh weiterhin tun. Sie wis-­

sen genau, wir haben bei der Erstellung des Gleichstellungs-

. gesetzes - dies habe ich ausgeführt- genau vor diesen Punk­

ten gewarnt, die sich heute als Schwachstellen in Ihrem Be­

richt und durch Ihren Bericht nachweisen lassen. Wir haben 

gesagt, müssen wir jetzt wieder so und so viele Jahre warten, 

bis das alle einsehen. Aber scheinbar müssen wir diese Jahre 
abwarten. Aber jetzt ·ist es auch gut. Jetzt liegt der Bericht 



7872 Landtag Rheinla.nd-Pfalz -13. Wa.hlpe~iode -104 .. Sitzi.mg; 16. Februar 2000 . 

vor, und jetzt stehen wir auf der 1\ilatte. Wir werden Sie auch 
da zur Jagd tragen. Ich hoffe, Sie ziehen dann mit uns. 

Ich wünsche mir, dass die Schwachstellen ausgeräumt wer-

. den, als da sind: GJeichstellungsbeauftragte, Sanktionen und 

fehlende Ergebnisquote oder zum Beispiel die Gremien. 

Schauen Sie sich dies doch einmal an. Dies ist durch das· LGG 

uhd durch das Bundesgremiengesetz festgelegt. Was ist? 

- Die Frauenbesetzung in den meisten Gremien ist zurückge­

gangen. Das können wir doch nicht zulassen. Das muss auch 

gesagt werden. Wir brauchen auch keine Lehrerinnen. Wir 
b~auchen. natürlich welche, aber in schulpolitischer Hinsicht. 
Aber das .ist doch kein Erfolg von Frauenförderung; sondern 

ein Erfolg der Stellenausweitung in diesem Ministerium'. 

Herr Beck, was wir brauchen, sind Direktorinnen. Die brau: 
chen wir, und die haben wir nicht. Es isi: imme~ noch·so, ~ass 
an den Grundschule-n -hauptsächlich Lehrerinnen vorhanden 

sinq. 

(Frau Schneider, SPD: Die wollen 

oft gar nicht!) 

-Ja, die wollen oft gar nicht. Auf diesen _Einwurf habe ich ge­
wartet. 

Die können oft gar nicht, weil die Teilzeit- dies zeigt dieser 

Bericht - den Frauen zugewiesen wird und nicht den Män­

nern. ln Teilzeit wird man keine Direktorin. Laut Schulgesetz. 

istdas-glaube ich- überhaupt nicht möglich. · 

Meine Damen und Herren, da braucht man sich nicht zu wun­

dern, wenn die Rahmenbedingungen so sind. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜN!=N) 

Herr Ministerpräsident, noch einen Satz: Sie haben Frau 
- "' . ~ 

Dr. Götte unterstützt und in der Pressekonferenz ·gezeigt, 
dass Frauenförderung für Sie ein Schwerpunkt ist, besser ge­

sagt, nicht ein Schwerpunkt, sondern dass sie es ernst neh­

men. Aber ~eh würde Sie doch bitten- Sie tun dies doch auch 

in anderen Bereichen-, noch einmal genau hinzusehen und 

uns Frauen zu unterstützen und beim genauenHinsehen die 

Schwachstellen zu benennen, aufzugreifen und zu korrigie­

ren. Hierfür brauchen wir Ihre UnterstÜtzung, nicht um ir­

gendwelche frohe BotSchaften neben der Ministerin zu ver­

. künden, die Schönfärberei sind. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 

Präsident Grimm: 

Es spricht noch einmal die Abgeordnete Frau Kipp. 

Abg. Frau- Kipp, SPD: 

Ich habe nicht. zum ersten Mal das Gefühl g_ehabt, dass Frau 

Bill manchmal die Augen V<;Jr der Realität verschließt. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/ÖIE GRÜNEN: 

Sie sieht die Realität!) 

Wenn ich mir den Punkt ,.Direktorinnen" anschaue, dann ist 
zu· sagen, liebe· Gisela, ·gerade in unserem gemeinsamen 

Wahlkreis Bingen gibt es eine Direktorin am Gymnasium, an 

der Hildegardisschule. Gut, das ist eine reine Mädchenschule. 
· .Da istdies nichtso etwas Besonderes. 

(Beifall und Heiterkeit des Abg. Dr. Braun, 
·BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es gab bis vor kurzem eine Direktorin an der Realschule, die 

sich dann woanders hin beworben hat, nämlich dorthin, wo 
sie herstammt. Es hat sich keine beworben. Ich weiß es ganz 

genau. Du kannstdoch solche Fakten nicht wegleugnen, 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Vlfie die Realität!) -

dass sich -nicht für alle Führungspositionen auch ausreichend 

Frauen bewerben. Oftmals bewerben sich keine. 

' . Ich hape meinem Nachbarn das Beispiel erzählt, dass. in der 

Kreisverwaltung - dies habe ich noch miterlebt - auf einen 

Schlag ~ier Frauen ziemlich zeitgleich schwanger geworden 
sind. Von denen hat eine einzige den Erziehl!ngsurlaub nicht 

in Anspruc:h genommen, sondern deren Mann. Aber was war 
· der'Grund?- Er hat ein paar-Hundert Mark wenigerverdient · 
·_als sie, und die anderen wollten nicht. · 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nicht nur ich persönlich, sondern auch meine Fraktion, wir 
wünschen uns genauso wie dieGRÜNEN-die gleichberechtig­

te Teilhabe vOn Frauen in allen BereiChen der Gesellschaft. 

Aber es ist nun einmal Fa~t; dass. oftmals Frauen nicht zur 
Verfügung stehen; und so weit sind wir doch noch nicht, dass 

wir zwangsverpflichten, um Frauen in die Positionen zu be­

kommen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Ich kann vieles von deiner Argumentation nicht nachvollzie­
hen.-

Auf noch eine Bemerkung möchte ich eingehen: Frau 

Dr. Götte hat in ihrer Zeit als Frauenministerin weiß Gott 

nicht den Eindruck hinterlassen, dass sie zum Jagen getragen 
werden muss, was immer auch gejagt werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich erinnere mich noch an die Regierungserklärung, die sie 

zur Frauenpolitik abgegeben hat. 

(Zuruf des Abg. p_r. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das war eine sehr beeindruckende, eine sehr gute Regie­

rungserklärung. Damals war ~enauso ein Tumult im .Saal, wie 
das jetztteilweise auch der Fall ist. Das ist bedauerlich. Das ist 

für mich irgen<?wo eine Diskrepanz. -

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Bedauerlich ist Ihre Rede!) 

.Wie gesagt, gejagt wird hier niemand. Dieses Thema- das 

kündige ich ~n- wird heute mit dieser Aktuellen Stunde nicht 

beendet sein, 

(Glocke des Präsidenten) 

sondern meine Fraktion wird den Antrag,den sie ursprüng­
lich gestellt hat, aufrechterhalten oder neu steHlen. Man muss -

.schauen, wie es die Geschäftsordnung vorsieht. 

Dieser Bericht- ich~etone es noch einmal- ist hervorragend. 
Wir reden von dem Bericht. Sie hätten eig_entlich· auch von 

dem Bericht reden sollen. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir reden von der Bewertung!) 

Wir haben vor den Haushaltsberatungen auch gemeinsam 

gute Dinge auf den Weg g~bracht. Wir sollten gemeinsam se­
hen, wie wir die Ministerin darin uriterstOtzen können, dass 
d]e Defizite so schnell wie möglich abgebaut werden. 

(Glocke des Präsidenten­
Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Da bin ich an der Spitze 
der Bewegung!) 

Aber so schnell, wie Sie sich das vorstellen, geht es leider 

nicht. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

FOr die CDU-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau 

Thelen das Wort. 

Abg. Frau Thelen, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präside'nt, meine Damen und Herren! Si­

cherlich kann man nicht Ober Nacht und auch nicht innerhalb 

von zwei Jahren erwarten, dass sich der Frauenanteil in einer 

s~ großen Landesregierung um 20 % bis 30 % erhöht. Das 

wäre wirklich fern jeder Lebenswirklichkeit. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

-Herr Pörksen, soviel Geduld werden Sie haben. 

Das gilt insbesondere dann, wenn es darum geht, an die Füh­

rungspositionen zu d~nken. Wichtig und ganz entscheidend 

ist, dass wir wirklich auf den darunter liegenden Ebenen 

Frauen aufbauen, die Basis an Frauen verbreitern, damit aus 

diesem Fundus an Mitarbeiterinnen für-diese mehr Chancen 

bestehen, sich auf FOhrungspositionen, auf weiterführende 

Positionen zu bewerben. Ich plädiere durchaus fOr ein StOck 

Realismus. Ich bin gleichwohl der Auffassung, dass dies noch -

weiter gefördert werden muss. Das sind die Dinge, die ich 

eben schon angesproc~en habe: 

Mir ist eines in dem Bericht aufgefallen. Das hat mich ein we­

nig stutzig gemacht. Es wäre schön, dazu·noch eine Erläute­

rung zu hören. Die Landesreg-ierung hat alle ihre Frauer:ibe­

au"ftragten, nicht nur die der- Landesdienststellen, sondern 

auch die kommunalen angeschrieben und Fragebögen zuge­
schickt, um zu erfahren, an· welchen Stellen es hapert, wo die 

Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes erschwert 

wird und wo man sich mit der Frauenförderung schwer tut. 

Ich finde es etwas bezeichnend, wenn der ROcklaufder kom­

munalen Frauenbeauftragten, also derer, aie in den Kommu­

nen sitzen, prozentual höher ist als der ROcklauf von den 

Frauenbeauftragten der Landesdienststedlen. Das macht mich 

ein bisschen stutzig. 

·Ich denke, gerade im Landesdienst sollte es eine sehr offene 

Umgangsweise mit diesem Thema geben. Man kann vermu­
ten, dass hiervielleicht Dienstwege hinderlich sind, die solche 

Dinge nicht bis nach Mainz dringen lassen. Sehr verehrte Frau 

Ministerin, _aber auch s~hr verehrter Herr Ministerpräsident, 
ich denke, das ist Ihre wesentliche Aufgabe, Ihre eigene Lan­

desregierung, auch die vorhandenen Männerhierarchien 

noch mehr. zu motivieren, das Gesetz mit seiner vorhandenen 

-Zielsetzung umzusetzen.' Das Land hat eine Vorbildfunktion. 

Das gilt besonders auch fOr das Thema .,Teilzeitstellen". Dar­

Oberhaben wir an dieser Stelle schon häufig debattiert. Diese 

Vorbildfunktion wird bis heute nicht wahrgenommen. Meine 
Befürchtung ist, dass auch in der Umsetzung _des Landes­

gleichstellungsgesetzes in vielen Teilen dieser Landesregie­

rung die Vorbildfunktion nicht wahrgenommen wird. Ich 
wOrde gern diesen Bericht nutzen, wirklich zu Gesprächen 

mit Frauenbeauftragten aus den Landesdienststellen zu kom­

men. Ob man das über eine Anhörung im Ausschuss macht 
oder Ober andere Wege, können wir noch besprechen. 

(Giöcke' des Präsidenten) 



7874 Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode - 104. Sitzun~, 16. Februar 2000 

Ich halte es :für wichtig, von denen, die vor Ort handeln, zu 
hören, wo es hakt und_wo wir weitergehende Schritte unter­

nehmen müssen, damit sich die Situation tatSächlich verbes­
sert. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Grimm: 

Es sprichtnoch einmal die Abgeordnete Frau Hatzmann. 

Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Bill, der Be~ 
richt lag mir tatsächlich 'zum Zeitpunkt der Ausschusssitzung 

'noch nicht vor. Auch heute liegt mir nur eine kopierte Ver­

sion und keine Landtagsdrucksache vor. Sie waren sehr 
schnell. Sie ware-n sozusagen die Schnellste in der Wahrneh­

mung des-Berichts. , 

(Mertes, SPD: Schnell, aber 

nichtgrundlich!­
Zuruf der Abg. Frau Bill, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

., Schnell, aber nicht gründlich, von daher zu schnell, das ist 

manchmal auch verkehrt. 

Der Anhang zeigt de~tlich, wie ich zitiert und einzeln vorge-
, lesen habe, dass natürlich eine sehr genaue Ausei!Janderset­

zung mit den einzeln,en Besoldungsgruppen stattgefunden 

hat. Das ist ausgesprochen spannend zu lesen. Darauf bin ich 
auch eingegangen. Viel spannender ist es, sich damit ausein­

ander zu setzen, inwieweit ein Landesgleichstellungsgesetz 

zu einer positiven Veränderung beitragen kann. Frau Mlnis­
terin, die Frage h.aben Sie ,auch im Vorwort gestellt. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich stehe dieser Frage immer äußerst kritisch gegenüber. Ich 

mache aus meiner f:losition keinen Hehl. Nichtsdestotrotz 
muss ich anerkennen, was ich gern tue, dass mit der Schaf­

fung zum Beispiel der Gleichstellungsbeauftragten - damit 
tut sich sicher der eine oder andere Kollege nkht so leicht-, 

mit der Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes, ll)it 

der Frage, wie ich Gleichstellung umsetzen kann, öffentliches 
Bewusstsein und Bewusstsein in den Verwaltungen geschaf­

fen und-verändert wird. Ich finde, das allein ist schon Grund 

genug, eine positive Bilanz zu ziehen. 

Frau Ministerin, ich finde es auch interessant,_ dass Sie in Ih­

rem Vorwort darauf _ei-ngegangen sind, woher wir eigentlich 
kommen. Es ist sicher nicht mehr allen in_ Erinnerung, dass, bis, 

zum Jahre 1900 Frauen generell in deutschen Verwaltungen 

nicht zugelassen waren. Bis 1987 waren sie bei der Polizei in 

Rheinland7Pfalz nicht zugelassen. Erst,seit 1994 sind sie in der 

,Bergbauverwaltung zugelassen. Das sind interessante Zah­

len. Da muss man überlegen, wo wir herkommen. Wir müs­
sen dieses Jahr seheq1, dass das alles g~schichtlich noch nicht 

so lange zurückliegt. 

Eines möchte ich nachtragen~ das haben Sie vergessen. ICh ha­
be allerdings die, Jahreszahl nicht gesehen, nämlich ab wel­

chem Zeitpunkt das doppelte öffentliche Amtsverbot für 
Mann und Frau außer Kraft g,esetzt wurde. Ich weiß, dass es 

in den 50er-Jahren noch nicht zugelassen war, dass sowohl 

, Frau als auch Mann für den Staat gearbeitet haben. Dann 
musste die Frau ihren Beruf aufgeben und riach Hause gehen, , 
wenn der Mann zum Beispiel Lehrer geworden ist oder in den , 
öffentlichen Dienst gegangen ist, 

(Zuruf von Staatsministerin 

Frau Dr. Götte) 

oder sie durften nicht heiraten. Dann war sie das Fräulein 

Lehrerin, wenn sie, ihren Beruf behalten vyollte. Sie durften 

nicht heiraten. Es ist nicht so, als ob das alles aus dem letzten 
Jahrtausend ist. D<!s sind alles Beispiele aus der Zeit nach dem­

Krieg, 'sozusagen unsere direkte Vergangenheit. Das muss 

man auch immer wieder:, zitieren, um zu sehen, wie lang_ und 
wie zäh dieserWeg ist. 

. (Glocke des Präsidenten) 

Vor diesem Hi_ntergrund sind die Ergebnisse durchaus bemer­

kenswert. Ich denke, wirsollte'n weiter so verfahren. 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und der-SPD) 

Präsident Grimm: 

Weitere Wortmeldungen liege11 nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Ich rufe das,zweite Thema der 

AKTUELLEN STUNDE 

auf: 

"Konsequenzen ftir die, Haushaltslage des Landes und 
die Finanzpolitik der Landesregierung aus dem 

, Jahresbericht 1999 des Rechnungshofes 

Rheinland-Pfalzund dervorläufigen 
Haushaltsbilanz 1999" 

auf Antrag der Fraktion der CDU 

- Drucksache 13/5412-

Für die antragstellende Fraktion spricht Herr Abgeordneter 

Jullien. 
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Abg. Jullien, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Al­

le Jahre wieder, so könnte man die Feststellungen. und die 

Kritik des Landesrechnungshofs zur Haushaltslage des Landes 

und ihrer voraussichtlichen Entwicklung beschreiben. 

{Zuruf des Abg. Pörksen, SPD­

Weitere Zurufe von der SPD) 
\ . 

Alle Jahre wieder- so aber auch die Erfahrung - ändert sich 

bei dieser La_ndesregierung nichts. Die Feststellungen des 

Landesrechnungshofs in seinen jährlichen Berichten werden 

mehr oder weniger getreu dem Motto 

(ZurufdesAbg. Hammer,SPD) · 

.,PaJJier ist geduldig" ·einfach zur Kenntnis genommen. 

(Zuruf des Abg. Me;rtes, SPD­
Zuruf von der SPD:.lmmer das Gleiche!) 

.Meine sehr verehrten Damen u_nd J:lerren, ein solches Verhal­

ten istsicherlich kein Beweis für die erforderliche Einsicht und 
den erkennbaren Willen zur Verbesserung einer überaus un­

befriedigenden Haushaltssituation. Ein solches Verhalten ist _ 
nicht zu akzeptieren, ist einer Landesregierung unwürdig. 

(Beifall bei der CDU­

Zuru_fdesAbg. Mertes, S~D) . 

- Herr Mertes, wie anders ist es zu erklären, dass der Landes­

rechnungshof in seinen jährlichen Prüfungsberichten zur 
Haushaltslage des Landes wie folgt ausführt, ich zitiere aus­

dem Prüfungsbericht des Jahres 1996: .,Die seit Jahren ange­

spannte Lage des Landeshaushalts hat sich weiter verschlech­
tert. Die Verschuldung des Landes ist überdurchschnittlich 
hoch. Mittlerweile wird praktisch jede dritte Mark für den 

Schuldendienst ausgegeben." in seinem Bericht für das 

Jahr 1997 führt der Landesrechnungshof a~s: ·.,Die ange­
spannte Haushaltslage des Landes, die der Rechnungshof be­

reits in den vergange!len Jahren konstatiert hat, hat sich wei­
ter verschärft. Gravierend fällt dabei ins Gewicht, dass die 
Verschuldung des Landes nach wie vor überdurchschnittlich 
ho.ch ausfällt." 

in seinem Prüfungsbericht für das Jahr 1998 schreibt der Lan­

desrechnungshof: .,D_er finanzielle Handlungsspielraum des 

·Landes wird zusehends enger. Die seit Jahren schwierige 
Haushaltslage des Landes hat sich weiter verschärft. Die Neu-
verschuldung am Kreditmarkt beträgt erstmals über 2 Milliar­
den DM." 

Der Landesrechnungshof hat in der Vergangenheit wieder­

holt auf die überdurchschnittlich hohe Belastung des Haus­

halts hingewiesen und zum Gegensteuern aufgefordert. Die 

bisherigen Konsolidierungsanstrengungen haben no~h nicht 

zu der notwendigen Verbesserung der Haushaltslage ge-

führt. Es fehlt an Reserven, um auf Risiken und Zukunftsan­
forderungen angemessen reagieren ZU können. 

in seinein jüngsten Jahresbericht weist der Landesrechnungs­
hof be-züglich der Haushaltslage des Landes n9chmals mit al­

lem Nachdruck darauf hin, dass Schuldenabbau und Haus­

haltsdisziplin die Gebote der Stunde seien. Hierzu stellt der 

Landesrechnungshof fest, dass die Daten des Haushaltsab­

schlusses 1998 zeigen, dass die Konsolidierungsbemühungen 

noch nicht ausreichend·gewes~n sind, um die Haushaftssitua­

tion in dem erforderlichen Maße zu verbessern. Weitere An­

strengungen sind unerlässlich, um auch auf Risiken und Zu­

kunftsanforderungen angemessen reagieren zu können. 

Nach Auffassung de~ Landesre~hnungshofs ist es deshalb 
dringend geboten, die angekündigte stufenweise Verringe­

rung der jährlichen Neuverschuldung, also einen Abbau des 

erdrückenden Schuldenbergs- meine Damen_ und Herren, der 

Landesrechnungshof spricht von einem erdrückenden Schul­
denberg -,konsequent und zügig umzusetzen. 

(Kuhn, F.D.P.: Richtig!) 

Meine Damer: und Herren, das sind Feststellungen, die der 

Landesrechnungshof in seinen Prüfungsberichten seit 1996 

ausgewiesen hat, und geschehen ist durch diese Landesregie­

rung bisher relativ wenig. Mit Ignoranz und Arroganz wer­
den die Feststellungen des Landesrechnungshofs zur Haus­

haltsJage Jahr für Jahr zur Ken.ntnis genommen, und es tut 
· sich einfach nichts .. 

(ZurufdesAbg. Kuhn, F.D.P.) 

-Herr Kuhn, lesen Sie die Berichte! Die Verschuldung steigt 
von Jahr zu Jahr' und wird, wie es die CDU-Fraktion im Rah­

men der Haushaltsberatungen vorausgesagt hat, zum Ende 

des Jahres 2001 40 Milliarden DM betragen. Insoweit bestä­
tigt der Landesrechnungshof eindrucksvoll die Aussagen der 

Fraktion der CDU zur Haushaltslage und bestätigt genauso 
überzeugend, dass die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes in 
den Jahren· der sozial-liberalen Landesregierung seit dem 

Jahre 1991 überdurchschnittlich stark gestiegen ist und zum 
Jahresende 2001 einen Betrag in Höhe von 10 000 DM er­

reicht haben wird. 

(Mertes, SPD: Pro Kopf!)_ 

- Herr Mertes, meine Damen urid Herren der Landesregie­

rung, Sie können sich drehen und wenden wie Sie wollen, der 
Landesrechnungshof bestätigt unseren Vorwurf: Sie sind die 

Bundessieger im Schuldenmacheri! - Mit diesem unrühmli­

chen Titel können Sie sich weiterhin schmücken. 

(Beifall der cqu­
Glocke des Präsidenten) 

Insoweit ist es schon interessant; wenn man sich nochmals da­

ran erinnert, was der heute nicht anwesende Finanzminister 
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~ bei den Haushaltsberatungen von dieser Stelle aus ~gesagt 

hat, dass diejenigen, die solche Zahlen verbreiteten, Märchen 
erzählten~ und als Märchenerzähler zu bezeichnen seien._Hier' 

hat ergestanden und dies ausgeführt. Ich kann nur sagen: Es 
ist bezeichnend~ für sein Verhalten, dass er die Opposition 

~ und die CDU, die mit konkreten Zahlen arbeitet, _einfach als 

Märchenerzähler abstempelt. 

(Mertes, SPD: Das war noch nett!­

Glocke des Präsidenten) 

Herr Ministerpräsident, es sollte a-ber auch das. berücksichtigt_ 

werden, was Ihnen der Verfassungsgerichtshof des landes 
Rheinland-Pfalz im Jahre 1997 ins Stammbuch geschrieben 
hat. Da der Herr Präsiderit bereits geklingelt hat, werde ich 
das in derzweiten Runde wiedergeben. 

-(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Jullien, Herr Staats­

minister Mittler ist erkrankt. Er liegt im Krankenhaus und 

kann deshalb nicht anwesend sein. 

(Zuruf des Abg. Ju !Iien, CDU) 

Das sage ich nu(zur Klarstellung, damit nicht etwas im Rau111 
steht und jeder daranseine eigene Interpretation knüpft. Er 

ist erkrankt und kann desh;;tlb nicht anwesend sein. 

(Dr. Weiland, CDU: Wirwünschen 

ihm gute Besserung!) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Mertes das Wort. 

Abg. Dr. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich bin schon ein 

wenig erstaunt-darüber, dass die CDU-Fraktion als Opposition 

diesen Antrag stellt; dennangesichtsdes guten Haushaltsab­

schlusses des Jahres 1999,-den der Herr Finanzminister- dem 

wir von die~er Stelle al!s eine gute ·Bess~rung wünschen~-

(VereinzE!It Beifall~im Hause) 

vor wenigen Tagen vorstellen konnte, wäre es, eigentlich an 
uns gewesen, lieber Herr Kollege Kuhn, als SPD-Fraktion bzw. 

als F.D.P.-Fraktion diese~ Antrag zu stellen. Sie geben uns al­

so C3elegenheit, etwas über den guten Jahresabschluss 1999 
zu sagen. Herzlichen Dank dafür, Herr Jullien! 

(Ve~einzelt Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Der Haushaltsabschluss ist in der Tat deutl~ch besser aJs ge­

plant ausgefallen. Obwohl wir für das Jahr 1999 ebenso wie 

für das Ja_hr 1998 bereits einen knapp bemessenen Haushalt 
aufgestell~ hatten, wurde zusätzlich gespart. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sagen Sie doch mal, warum 

der so gut ist!) 

Meine Damen und Herren, das ist ein Ergebnis politischen 

Handelns. Ich sage gerbe etWas zu den Ursa.chen. Der Herr fi­

nanzminister hatte Anfang 1999 eine Bewirtschaftungssperre 

1,1erhängt, die sich nun auszahlte. Dies und die verbesserten 

Steuereinnahmen des Jahres gegenüber deh Planungen ha­
ben zu dem um 280-Millionen DM besseren Ergebnis-geführt. 

Meine Damen~ und Herren, eine bessere Bestätigung der Be­

mühungen des Landes sowie der SPD-Fraktion und der F.D.P.­
Fraktion kann es nicht geben; denn die Stunde der Bilanz 
-Herr Jullien als Steuerberater wird mir Recht geben- ist die 

Stunde der Wahrheit, es sei denn, man unterhält noch zusätz­

lich schwarze Konten. 

(Dr. Weiland, CDU: Nur kein Neid!) 

Meine Damen und Herren, die Wahrheit ist: Das Jahr 1999 

war ein gutes Haushaltsjahr, iodem wir um 280 Millionen DM 
besser als gepl<mt abgeschnitten haben: Dieses Ergebnis aus 
dem Jahr 1999 folgt übrigens dem Ergebnis _aus dem Jahr 

1998, bei dem ebenfalls die veranschlagte Nettokreditauf­
nahme trotz Steuermindereinnahmen von -damals rund 
94 .Millionen DM nahezu exakt eingehalten wurde. Im Jahr 

1998 haben wir die konsumti1,1en Ausgaben zurückgeführt 
und dadurch die Ausgabenstruktur zugunsteri der investiven 

Ausgaben verbessert. Seinerzeit hatten wir eine niedrige 
Ausgabensteigerung von lediglich 0,9 %zu verzeichnen. 

Herr·Jullien, alle Jahre wieder treten Sie in diesem Hause als 

Märchenerzähler auf, wie Sie es selbst gesagt haben. Sie sind 
aber ganz schlechte Pro'pheten. Ich zitiere Sie aus dem Proto­

koll vom 28. Januar -1998. Sie haben gesagt: "Diese Zahlen" 

gemeint war die geplante Nettoneuverschuldung 

1998/1999- "können be~tenfalls als W_unschdenken bezeich­

net werden. Es-sind- das sage ich Ihnen bereits heute in aller 

Klarheit, Herr Mittler~ unrealistische Zahlen, die jeder Grund­
lage entbehren." 

Das Ergebnis liegt vor: De~r Landeshaushalt 1998 hieltdie Net­

toneuverschuldung ein. Der Haushalt 1999 schließt mit 

280 Millionen.DM besser a'ls geplant ab. Das ist wahrlich 

Jullien, der M_ärchenerzähler, der schlechte Prophet. · · 

(Beifall der SP[)) -

. . . 
Im Übrigen muss die Nettokreditaufnah!lle des Landes in de'n 

letzten Jahren auch im Zusammenhang mit einigen Aspekten 

gesehen werden, die ich nur stichwortartig nennen muss: 
Konversion- große Anstrengungen des Landes in diesem Be­

reich -, hohe Investitionsquote - mit an cler Spitze im Ver­

gleich mit anderen Bundesländern - und ein kommunal-
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_ freundlicher Ffnanzausgleich . .Meine Damen und Herren von 

der Opposition, SiEi! waren uns in diesen Jahren wahrlicfi kei­

ne Hilfe bei der Haushaltskonsolidierung. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Der Präsident des Landesrechnungshofes, Herr Dr. Schneider, 

macht immer wieder zu Recht auf den Anstieg der Personal­

kosten aufmerksam. Das ist ein Riesenbrocken in unserem 

.Haushalt. Wenn alle Lehrerinnen und Lehrer eingestellt wor­

den wären, wie es von der_ Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und von Herrn Lelle gefordert wurde; 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Dann wäre das Bildungssystem 
verbessert worden!) 

wage-ich es zu bezweifeln, ob_ die Stellungnahme des Pr~si­

denten des Landesrechnungshofs freundlicher ausgefallen 

wäre. Nein, er hätte ,den Anstieg höherer Personalausgaben 

kritisieren müssen! 

Damit bin ich jetzt bei den Themen "Personalausgaben" und 

"Budgetieruhg" angelangt. Offenkundig haben wir mit der 
Budgetierung der Personalkosten einen guten Weg gefun-

, den, um die Personalkosten - den größten Brocken unseres 
Haushalts - zu konsolidieren. Es freut mich, und es freut uns 
a·ls Fraktion, dass die Ministerien für das Jahr 2000 erneut-. 

rund 167 Millionen DM im Bereich der Personalkosten gegen­

Ober dem vorgegebenen Plan erwirtschaftet haben. Das 

führt zu einem Bonüs von 135 Millionen DM und somit- ent­

sprechend unseren Regelungen- auch zu höheren Investitio­

nen im Land. 

(Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, es ist richtig, dem Rechnungshof 

zuzustimmen, wenn er formuliert, dass wir in den nächsten 
Jahren eine strenge Ausgabendisziplin haben und wahren 

müssen, um zu einer stufenweisen Verringerung der Netto­
neuverschuldung zu gelangen. Gerau das wollen wir, das will 
die Landesregierung, das will die F.D.P.-Fraktion und das will 

die SPD-Fraktion in diesem Hause. 

Herr Jullien, herzlichen Dank, dass Sie uns heute die Gelegen­

heit gegeben haben, das so" deutlich zu sagen! 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Es spricht die Abgeordnete Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Lieber Herr Mertes, Sie sind doch 
sonst nicht so zurückhaltend. Ich begreife niCht, wieso Sie·ei-

gentlieh nicht die Aktuelle Stunde beantragt haben, wenn Sie_ 

auf das so stolz_ sind, was die Landesregierung mit ihrem 

Haushaltsabschluss in dem vergangenen Jahr zu Wege ge­

bracht hat. 

Herr Kuhn, Sie vers~ehe ic~ auch nicht. Damit brüsten Sie sich 

auch ganz gern. Sie. lassen sich nicht gern vorwerfen, dass Sie 

zu denen gehören, die sich gern und geübt verschulden. Sie 

hätten doch die wunderbare Vorlage gehabt. Ich frage mich, 

warum Sie sie nicht genutzt haben. 

-(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Mertes, SPD: Nachtexpress, 

sonst gär nichts!) 

- Herr Mertes, Sie meinen, das lag schon auf dem Fax, aber Sie 

hatten es nicht richtig· programmiert. 

(Mertes, SPD: 30 Sekunden zu spät!) 

Herr Mertes, Sie sind, was die Aktuelle Stunde angeht, ein 

wirklich au-sgesprochenes Beispiel für die Bescheidenheit in, 

dieser Situation. Sie sind sc;mst nicht sehr zurückhaltend. 

(Schwarz, SPD: Qas ließe ich 
mir nicht gefallen!) 

Die Superlative, die Leistung dieser Landesregierung, führen 
Sie beson_ders gern vor. Man muss aber sehen, wie glaubwür­

dig die Behauptungen der Landesregierung bzw. des Finanz­

ministers Mittler in haushaltspolitischen Fragen sind und wie 
glaubwürdig Sie sind. 

Wenn Sie hohe Nettoneuverschuldungen hatten, waren Sie 

immer in der Worterfindung kreativ. Ich erinnere an das 

·wart "Konsolidierungspause" von Herrn Professor Dr. Preuss. 

1997 und 1998 wurde keiner von Ihnen müde, deutlich _zu 
machen, dass sich diese hohe Nettoneuverschuldung doch 
nur wegen der Einnahmen so entwickelt hat. Das war immer 

die gute Entschuldigung für Sie, dass Sie die Schallgrenze vori 

2 Milliarden DM der Neuverschuldung überschritten haben. 

Heute sagen Sie, wir stehen 1999 besser da. Sie ziehen nie 
Vergleiche mit einem normalen Jahr, sondern immer mit dem 

Katastrophenjahr von 1997. Ich höre von Ihnen aber nie eine 

konkrete Aussage, woran das lag. Sie haben eben _noch ein­
mal ganz verschämt gesagt, das waren Bewirtschaftungs­

maßnahmen. Das wa-ren aber auch zusätzliche Einnahmen, 

die Herr Mittler im November noch nicht abschätzen konnte. 
· Er hat einmal gesagt, dass wir so viel nie im Leben über die 

Steuerschätzung bekommen. 

Man muss doch -dann so ehrlich sein und sagen: Wirstehen im 

Jahr 1999 besser da, als wir erwartet haben, weil die Steuer­

einnahmen höher waren, und zwar, weil wir rund 220 Millio-
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nen DM mehr an Steuern und Ergänzungszl!weisungen erhal­

ten haben als das, was veranschlagt war. - Dann sehen Sie 

auch, wie groß der Teil dessen ist, was Sie erwirtschaftet ha­

ben, nämlich 60 Millionen DM. 

Ich sage Ihnen noch einmal die Vergleichsgröße.-Herr Mittler 

hat im März 1999 angeküJ)digt, er könne durch Bewirtschaf­

tungsmaßnahmen 242 Millionen DM einsparen. Sie sehen die 

Diskrepanz; was bedachtes politisches Handeln ist und was 
Erfolge sind, die man aufgrund von anderen steuerpoliti­

schen Entwicklungen und Entscheidungen für sich verein­
nahmt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wenn wir über das Jahr 1999 re­

den und uns vergegenw~r:tigen, dass der Ministerpräsident 

im September, als er gefragt wurde, womit die SPD für die 

Landtagswahl antritt, gesagt hat, der radikale Sp-arkurs, den 

wir uns verordnen, soll eine unserer Botschatten im Landtags­

wahlkampf s~in, dann sieht man di~-- Relation der Verkün­
dung. 

Herr Mittler hat uns bei der Haush;;~ltsdebatte im Januar nicht 
erzählt, womit er die Rücklage füllen will, mit der er die Ein­

nahmeausfälle im Jahr 2001 ausgleichen will. ln der Tischvor­
lage zu der vorläufigen Bilanz der Landesregierung heißt es: 
Die Nettoneuverschuldung wird vor dem Auffüllen der Rück­
lage um 280 Millionen DM reduziert. -Ich frage mich, was mit 

der Nettoneuverschuldung passiert, nachdem die Rücklage 

gefüllt ist. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das hätte ich gern einmal gewusst. Das ist nach wie vor ein 

Loch, das die Landesregierung in ihren Erklärungen lässt. Ge­

nau das könnte der Staatssekretär heute erklären. Ich glaube, 
er ist auch derjenige, der,sich das ausgedacht hat. Dann kom­

men wir vielleicht in der ehrlichen und wahrhaftigen Bewer-
, tung dieser Haushaltspolitik der Landesregierung einen 
Schritt weiter. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Es spridit Herr Abgeordneter Kuhn. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

f:lerr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte einige 

ernsthatte Bemerkungen zum Bericht des Rechnungshofs 
machen. Das Jahresergebnis 1999- Frau Thomas hat es ange­
sprochen; Herr Jullien hat es nfcht angesprochen - kann man 

nicht so darstellen, indem man sagt: Ihr habt Glück tmd viele 

Steuereinnahmen gehabt. - Dieser Haushalt ist- Herr Mertes 

-hat es deutlich gemacht- so sorgfältig und verantwortungs­

bewusst gefahren -worden, dass -diese Steuereinnahmen 

nicht--

,(Bfschel, CDU: Grimms Märchenstunde I) 

- Diesen Spruch haben- wi~ schon oft gebraucht. Lassen wir 

den lieber einmal weg. 

-:zur Deckung notwendig waren. Damit haben wir Spielräu-
- me gewonnen, die Steuermindereinnahmen, die möglicher-

weise ineiner Höhe von mehr als 800 Millionen DM auf uns 
zukommen, im Doppelhaushalt ·darzustellen. Das ist solide 

. Haushaltspolitik. Darüber haben wir im Zusammenhang mit 

den Haush(lltsberatungen gesprochen. 

Ich komme noch Z!J einigen Zahlen, die im Bericht des Rech­

nungshofs erläutert werden. 

Meine Damen und Herren, natürlich ist eine Gesamtverschul­

dung von 35 Milliarden DM viel zu hoch. Das haben wir nie 

, anders gesagt.-Es ist klar, dass wir diesen Weg in der mittelfri­
stigen Finanzplanung gehen werden. Wir werden es- errei­

chen, dass wir in acht Jahren soweit sind, die Neuverschul­

dung auf null zu~ückzufahren und mit der Rückzahlung zu 
beginnen. Zu einigen Zahlen möchte ich Konkretes sagen. Es 
wird immer wieder erwähnt- im Bericht des Rechnul)gshofs 
ist es deutlich in der graphischen Darstellung erkennbar-, wir 

wären mit der Pro-Kopf-Verschuldung in einer nicht sehr gu­
ten Situation. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Schlagen Sie einmal den Bericht auf und schauen Sie sich 
einmal die graphische Darstellung an. Wir reden darOber, 
wenn Sie sich das einmal angeschaut haben. Wir befinden 

uns, was die Pro-Kopf-Verschuldung anbelangt,_ in einer mitt­

leren Gruppe mit Niedersachs~n und No_rdrhein-Westfalen, 
die nicht weit auseinander liegt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deutlien besser stehen Baden-Württemberg und Bayern da: 
Das ist niCht anders gesagt worden. Sie täuschen sich, wenn 
Sie die Pro-K~pf-Verschuldung allein von der Reihenfolge her 

sehen. Schauen Sie sich einmal an, wie gering die Unterschie­

de zu diesen genannten Ländern sind. Das möchte ic~ zur Re­
lativierung sagen. 

-Jch möchte noch etwas zu den Personalausgaben sagen. Die 
Personalausgaben sind seit 1997 abgesenkt worden. Wir ha­

ben aber, wenn wir die Versorgungsausgaben mit einbezie­

hen, eine Erhöhung von 1,2 %. Schauen Sie sich einmal die 
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Zahlen der anderen Länder an._ Nordrhein-Westfalen hat 

2,4 %. Das heißt, wir -haben einen sehr guten Platz. Das ist 

noch nicht zufrieden stellend. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DI E GRÜNEN) 

Dle Gründe, warum wir die Personalausgaben nicht so sen­

ken konnten, sind dargestellt worden. Sie wissen, wie viel 

neue Lehrerstellen geschaffen worden sind. Das muss man al­

les einmal "E!in bisschen relath1ieren. 

Ich möc.hte dem Landesrechnungshof zustimmen, wenn er 
auf die zu erwartende Entscheidung des Bundesverfassungs­

gerichts im Hinblick auf die Kreditobergrenze verweist. Dann 

muss man sich auch -einmal die Situation anschauen: DieNet­

tokreditaufnahme im Vergleich mit der Kreditobergrenze. -

Auch dazu haben wir eine wunderschöne graphische Darstel­
lung. Darin wird deutlich, dass wir seit 1999 eine Trendwende 

haben. Die Schere geht immer weiter- auf, vor allem in den 

Jahren 2000 und 2001. Im Hinblick auf die mittelfristige Fi-

- nanzplanung können,wir sagen, dass wir auf dem guten Weg 

sind und dieser Entscheidung des Bundesverfassung-sgerichts 

gelassen entgegensehen können. 

Die Investitionsquote von 13,1 -% möchte ich auch noch ein 

bisschen relativieren. 

(Glocke des Präsidenten) 

Dassollte ich-dann in derzweiten Runde tun. 

(Beif~ll bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

FOr die Landesregierung erteile ich Herrn Staatssekretär 
Dr. Deubel das Wort. 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Dame~ und Herren! Der Rechnungshof 
hat aus seiner Analyse der Finanz.fage des Landes folgende 

zentrale Forderung abgeleitet - das finden Sie auf Seite 33 

des Jahresberichts_-: "Der in der Haushaltsplanung, Finanz­
planung und Langfristprojektion angestrebte Ab. bau der Net­

toneuverschuldung ist umzusetzen." Damit hestätigt und un­

terstützt der Rechnungshof den finanzpolitischen Kurs der 
Landesregierung. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Konkret fordert der Rechnungshofunter anderem, dass die 

Vorgabe des Finanzplanungsrats, den Ausgabenanstieg auf 
2 % zu begrenzen, eingehalten und nach Möglichkeit unter­

schritten wird. Genau dies haben wir schon seit Jahren umge­

setzt. 

FOr die Jah:e 1996 bis 1999 errechnet sich eine jährliche Aus­
gabenveränderungvon durchschnittlich 1,3 %, also 0,7 Punk­

te unter der Vorgabe des Finanzplanungsrats und der Forde­

rung des Rechnungshofs. Noch deutlicher liegen wir damit 

unter den Ausgabenzuwächsen früherer Jahre. ln den 80er­

Jahren lag das durchschnittliche Ausgabenwachstum bei . 
4,3 %, also bei mehr als dem Dreifachen. 

Der Rechnungshof hat weiter gefordert, dass die von der Lan­

desregierung eingeleiteten Maßnahmen zur Begrenzung der 
Personalausgaben fortzuführen-sind. Dem kann man nur zu­

stimmen. Die Un:terschreitung der Personalausgabenermäch­

tigung im vergangenen Jahr um 167 Millionen DM bzw. 
1,9% der Ermächtigungssumme zeigt, dass die Budgetietung 

beeindruckende Einsparergebnisse zur Folge hat. 

Meine Damen und Herren, die Forderungen des R,echnungs" 

hofslassen sich auf eine einfache Formel bringen. Die Lar.~des­

regierung soll exakt die Finanzpolitik betreiben, die sie sich 

vorgenommen und in ihrem Finanzplan dokumentiert hat. 

Damit hat der Landesrechnungshof den finanzpolitischen 

Kurs der Landesregierung mit einem hervorragenden Testat 

versehen. 

Dass die Landesregierung ihre auf nachhaltige Konsolidie­

rung abzielenden finanzpolitischen Vorgaben auch einhält 

bzw. sogar ObererfOIIt, zeigt nicht nur das geringe Ausgaben­
wachstum in den zurückliegenden Jahren, sondern vor allem 

auch der Haushaltsabschluss 1999. Im Jahr 1999 wurde die 

Nettokreditaufnahme im Ker~haushal~ vor Rücklagenbil­
dung gegenOber 1998 um 590 Millionen DM bzw. Ober 30-% 

zurOckgefOhrt. Noch nie in der Finanzgeschichte des Landes 

Rheinlimd"Pfalz wurde in nur einem Jahr ein ähnlich hoher 
Konsolidierungserfolg erzielt. 

Da einige von Ihnen, meine Damen und Herren, Wert auf die 

Berücksichtigung von Nebenhaushaften legen, darf ich da­

rauf hinweisen, dass sich einschließlich der· LBB - das ist der 

entscheidende Nebenhaushalt - der Rückgang sogar auf 

639 Millionen DM belief. Im Haushalt 1999 lag die Nettokre­

ditaufnahme nicht weniger als 900 Millionen_DM von der 
Verfassungsgrenze entfernt. Der laufende Überschuss betrug 

540 Millionen DM. Auch-für das Jahr 2001 brauchen wir uns 

keine Sorgen zu machen- im Gegensatz zu fast allen anderen 
Bundesländern, die mit dem ROcken an der Wand stellen und 
nicht Raum lmd Platz haben, um die Steuerausfälle-zu finan­

zieren. 

Es ist aber richtig, dass 1999 im Gegensatz zu _den Vorjahren 

erstmals auch wieder die Steuereinnahmen um 221 Millio­
nen DM Ober. dem Plan lagen. Das ist jedoch nur die halbe 

Wahrheit; denn zug'leich konnten wir Ober .zusätzliche Spar­

maßnahmen Ausgabenreduzierungen in Höhe von 235 Mil-
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lionen DM erzielen. Frau Thomas, Sie haben Anfang des letz­

ten Jahres irgendetwas f!1issve'rstanden. 

(Frau Thomas, BÜNDNis_ 90/DIE G.RÜNEN: 

Nein, das kann ich heute 

noch nachlesen!) 

Die Bewirtschaftungsmaßnahmen, die: der FinanzminTster 

verkündet hat und die durchgezogen worden sind! hatten 
nicht das Ziel, die Nettokreditaufnahme um 235 Millio-­

nen DM gegenüber dem Haushalt abzusenken, sondern sie 

hatten das Ziel, Mehrausgaben und Mindereinnahmen, die 

Anf~ng des ~letzten Jahres bekannt waren, aufzufangen. Das 
-- sind ganz konkret 97 Millionen DM aus dem Wohnungsbau; 

denn aufgrunddes Urteils der Kommission in Sachen West LB 
hatte sich _die Landesregierung entschieden, den Wohnungs­
bau weiter im Haushalt zu finanzieren. Diese 97 Millio­
nen DM mussten also zusätzlich im Jahr 1999 finanziert wer- ~ · 

den. 

Wir haben einen Tarifabschluss bekommen, der deutlich hö­

her _lag als das, was im Jahr 1997 bei der Aufstellung des 

Haushalts zu erwarten war', nämlich 3,1 %. Das bedeutete 

Mehrausgaben in Höhe von 69 Millionen DM. 

Wir hatten unsere Anteile an der Heimstätte nicht, wie ur­

sprünglich geplant, im Jahr 1999 verkauft, sondern bereits im 

Jahr 1998. Daraus ergab sich ein zusätzliches Loch von 33 Mil­

lionen DM im Jahr 1999. .I . 

All dies musste kompensiert werd'en. Deshalb hat der Finanz­
minister Bewi_rtsthaftungsmaßnahmen verfUgt, die auch ge­

griffen haben; denn unter dem Strich sind all die Mehrbela­

stungen, die ich eben erwähnt habe, aufgefangen worden, 
und darOber hinaus ~ind die· Ausgaben dennoch um 69 Millio­

nen DM niedriger ausgefallen als im ursprünglichen Haus­
halt. Deswegen-sind nicht nur 69 Millionen DM mit den Be­
wirtschaftungsmaßnahmen eingespart worden, sondern die 

genannten 235 Millionen DM. 

.kreditaufnahme zusätzliche Ausgaben·spielräume eröffnen; 

denn bis etwa zu diesem .Zeitpunkt lag die B~lastung durch 
Zinsausgaben niedriger als die Nettokreditaufnahme. 

Aufgrund der hohen Kreditaufnahme in den 70er- und 80er­

Jahren mit teilweise sogar zweistelligen Kreditfinanzierungs­

quoten hatte Anfang der 90er-Jahre der Schuldenstand des 

Landes ein so hohes Volumen erreicht, dass die Zinslasten zu 

. explodieren drohten; Bereits damals wurde· das heutige NJ­

veau der Zinsausgabenquote von rund 10% erreicht. 

Seither war der Weg, durch Nettokreditaufnahmen zusätzli­

che Ausgabenspielräume zu schaffen, versperrt. Die Zinsaus­

gaben lagen von 1991 bis 1999 mit rund 16Milliarden DM be­

reits deutlich höher als die seither aufgenommenen zusätzli­
chen Kredite in Höhe von 14,3 Milliarden DM. Dies bedeutet, 

die Nettokreditaufnahme seit 1991 ergibt sich ausschließlich 

· als Folge der Verzinsung des.1991 Obernommenen Schulden­

bergs von dar:nals 22,3 Milliarden DM. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Die Nettokreditaufnahme war in diesem Zeitraum insgesamt 

sogar um 1,7 Milliarden DM geringer als die Zinsen für den 

bis 1991 aufgehäuften Schuldenberg. Insofern ist ber~Its in 

den 90er-Jahren ein Teil der von Ihnen aufgebauten Altlast 

abgebaut worden. 

(Beifall der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben diese Schuldenlawine 
_gestoppt. 1999 ist die Nettokreditaufnahme kräftig·nach un­
ten gegangen, und -wir sind sehr sicher, dass bis zum 

Jahr 2008 dieses Spiel zu Ende ist und keine neuen Schulden 
mehr erforderlich sind. 

Schönen Dank. 
- (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

' ~ PräsidentGrimm: 

Zum Thema "Schulden". Herr Juilien, alle Jahre wieder. Es . . 
wäre vielleicht ganz sinnvoll, wenn Sie sich mit der Thematik 

"Schulden" einmal ganz ernsthaft auseinandersetzen wor­

den, wenn Sie sich~ einmal mit den Fakten auseinandersetzen 

· würden. Es. reicht, wenn Sie in den Bericht des Rechnungshofs 

S!=hauen. Unsere Finanzpolitik folgt dem Prinzip der Nachha,l­
tigkeit; Wir wollen bis zum Jahr 2008 einen Landeshaushalt 

ohne Neuverschuldung realisieren. Damit wird natUrlieh in 

diesem Zeitraum, also in den nächsten Jahren, die Differenz 
zwischen den Zinsausgaben, die fOr die alten Schulden wei­

terlaufen, und der Nettokreditaufnahme immer größer wer­

den. Die~er Effekt ist nicht neu. Dieser Effekt ist seit Anfang 
der 90er-Jahre eingetreten. Seit Anfang der 90er-Jahre über­

steigen die Zinsausgaben die Nettokreditaufr'iahme. 

Meine Damen und Herren von der CDU, hören Sie genau zu, 

ganz ruhig und unaufgeregt: Bis Ende der 80er-Jahre konn­

ten sich die dama[igen Landesregierungen mit ihrer Netto-

Meine ·Damen und Herren, ich begrüße weitere Gäste im -

Landtag, und zwar Studenten der Universität Gießen sowie 

- Schülerinnen und S~hüler der 13. Jahrgangstufe des Gymnasi­

·ums C!m Rittersberg Kaiserslautern. Herzlich willkommen im 
Landtag! · 

(Beifall im Hause) ~ 

Es spricht Herr Abgeordneter Herbert Jullien. 

Abg. Jullien, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst darf ic~ 
von dieser Stelle CJ'us dem erkrankren Finanzminister gute 
Besser~un~g vyünschen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 
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Herr Staatssekretär Dr. Deubel und Herr Dr. Mertes, was Sie 

soeben ausgeführt haben, muss man sich wieder in Zahlen 
vor Augen halten. Sie haben von einem Abbau der Verschul­

dung gesprochen und davon, was wir alle zur Genüge wissen, 

nämlich dass bis zum Jahr 2008 ein ausgeglichener Haushalt 

ohne neue Kreditaufnahme vorgelegt werden soll. Sie haben 

aber nicht gesagt, dass diese Landesreg-ierung seit 1991 die 

Gesamtverschuldung dieses. Landes verdoppelt hat und sie 

überhaupt keine andere Möglichkeit mehr hat und es über­
haupt keinen anderen Weg gibt, als nun auf die Schulden­

bremse zu treten,_ meine Damen und Herren. Das ist do-ch die 

Situation, vor der wir steh~n. Das L~nd ist finanziell hand­
lungsunfähig. 

(Beifall der CDU) 

Herr Kollege Dr.-Mertes, wenn man andere Leute als Mär­

chenerzähler bezichtigt,-sollte man sich auch einmal Gedan­

ken daraber machen, was der Verfassungsgerichtshof des 

Landes Rheinland-Pfalz am 27. Mai 1997 verkündet hat. Hö­

ren Sie bitte einmal genau zu. 

Es wird festgestellt: "Der Minister der Finaozen· hat das Recht 
des Landtages aus Artikel116 der Verfassung für Rheinland­
Pfalz verletzt, indem· er zu Lasten des LandeshaushaltS 1996 

geleis~eten,- übeq~]anmäßigen Ausgaben in Höhe von 
8,494 Millionen_DM zustimmte, obwohl die Voraussetzungen 
des Artikels 119 der Verfassung des Landes Rheiriland-Pfalz 

nicht erfüllt.waren." 

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

Meine Damen und Herren, im -Klartext heißt dies, dieser Fi­

nanzminister hat verfassungswidrig gehandelt. Er hat einen 

Verfassungsbruch begangen. Das sollten Sie einmal zur 
Kenntnis nehmen, ehe Sie andere Leute als Märchenerzähler 

oder Ähnliches bezichtigen oder ihnen vorhalten, sie würden 
mit geschönten Zahlen operieren. 

(Zurufvonde_rCDU: Ganzgenau!­

Bischel, CDU: Das hat er 

schon vergessen!) 

Herr Dr. Me.rtes, Sie sind schon-so lange im Haushalts- und Fi­

n'anzausschuss, sodass ich davon ausgehe, dass auch Ihnen 

dieses Urteil bekanntsein wird. Ich möchte es mir verkneifen, 

noch weiter darauf einzugehen. Aber es ist im Urteil des Ver­
fassungsgerichtshofs Rheinl~md-Pfalz vom 27. Mai 1997 nach­

zulesen. 

Meifle sehr verehrten Damen und Herren, die Haushaltsbi­

lanz des Jah~es 1999 weist in derTat eine durchaus als positiv 

zu b~wert~nde Ausgangssituation aus, jedoc_h begünstigt 
durch zwei Faktoren, nämlich zum einen durch den Glücksfall 

der unerwartet hohen S:J:euermehreinnahmen und zum an-

- deren durch die Verlagerung von Schulden in.Nebenhaushal-

te, wie dies beispielsweise_ bei der- Privatfinanzierung von 
Baumaßnahmen erfolgt ist. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Alles Maßnahmen, die die CDU mitge­

tragen hat! Die privaten Vorfinan­

zierungen finden immer Ihre 

Zustimmung!) 

-Wieso mitgetragen? 

Hier werden Zahlen ausgewiesen, denen man -die Bezeich­
nung "geschönt" verleihen kann. Insoweit ist das, was Siebe­
treiben, keirie solide Haushalts- und Finanzpolitik, mein·e Da­

men und Herren. 

Im Übrigen findet die ·wirkliche Haushaltskonsolidieru'ng 

nicht statt. Die Landesregierung hat sich für clas Vorwahljahr 

2000 wiederum eine neue Konsolidierungspause verordnet. 

Die offiziell ausgewiesene Nettoneuverschuldung soJI gegen­

über dem Ansatz im Jahre 1999 praktist:h unverändert hoch 

bleiben, und erst im Jahr 2001 soll es nach Plan richtig losge­

hen, wobei jedoch die Verg~ngenheitund die Erfahrung zei­

gen, dass derartigen Ankündigungen keine Taten folgen, 
sondern cjass es mehr oder weniger_ Versprechen.sind: die in 
derTat nicht realisiert und eingeh?lten werden. 

Meine Damen und_ Herren, mein Fazit lautet abschließend: 

Nichts Neues in Rheinland-Pfalz! Das Schuldenmachen geht 
munter weiter: 

(Beifall bei der CDU-

ltzek, SPD: Für das Protokoll: Schwacher 
Beifall bei der CDU!) 

Präsident Grimm: 

'Es spricht Herr Abgeordneter Dr. Mertes. 

Abg~ Dr. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Jullien, es 

wird Ihnen nicht gelingen, gegen einen starken Strom anzu­

schwimmen. Genausowenig wird es Ihnen gelingen, ein gutes 

Jahresabschlussergebnis 1999 im- Landtag schlecht zu reden. 
Das schaffen Sie nicht. 

(Beifall der SPD) 

Das ist nämlich Ul}möglich, und deshalb ist das, was Sie heute 

yersuchen, schlichtweg ein Schuss in den Ofen. Aber wenn· 

man in den Ofen schießt, wird man pechschwarz. Das sind Sie 

natürlich schon. 

(Beifall des Abg: Mertes, SPD) 
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Meine Damen und Herren, wenn Herr Jullien einfach igno: 
riert, was Herr Dr. o'eubel zum Schuldendienst vorgetragen 

h~t.. 

(Mertes, SPD: Das war anspruchsvoll!) 

dann möchte ich es Ihnen einmal ganz simpel machen. Neh­

men Sie doch einfach die 22 Milliarden DM Schulden, die Sie 

bis i991 gemacht haben. Das sind gute Schulden gewesen; 

denn die haben Sie gemacht. Dann rechnen Sie Zins ~nd Zin­

seszins hinzu und werden dann zu _dem Ergebnis kommen, 

dass dieser Betra_g höher ist als unser derzeitiger Schulden­
stand von rund 35 Milliarden DM. Ich gebe zu, er ist zu hoch, 
und wir bemühen uns-seit Jahren um eine Konsolidierung. 

(Zu rufvon der CDU: Aber es 
passiim·nichts!) 

Der Präsident des Rechnungshofs hat auch Recht- dies habe 

ich vorhin schon ausgeführt-, wenn er sagt, das ?iel der er­

weiterten mittelfristigen Finanzplanung, bis zum Jahr 2008 
einen Haushalt ohne Neuverschuldung aufzustellen, muss er­

reicht ~erden._lch sage Ihnen, der Haushalt 1998 und der 
Haushalt 1999 waren hervorragende Zwischenergebnisse im 

Hinblick auf die Erreichung genau dieses Ziels. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Die Nettokreditaufnahme, die sich 1999- auf effektiv 

1 289 Millionen DM belief, bedeutet gegenüber_ dem Ist­

Ergebnis des Jah'res 1998 mit einer Nettokreditaufnahme von 

1,879 Milliarden DM eine Rückführung um immerhin 590 Mil­

lionen DM .. 

Meine Damen und Herren, wenn das kein Konsolidierungser­

folg ist, dann weiß ich nic~t mehr; was ein Konsolidierungser­

folg ist. 

(Beifall bei der SPD­

zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Es ist deutlich gemacht worden, dass dies nicht- wie Sfe sa­

gen -sozusagen ein Mitnahmeeffekt höherer Steuereinnah­

men ist, sondern dass es in der Tat-das Ergebnis politischen 

Handeins dieser Landesregierung ist. 

Wissen Sie, eines kann doch auch nicht funktionieren. Wenn 

·wir Steuermindereinnahmen haben, 

(Dr. Schiffmann, SPD: Dannsind 
-wir daran schuld!) 

dann sind wir daran schuld. Wenn wir Steuermehreinnahmen­

.haben, ist- es ein _glücklicher Zufall, dass im Bundesgebiet 
Steuermehreinnahmen auftreten. Meine Damen und Herren, 

so funktion_iert das nicht. Sie wissen ganz genau, dass wir in 

den Jahren 1995, 1996 und 1997 gewaltige Mindereinnah-

men hatten, die wir beim besten Willen nicht voraussehen 
konnten und die Sie auch nicht vorausgesehen haben, Herr 

Jullien. 

(Glocke _des P.räsidenten) 

. Sie haben -!Jns empfohlen, den Waigel'schen Steuerschätzun­

_gen zu glauben und höhere Steuereinnahmen einzustellen .. 

Das war der letzte .,Gerster-1-iaushalt", zu dem Sie ebenfalls 
gesprochen haben. 

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. Zur Politik der Haus­
-haltskonsolidierung gibt es keine Alternative. Wir werden 
diesen.Weg, _den auch der Rechnungshof empfiehlt, zielstre-

--big gehen. Im Jahre 2008 werden wir einen Haushalt -vorle­

gen können, 

(Jullien, CDU: Das erzählen 

Sie seit 1996!} 

der ohne Nettoneuverschuldung auskommt. Ich denke, damit 

haben wir insgesamt gesehen ein sehr positives Ergebnis_ er­

-.reicht. Die Haushalte der Jahre 1998 und 1999 sind gute Zwi­

.schenschritte. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Themas das Wort. 

Abg. Frau T~omas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Dass es dazu keine 

~lternativen gibt, sehe icli nicht, Herr Dr. Mertes. Ich glaube, 

im Zielsind wir gar nicht so stri,ttig. Ich glaube, mit Ausnahme 

der CDU bat bisher niemand im Landtag gefordert, die Netto­
neuverschuldung hochzufahren, sondern es ist im Rahmen. 
der Haushaltsberatungen deutlich geworden, da-ss es in die­

sem Land ein Interesse sein muss, die Nettoneuverschuldung 

nicht weiter hochzufahren. Mittelfristig muss es das Interesse 
sein, die'verschuldung zurückzufahren. 

Wenn Sie aber dann nach den ersten Korrekturen von Konso­
lidierungserfolgen reden, dann erwecken Sie damit den Ein­

druck, als seien Sie schon dabei, .die Verschuldung zurückzu­

fahren. Dann sagen Sie doch einmal deutlich, dass. Sie sich 

weiterhin verschulden, ein bisschen weniger als vorher 

(Mertes, SPD: Entschieden weniger!) 

-deutlich weniger-, aber erwecken Sie nicht den Eindruck, als 

sei die Kärrnerarb~it schon längst getan. Das war der erste 
Punkt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Ich möchte einen zweiten Punkt ansprechen. Ich verstehe 

Oberhaupt nicht, warum sich nichtjemand von der Regierung 

oder jemand von den Regierungsfraktionen einmal hierhin 
stellt- gut, sie haben noch die Chance-, um zu erklären, wie· 

Sie eigentlich gedenken, m_!t der ROcklage umzugehen. Ich 

frage das schon das dritte Mal. 

(Zuruf des Abg. Dr. Mertes, SPD) 

Ich werde es Ihnen erklären, Herr Dr. Mertes. Sie schreiben in 

der Begründung des Ant~ags, der verabschiedet wurde: .,Der 

günstige Haushaltsabschluss 1999 erlaubt es, einen Betrag 
von rund 280 Millionen DM in eine ROcklage einzustellen." 

Das heißt, wenn·sie 280 Millionen DM in eine ROcklage ein­

stellen, dann müssen Sie sie in der Hand haben. Sie müssen 

doch irgendetwas haben, was Sie in eine ROcklage stellen 

können. 
(Dr. Mertes, SPD: Buchrocklage!) 

- J_a, eine Buchrocklage. Die Landesregierung hat gleichzeitig 

gesagt, die 280 Millionen DM haben wir gar nicht mehr, weil 

wir die Nettoneuverschuldung um 280 Millionen DM zurück­
geführt haben. Dann muss es doch sein, dass· einer von Ihnen 

die Unwahrheit sagt. 

(Mertes, SPD: Oh nein!) 

oder Sie erklären und erläutern es. So geht es jedenfalls nicht. 

Herr Mertes, Sie haben im Januar nicht widersprochen, als ich 

gesagt habe, Sie setzen darauf. diese frohe Botschaft zwei­
mal zu verkaufen, nämlich jetzt im Jahre 1999, indem Sie sa­

gen, wir reduzieren die Nettoneuverschuldung, und im Jahre 
. 2001, wenn Sie sagen, wir haben nicht die Notwendigkeit. sie 

hochzufahren. Dann habe ich Sie gefragt: Warum machen Sie 

· das? - Dann haben Sie gesagt: Weil wir es so wollen. - Dann 
habe ich Ihnen gesagt, warum Sie es so wollen. 

(Zuruf des Abg. Schweitzer, SPD) 

Deswegen wollen Sie es: Sie wollen mit Ihrem angeblichen 

Sparkurs punkten. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Das ist das Einzige. Wenn Sie damit punkten wollen, ist d§ls · 
wunderschön. Herr Kuhn, Sie haben auch applaudiert. Wenn· 

Sie aber damit punkten wollen, dann geht das nur einmal 

und nicht zweimal, nämlich 1999 und 2001,-meine Damen 
und Herren. · 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Mertes, SPD: Wirfohlen uns ertappt!)· 

Präsident Grimm.: 

Ich erteile noch: einmal Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. · 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! F'rau Thomas, es 

geht in der· Tat nur einmal, nicht zweimal, das wissen wir 

auch. Sie können sicher sein, dass die 280 MiHionen DM so 

verwel')det werden, dass wir in de.r Lage sind, sie mit zu er­

wartenden Steuermindereinnahmen zu kompensieren. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Dann erklären Sie es doch einmal!) 

-Hier wird nicht getäuscht: Es geht nur einmal, dabei bleiben 

wir natürlich auch. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einmal einige 

Worte zu der Nettokreditaufnahme und der Relation zur Kre­

ditobergrenze sagen. Wenn Sie sich diese Kurven anschauen 

- Frau Thomas, ich würde auch Sie bitten, dies zu machen -, 
dann stellen- Sie fest,, dass diese Schere seit dem Jahr 1999 

wieder auseinander geht. Es bestand eine bedenkliche Nähe; 
-das sehen Sie auch so. Die Schere geht kontinuierlich auf, also 

die Differenz zwischen Kreditobergrenze und Nettokredit­
aufnahme-wird größer. Das muss auch so sein, das habe ich 

hier schon mehrfach gesagt: Die Definition der nach der Ver­
fassung zulässigen Kreditobergrenze ist auch nacn unserer 

Einschätzung nicht realistisch. Dazu werden wir in der näch­
sten Zeit noch etwas hören. 

_Ich- möchte aber noch eine Bemerkung machen. Wir schätzen 

den Rechnungshof als eine wertvolle Institution. Ich möchte 
daher nicht falsch verstanden werden. Ich möc~te aber eine­

Aussage doch modifizieren. Im Bericht des Rechnungshofs 
steht sinngemäß, dass die lnvestitionsquote, die relativ hoch 
ist, letztlich zu einer wachsenden Verschuldung führe. Ge­

statten Sie mir, dass ich das etwas relativiere. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nein, das kann man nicht relativieren! 

So ist es!-
Jullien, CDU: Es wird auf Pump investiert!) 

-Wenn Sie mich einmal anhören, kann ich vielleicht auch Sie 
überzeuge-n. Das wäre ein Riesengewinn, Frau Thomas. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das glaube ich nicht! Probieren 

Sie es einmal!) 

Nach unserer Einschätzung sollte dieser direkte Zusammen- . 

hang nicht entstehen. Nach unserer Einschätzung müssen wir 
zu einer Reduzierung anderer Ausgaben kommen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Aber das haben Sie bisher nie gemacht!) .. 

Die Korrelation zwischen Investitionsquote und Neuverschul­

dung woBen wir auch so nicht sehen. Wir wollen sie nicht so 
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sehen. Wir wollen die Investitionsquote hochhalten-und die 

anderen Ausgaben reduzieren. _Das ist unser Ziel. 

Noch einmal zusammenfassend gesagt, wir g~hen den Weg 

einer Verringerung der Kreditaufnahme, der klar vorgezeich­

net ist. Es wird uns gelingen, !m Jahre 2008 die Nettokredit- ' 

aufnahme auf Null zurückzuführen und dann mit der Rück­

zahlung der in derTat zu hohen Schulden beginnen. 

Danke schön. 

-(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

- Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe nun Punkt4derTagesordnung auf: 

.•. tes Lanclesgese:tz zur Änderung der 
Verfassung für Rheinland-Pfalz 
Gesetzentwurf der Fraktionen 

der SPD, CDU und F.D.P. 
-Drucksache 13/5066-

.Zweite und Dritte Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 

-Drucksache 13/5427-

-Änderungsantrag (!er Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksetehe 13/5439-

Ich erteile zunächst der Berichterstatterin, der Abgeordneten 
Frau-Grützmacher, das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das heute vorlie­

gende Landesgeset.! z-ur Änderung der Verfassung yon 

Rheinland-Pfalz hat eine ·sehr lange Vorgeschichte, wenn 

man vor allem _noch die- beiden Enquete-Kommissionen aus 
der "12. und 13. Legislaturperiode mit "einbezieht. ln diesen 

-Enquete-Kommissionen wurde sehr ausführlich über verfas­

sungsändernde Dlnge gesprochen. Heute werden die Ergeb­
nisse aus beiden Enquete-Kommissionen in dTese Änderung 

der Verfassung aufgenommen. 

Durch Beschluss des Landtags vom 15. Dezember 1999 wurde­

der Gesetzentwurf so, wir er vorliegt, an c;Ien Rechtsausschuss 
überwiesen. Der Rechtsausschuss hat den Gesetzwurf in sei­

ner 35. Sitzung am 13. Januar 2000 und in der 36~ Sitzung am 

10. Februar ~000 be~aten. Die Beschlussempfehlung lautet, 

dass der Gesetzentwurf mi~ folgender Änderung angenom- -

-men wird: ln Artikel 2 Satz 1 wird nach dem Wort "am" das 

Datum "18. Mai 2000" eingefügt. 

(Beifall im Hause)· 

·Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Aussprache urid er­

teile Herrn Abgeordneten Dr. Schiffmann da~ WÖrt. 

Abg. Dr. Schiffmann,SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! In 

der ersten Lesung des Gesetzentwurfs voR SPD, CDU und 
F.D.P. zur- Reform der Landesverfassung haben wlr sehr aus­

führlich die einzelnen Teile dieses Reformpakets besprochen: 

die Gr!Jndrechte, die Staatszielbestimmungen, die stärkeren 

Elemente direkter Demokratie, die Stärkung der Kompeten­

zen des Land~ags und die Veränderungen im Verhältnis von 
Exekutive und Legislative sowie die neuen Regelungen über 

die Verfassungsbeschwerde und den Verfassungsgerichtshof. 

Ich möchte deshalb heute nur noch· auf einige wenige weite­
re Aspekte eingehen, die uns im Hinblick auf eine Revitalisie­

rung des Landesverfassungslebens wichtig erscheinen . 

Gestatten Sie mir vorab aber einige Bemerkungen zu dem 

nach derersten Lesungeingebrachten Änderungspaket der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Nach den Abstimmungs­
ergebnissen von zwei Enquete-Kommissionen - Frau Kollegin 

Grützmacher hat darauf liingeWiesen- und dem Diskussions­

prozess der letzten Jahre hätte es nahe gelegen, sich auf we­
nige Essentials zu beschränken. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es hätte etwas ganz anderes nahe 

gelegen, Herr Dr. Schiffmann!) 

Wir hatten unsere ·Bereitschaft erklärt, in einem _solchen Fall 

in weitere Gesprache mit dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein­

zutreten, um ernsthaft auszuloten, ob es nicht_ doch m~glich 
wäre, die Zustimmung aller Fraktionen in diesem Haus zur 

Reform der Landesverfassung zu erreichen. 

Die Grünen haben dann sehr.spät einen umfangreichen Kata- _ 

lbg von Änderungs- und Erweiterungsvorschlägen vorgelegt, 

auf den sich gesprächsweise einzulassen bedeutet hätte, den 
Ber?tungsprozess von acht Jahren mit dem absehbaren Er­

gebnis noch einmal von vorn aufzurollen, dass sich im Hin­

blick auf die notwendige Zweidrittelmehrheit im Landtag na­
hezu gar nichts als sinnvoll verhandelbar herausgestellt hät­

te. 

Bis auf einige-Punkte, über die man aus unserer Sicht durch­

aus hätte sprechen können, haben die GRÜNEN einen Kata­

log vorgelegt, der nicht auf den notwendigen Konsens, 
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sondern unter Umständen innerparteilich motiviert auf rei­
nes politisches Flagge-zeigen ausgerichtet war. Das ist aus 

vielen Gründen, auch verfassungspolitischen Gründen, zu be­

dauern. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das hatte seine Gründe, Herr Dr. Schiffmann! 

· Das wissen Si!'! genau !) 

Meine sehr vereh:ten Damen-und Herren, mit dem jetzt zu 

verabschiedenden Reformwerk bringenwir eine ganze Reihe 

- von bereits vorhandenen Staatszielen in eine sprachliche und 

begriffliche Form, die dem rechtlichen und sozialen Verständ­

nis der Bürgerinnen und Bürger am Beginn des 21. Jahrhun­
derts entspricht. Das sagt nichts über die·unbestrittenen.Qua­

litäten der Fo~mulierung der Verfassungsväter und Verfas­

sungsmütter von 1946/1947 aus, die damals versuchten, nach 

den fürchterlichen Erfahrungen des [IJ_ationalsozialismus dem 

neugebildeten Staatswesen eine neue rechtliche, ethische 
und moralische Begründung und ·aber die Definition von 

Staatszielen auch Auftrag und Richtung zu geben. 

Aufbauend·darauf haben über 50 Jahre politischer, gesell­

schaftlicher und wirtschaftlicher Entwicklung sowie Erfah- . 

rung auch andere Vorstellungen von den Prioritäten staatli­
chen Handeins und den Gütern geschaffen, die vorrangig 

durch den Staat und auch die Gemeinden geschgtzt und ge­

fördert werden müssen. Aber auch die Vorstellungen über 

das Wie haben sich gewandelt .. Ich nenne hier nur. beispiel­
haft unsere Verfassungsöestimmung Operden Schutz und die_ 

Förderungvon Ehe und Familie und zur Erziehung unserer 

Kinder. 

So hat zum Beispiel auch das jetzt im neu for_mulierten Arti­

kel 50 verankerte ausdrückliche. Bekenntnis zur sozialen 
Marktwirtschaft als Grundlage unserer Wirtschaftsordnung 
mit ihrer Vorgabe, dass die Gesetze des Marktes nicht absolut 

gesetzt werden dürfen, sondern sozialverträglich reguli'ert 

werden müssen,.gerade in einer Zeit, in der es darum geht,' 

Antworten auf die Globalisierung der Wirtschaft zu finden, 

nicht nur hohe Symbolkraft, sondern es formuliert auch einen 

zentralen Auftrag .an die Politik. Dem tragen wir auch in an­

deren Bereichen durch eine Reihe von neuen und neu formu­

lierten Staatszielbestimmungen Rechnung. 

Dazu hat Herr Kollege Berg von der CDU in der ersten Debat­
te einige kritische Anmerkungen mit dem Tenor gemacht, ob 
wir dabei nicht des Guten zu viel machen würden. Ich denke, 

es ist durchaus legitim - wie ich es auch in anderen Gesprä­

chen vernommen habe-, zu fragen, ob wir mit einer Vielzahl 
von Staatszielbestimmungen nicht zu sehr staatliches Han­

deln einmauern oder ob die Vielzahl der Staatszielbestim­

mungen. nicht letztendlich zu einer· gewissen Beliebigkelt 
führen wird. Ich denke, wir haben mit dem jetzt vorliegenden 

Reformwerk ein vernünftiges Maß gefunden, das den Staat, 

das Land und die Gemeinden nicht überfordert. 

Es kommt etwas Weiteres hinzu. Die Erfahrung mit dem öf­

fentlichen Diskurs über die Reform unserer Landesverfassung 

hat gezeigt, dass es weniger eine breite Debatte oder gar 

breites öffentliches Interesse an den neuen institutionellen 
organrechtlichen Bestimmungen gegeben hat, sondern vor 

allem an den Grundrechten und an den Staatszielbestimmun­

gen, ob das beispielsweise die Verankerung des Tierschutzes, 

die FÖrderung des Sports, die Achtung der Rechte von Min­

derheiten, der Schutz der Behinderten vor Diskriminierung 

oder das Recht auf Wohnung und das Recht auf Arbeit wa­

ren. Das hat jeweils Diskussionen und Debatten im gesell­

schaftlichen Umfeld ausgelöst und zu Vorschlägen an den 

Landtag geführt. Deshalb gehe ich. davon aus, dasses-ob zu 

Unrech~ oder zu Recht;·das rriag dahingestellt bleiben- gera- . 

. de diese Staatszielbestimmungen.sein werden, die im öffent-

lichen Bewusstsein das Interesse an und die Auseinanderset­

-zung mit der überarbeiteten Landesverfa~sung fördern wer­

den. 

Es hat ~ber in jüngster Zeit insbesondere in den Reihen der 
kommunalen Spitzenverbände im Zusammenhang mit der 

neuen Formulierung über die· Pflege und Förderung des kul­

tureilen Schaffens durch das Land und die Gemeinden sowie 

die Gemeindeverbände, aber auch mit der verfassungsrechtli­

chen Verankerung der Pflege und Förderung des Sports· 

durch das Land und wiederum durch die Gemeinden sowie 
Gemeindeverbände zu Debatten geführt. Dabei wurde die 

Vermutung in den Raum gestellt,_ob damit nicht durch die 

Hintertür der Verfassung das Land den Kommunen ohne fi­

nanzielle Kompensation eine n,eue Pflichtaufgabe zuschie­

ben würde, vor allem, weil gleichzeitig die langjährige Forde­
rung der kommunalen Spitzenve[bände nach Verankerung 

c;les Konnexitätsprinzips in 'der Verfassung nicht_ umgesetzt 
wird. Hier liegt eindeutig ein Missverständnis über die Bedeu­

·tung und Wirkung von Staatszielbestimmungen vor. 

Sie s.ind Programmsätze, aus denen der Einzelne keine unmit­
telbaren Rechte gegenüber dem Staat, gegenüber der Ge­

meinde oder auch dem Landkreis ableiten kann. ln der Be­

gründung zu dem vorliegenden· Gesetzentwurf ist. deshalb 

eindeutig und ausdrücklich gesagt, dass· diese Zielbestimmun­

gen keine subjektiven Rechte begründen. 

Staatszielbestimmungen haben- darüber besteht in der Ver­

fassu!1gsrechtslehre Übereinstimmung - die Aufgabe, bei ei­

nem weiten Handlungsspielraum für die Staatsorgane Orien­
tierung und Vorgaben für staatliches Handeln zu geben. Das 

gilt nicht nur für die Staatszielbestimmungen im Grundge­
setz, sondern auch für dfe ih den Landesverfassungen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsenfLandesver­

fassung steht mit vielen Regelungen - insbesondere im Be­
reich der Grundrechte und der Staatsziele-zum Teil in einem 

Konkurrenzverhältnis~ iu'm Teil aber auch i~ friedlicher Ko­

existenz zu den Verfassungsbestimmungen des Bundes im 
Grundgesetz. ln der Vergangenheit hat das dazu geführt, 

dass in der breiten Öffentlichkeit des Landes derTeil unserer 
Landesverfassung, der sich nicht mit der Regelung, der Stel-
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_Jung und den Kompetenzen der Verfassungsorgane und mit 
der Gesetzgebung befasst, als verstaubt oder ga~ als irrele­

vant angesehen wurde. 

. . 

Die auf unseren verstorbenen Kollegen Caesar zurückgehen-

de Bereinigungsaktion, in der die durch das Grundgesetz und 

die Bundesgesetzgebung überholten ursprünglichen Bestim-

mungen unserer Landesverfassung entfernt bzw. angepasst 

worden sind, war ein erster wichtiger Schritt, die Aktualität 

und die Akzeptanz unserer Landesverfassung zu erhöhen. 

Noch wichtiger war der Schritt, mit dem Gesetz zur Änderung 
des Landesgesetzes über den Verfassungsgerichtshof vom 

- 10. November 1992 das Instrument der Individualverfassungs­

beschwerde einzuführen, allerdings- das war wahrscheinlich 
ein Grund dafür, dass dieses Instrument weitgehend unge­
nutzt und unbekannt geblieben ist- nu-r einfachgesetzlich. 

lc.h halte e.s deshalb für einen ganz wichtigen Schritt für eine 

breite Verankerung der Landesverfas.sung, dass wir den Vor­
schlägen der Enquete-Kommission .,Verfassungsreform" fol­

gend jetzt die Individualverfassungsbeschwerde- ich sage be­

wusst nicht .,die Popularklage"- jetztauch förmlich im neuen · 

Artikel130 a der Landesverfassung verankern. Künftig kann 

. jeder Mann oder jede Frau, wenn er oder sie der Auffassung 

ist, in seinen durch ·die Landesverfassung garantierten Rech­

t~n~ verletzt worden zu sein, Verfassungsbeschwerde zum 

Verfassungsgerichtshof er)1eben. Damit soll aber b<:ileibe 
nicht einer Klagehysterie das Wort geredet werden, sondern 

einer aktiven Identifikation unserer Bürgerinnen und Bürger 

mit ihrer Verfassung. Auf diesen wichtigen Aspekt wi~d spä­
ter am heutigen Nachmittag im Zusammenhang mit der Vor­
lage des Landesgesetzes über den Verfassungsgerichtshot in 

·der die Folgeänderungen eingebaut werden, noch ausführli­

cher zu spr~chen sein. 

Meine sehr verehrten Damen Lind Herren, im Landtag und in 

·der Öffentlichkeit ist bereits ausführlich über die von der 
·CDU-Fraktion als .,conditio sine qua non" eingebrachte For­

mulierung in Artikel 3 Abs. 2 der Landesverfassung über den 
Schutz des werdend~11 Lebens- wie es dort he_ißt -, insb-eson­
dere durch umfassende Aufklärung, Be-ratung und soziale 

Hilfe· diskutiert worden. 

Gerade weil es bei diesem Thema von äußerster politischer 

und ethischer Sensibilität eine vorrangige bundesrechtliche 

Schutzvorschrift gibt; die im Bund in einem ganz schwierigen 
Prozess gefunden worden is~, macht dieses Unterfangen aus 

unserer Sicht verfassungspolitisch und politisch keinen Sinn. 
Wir tragen trotzdem ihre Aufnahme in unsere Landesverfa·s­
sung mit, weilansonsten die gesamte ·Reform an der CDU ge­

scheitert-wäre und weil die aus:oer brandenburgischen Lan­

desverfassung übernommene Staatsziei-Förmulierung eben 
nur die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und 

die Bundesgesetzgebung wiederholt. 

. Ich sage, wir tragen sie mit großer Mehrheit rnit, aber auch 

mit _großem Respekt für diejenigen in unserer Fraktion, 'die, 

weil es für sie eine bedeutsame Gewissensentscheidung dar-

stellt, um eine Einzelabstimmung ·über <Jen Artikel1 Nr. 1 des 
Gesetzentwurfs gebeten haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unter Umständen 

folgenreicher im Hinblick auf den~ künftigen Stellenwert der 

Verfassungen der deutschen Länder wird das immer stärker · 

zur Geltung kommende Spannungsverhältnis zwischen inner­

staatlichem Verfassungsrecht und europäischem Recht und 

noch mehr der europäischen Rechtsprechung· durch den 

EuGH werden, was gerade in jüngster Zeit durch das· Urteil 

des· EuGH zum Bundeswehrdienst von Frauen bzw. indirekt 

zur Gültigkeit des Wehrpflichtartikels 12 a des Grundgesetz;es 

als Proble111 auch einer breiten Öffentlichkeit deutlich gewor­
den ist. Die Frage, pb und in welchem Umfang europäisches 

Recht_ Bundesverfassungsrecht bricht oder brechen kann, 

kann sich jederzeit auch für Konflikte zwischen europäischem 
Recht und Landesrecht und Landesverfassungsrecht darstel­

len. ·Das ist umso kritischer zu beurteilen, als den europäi­

schen Vertragswerken bisher insbesondere ein eigener 
Grundrechtsteil fehlt.· 

Wir sollten also.alle nicht nur die Bemühungen unterstützen, 

jetzt schon im Zusammenhang mit der anstehenden EU­

Regierungskonferenz zur Reform der EU-Institutiorwn eine 

konkrete und praktikable Umsetzung des Subsidiaritätsprin-· 

zips und eine einklagbare Umsetzung zu verankern, sondern 

wir sollten vor allem auch darauf drängen, dass es zu einer 

umfassen?en Neufassung der Vertragswerke und dabei zu ei­

ner Verankerung eines europäischen Grundrechtskatalogs 

kommt, um auch hier im Interesse der Bürgerinnen und Bür­
ger zu mehr Transparenz zwischen den· innerstaatlichen und 

überstaatlichen Rechtssystemen zu kommen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir heute 

das gesamte Paket der Änderungen unserer Landesverfas­
sung verabschiedet haben, wird sie einerseits ihren unver­
wechselbaren historisch gewachse,nen Charakter behalten 

haben. ·Sie wird aber andererseits auch ein gutes Stück mo­

derner, verständlicher und bürg_ernäher gellVorden sein. Dies 

unseren Bürgerinnen und Bürgern zu vermitteln, kann nicht 
allein von der Politik geleistet werden. Dazu·werden wir auf 

die aktive Mithilfe der politischen Bildung, der Schulen und 

der M~dien angewiesen sein. 

Ich möchte an dieser Stelle deshalb in~beso~dere die Medien 

einladen, über die Berichterstattung_ zur-parlamentarischen 
Beratung hinaus ausführlich über die neuen Verfassungsbe­
stimmungen zu informieren und die Bürgerinnen und Bürger· 

-- . -
.zu ermutigen, sie mit Leben zu erfüllen. 

. (Beifall der SPD·und bei der F.D.P.) 

- Wir Abgeordneten als Teil des. obersten vom Volk gewählten 

Organs der Willensbildung, wie es .jetzt in der Verfassung 

heißt,bleiben aber nichtsdestotrotz aufgerufen, gezielt, ins­
besondere in Kontakt mit jungen Menschen und den Schulen, 
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für ein aktives, staatsbürgerliches Verständnis unserer Lan­
desverfassur)g zu werben. 

Ich weiß, diese Bemühungen sind nicht einfach. Sie werden 
nicht von schnellen Erfolgen gekrönt sein, insbeson_dere in 

Zeiten wie diesen, in denen einige Politiker, die hohe und 
höchste Ämter in unserem Staat in Bund und Ländern inneha­
ben und innegehabt haben, den Gesetzen und der Verfas­
sung, auf die sie_ ihren Amtseid geleistet haben, nicht den 
notwendigen Respekt erwiesen, sich sogar teilweise über sie 
hinweggesetzt und stattdessen persönliche und Parteienin­
teressen höher gestellt haben. 

Auch wenn oft ein anderer Eindruck erweckt wird, wir haben 
gegenwärtig keine Staatskrise, sondern die Krise einer Partei. 
Aber diese Krise hat auch eine Vertrauenskrise im Verhältnis 
der Bürgerinnen und Bü~ger zu Staat und Politik ausgelöst, 

von der wir alle betroffen sind. 

_ Wer Verfassungstreue und Verfassungspatriotismus von den 
Bürgerinnen und Bürgern erwarte-i:, der muss mit untadeli­

gem Verhalten und Rechtsverständnis seine Vorbildfunktion 

erfüllen. 
(Beifall bei der SPD) 

Er muss den Vertrauensvorschuss, der ih-m im Akt der Wahl 
zugebilligt wurde, alltäglich auch rechtfertjgen. Die Treue 
zur Verfassung kann und darf nicht unter dem persönlichen 
Vorbehalt von irgendwelchen E~renworten_gestellt werden, 
weil sonst unsere Rechtsordnung und unser Rechtsgefühl aus­
einander bricht. 

Die Erforschung und Aufarbeitung all der Spendenskandale 
auf Bundes- und Landesebene durch die Medien hat gezeigt, 
wie unverzichtbar die Kontrollfunktion der Medien als infor­

melle vierte Gewalt in unserem Staat für eine funktionsfähi­
ge demokratische Verfassung ist. So erweisen sich gerade die 
Informations- und Medienfreiheit nach Artikel 5 des Grund­

gesetzes und nach Artikel 10 der Landesverfassung auch in 
Krisensituationen wie diesen als tragende Säulen unserer 
Verfassungsordnung. 

Meine sehr verehrten -Damen und Herren, diese Verfassungs­
reform war über Jahre hinweg ein besonderes Anliegen un­

seres verstorbenen Kollegen Caesar. Mit Engagement, ja mit 

intellektuellem Herzblut hat er als Justizminister und in den 
Ietzten Monaten als Abgeordneter um das Zustandekommen 

dieser Reform gerungen. Diese Reform wird in herausragen­
derWeise mitseinem Namen verbunden bleiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall der SPD Und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Es spricht Herr Abgeordneter Berg. 

Abg. Berg, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Jedes Jahr am 18. Mai wehen auf den öffentli­
chen Gebäuden die Fl_aggen des Landes Rheinland-Pfalz. 

Doch werweiß eigentlich warum? 

-Wenn ein Bürger unseres Landes erfährt, dass es der Tag der 
Landesverfassung ist, ist er dann schlauer? Kann er sich dar­

unter irgendetwas vorstellen; oder will er damit überhaupt 
behelligt werden? Welche Schjüsse haben wir als Abgeordne­
te daraus zu ziehen, wie wir die Interessen unserer Bürger zu 
vertreten haben? Haben wir den Kontakt zur'Realität, zu den 
Problemen der Bürger verloren? Darf es sich bei der Novellie­
rung der Landesverfassung etwa nur noch um eine Themen­

stellung handeln, die den Binnenbetrieb einer abgeschotte­
ten Politikerkaste beschäftigt? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich meine, nein. Je­

der Staat und auch jedes Bundesland sind auf eine Verfas­
sung angewiesen, mit der sich der weitaus überwiegende Teil 
der Bürger identifizieren kann. Ohne einen Konsens über we­
sentliche Grundwerte ist ein friedliches 'Miteinander unter 
den Bürgern kaum vorstellbar, und für ein funktionierendes 
Staatswesen ist es darüber hinaus unerlässlich, erstens die 
Handlungs- und Eingriffsr:nöglichkeiten des Staates gegen­
über dem Bürger, also eine klare Kodifizierung des Verhält-­
nisses des Bürgers zum Staat und des Staates zum- Bürger, 

festzuschreiben, und zweitens ist eine klare Aufgabenab­
grenzung vo':l exekutiver, legislativer und judikativer Gewalt 

erforderlich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Systematik 

findet sich auch in unserer Landesverfassung wieder. Unsere 
Landesverfassung ist übrigens die älteste Verfassung der Bun-· 
desrepublik Deutschland. Sie trat bereits im Mai 1947 in Kraft 
und damitschon lange vor der Formulierung des Grundgeset­
zes. 

Die darin enthaltenen, uns heute als selbstverständlich er­
scheinenden Mitwirkungsrechte bedeuteten nach einer Zeit 
der Einschüchterung und totalen Entmündigung der Bürger 

durch-den Staat einen ~p_ochalen Wandel. Von nun an sollte 

jeder Bürger die Möglichkeit zur Mitbestimmung erhalten. 
_Man war nicht länger staatlicher Willkur ausgesetzt. 

Meine sehr verehrten Dameh und Herren, heute muss man 

feststellen, dass sich leider gegenüber den demokratischen 

Mitwirkungsmögli~hkeiten zunehmend . Gleichgültigkeit, 
Teilnahmslosigkeit bis h-in zu Desinteresse breit gemacht hat. 

Deshalb ist es unsere Aufgabe als Abgeordnete, den Wert ei-­

ner funktionierenden demokratischen Ordnung im Bewusst­
sein der Bürger wachzuhalten. Dazu trägt eine l~bendige 
Verfassung bei. Lebendig kann eine Verfassung nur sein, 

wenn sie von Zeit zu Zeit behutsam den tatsächlichen Gege-
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benheiten und dem gesellschaftlichen Wandel angep<!sst 

wird. 

(Dr.ßraun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Und wennsie eingehalten-wird!­

Weitere Zuru~e von BÜNDI\IIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herre·n, die Neuerung unse­

rer Verfassung kennen Sie. Ebenso bedarf es keiner weiteren 
Erwähnung, dass es sich bei vielen dieser Änderungen letzt­

lich um Kompromisse handelt. Die ursprü~glicheri Positionen 

der einzelnen Fraktionen sind hinreichend bekannt. 

Wir als Christdemokraten freuen uns besonders darü_ber, dass 
es uns gelungen ist, den Schutz des ungeborenen Lebens zu 
stärken. Bereits bisher genießt das ungeborene Leben - das 

ist unstreitig- den Grundrechtsschutz gemäß Artikel 2 Abs. 1 

des Grundgesetzes 

(Zuruf von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und Artikel3 Abs._1 der Landesverfassung. ln dem neu gefass­

teil Artikei3Abs. 2, der an die bestehenden Regelungen und 

an die Rechtsprechung des BundesverfassungsgerichtS an­
knüpft, heißt es, ich zitie·re: .,Für deri Schutz des ungebore­

nen Lebens ist insbeseneiere durch umfassende Aufklärung, 

Beratung und soziale Hilfe zu sorgen." 

Ziel der _Regelung ist es al~o, der spezifischen Gefährdungssi­

:tuation des ungeborenen Lebens zusätzlich Rechnung zu tra- ~ 

gen. Dieser Schutz darf von Verfassungs wegen nicht auf ei­
nen reinen Strafrechtsschutz verengt sein. Es-handelt sich bei 

dieser Regelung somit um eine Konhetisierung des für das 

ungeborene Leben bereits bestehenden Grundrechtsschut­
zes. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Weiteren be­
schränke ich mich auf die folgenden Problemkreise, zum ei­

nen auf die ausufernde Festschreibung von Staatszielen, die 
sich aus unserer Sicht .als wirklich nicht unproblematisch dar­
stellt, zum Zweiten auf die Parlamentsreform und zum Drit­

ten aufdie unterbliebene Neufassung der Wirtschaftsverfas­

s~ng. 

Ich komme zu Punkt 1: Staatsziele.- Die inflationäre Aufnah- . 

me neuer Staatsziele war- das ist bekannt - sicherlich kein· 
Herzensanliegen der CDU. In den vorangegangenen ßeratun:· 

gen. haben wir dies auch _imme~ wiec!er deutlich gemacht; 

äenn nach un~erer Auffassung widerspricht dieses Ansinnen 
sowohl unserer Verfassungstradition als auch der. politisch 

notwendigen Beschränkung des Staates auf seine Kernberei­
che. Gerade ein liberales Staatsverständnis -.der Liberalismus­
ist bekanntlich ein ganz prägendes Element unserer Verfas­

sungsgeschichte- verbietet eine zu starke Einflussnahme des 

c Staates auf den Bürger. 

-
Meine sehr verehrten Damen und Herren, an dieser Stelle 

h'ätten wir als Christdemokraten auf etwas mehr Protest v~m-

seiten der F.D.P. gehof{t. So muss man sich fragen, handeln 

wir mit der Aufnahme weiterer zusätzlicher-Staatsziele nicht 

liberalem Gedankengut zuwider? Warum soll der Staat im­

mer.mehr soziale Wohltaten versprechen, kann er-diese doch 

wegen mangelnder Ressourcen offenkundig ohnehin nicht 

mehr leisten? Das ist aber nicht das eigentliche Problem. Das 

eigentliche Problem wird eher in der Frage deutlich, ob ein 
Mehr an sozialen Wohltaten überl}aupt ein Mehr an Lebens­

qualität, 

(Zuruf von der SPD: Wo bitte?) 

Lebenserfüllung oder mehr Gerechtigkeit ·bedeuten oder 

nicht vielleicht das Gegenteil der Fall ist 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ist das:nicht sehr gewagt?) 

De:;halb 'ist weiter zu fragen: Besteht nicht die Gefahr de~ 

Verselbstständigung dieser Staatsziel_e hin zu Lefstungsan­

sprochen? Steckt deshalb nicht in jedem s~aatsziel ~in Stück 

unbekanntes Risiko? Man fragt sich schon, was für ein Staats­

verständnis - ich schaue auf die Damen und Herren von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ~ haben diejenigen, die einerseits 

bei so verschiedenen Feldern wie Schutz des ungeborenen Le­
bens oder beispielsweise bei _i:ler Verbrechensbekämpfung 

(Dr. Braun, BQNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Staatss-chutz des ungeborenen Lebe_ns!} 

zu weit gehende Eingriffe des Staates geißeln, aber anderer­
sei1s unzählige private Risiken verstaatlichen wollen. Hier 

werden nach meiner·Auffassung unverkennbar Widersprü­

che deutlich. 

(Zur_uf der Abg. Frau Themas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir als Christ~e[llokraten haben uns immer dagegen ge­
wehrt, bewährte Regelungen auf dem Altar des Zeitgeistes 
zu opfern. Wir wollen keine Verfassung, die gerade aktuelle 

politische Probleme_in allgemein gültige Aussagen kleidet. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN: 

Kann ich mirvorstellen bei 

derCDUim Moment!) 

Ein1; VerfC)ssung kann u~d darf nicht Wunschzettei unreali­

sierbarer Vorstellurigen einzelner BOrger und Interessengrup­
P-en sein. Deshalb haben wir:auf die Bremse gedrückt, als es 

um die Frage ging, wie viele neue Staatsziele in die Verfas­
sung hineinkommen sollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ·vielleicht fragen 

Sie, warum stimmt die CDU dieser Verfassungsänderung nach 
diesen kritischen Worten zu? Auch die CDU sieht die Notwen­

digkeit ·einer Aktualisierung der bislan_g geltenden Verfas­

sun!~; denn - das ist ,Konsens - eine Reform war überfällig. 
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Auch dje Eigenheit eines Kompromisses ist es, dass sich jede 

Seite in diesem wiederffnden muss. 

So tragen wir die neuen Staatszielbestimmungen .trotz der 
genannten Bedenken mit. Aber Sie dürfen sich darauf verlas­

sen, dass wir in der Zukunft darauf achten werden, dass sich 

die neu aufgenommenen Staatsziele nicht Schritt f(lr Schritt 

zu Leistungsansprüc:hen gegenüber dem. Staat entwickeln. 

Ich komme zu Punkt 2: .Parlamentsreform. - Ich nenne das 

Stichwort .,Verkleinerung des· Parlaments". Ich habe bereits 

in der ersten Lesung ausgeführt, aus unserer Sicht wäre ein 

mutiger Schritt notwendig gewesen. Dazu hätten viele von 
Ihnen über den eigenen Schatten springen müssen. Dabei ist 

doch allgemeine Auffassung, .dass eine Schlankheitskur des 

Staates überfä.llig ist. Die CDU ist der festen Überzeugung, 

Landtag und Regierung werden hier früher oder später mit 

gutem Beispiel vorangehen müssen. 

·Ich komme zu Punkt 3:_ Wirtschaftsverfassung.- Hier wird in 

Zukunft- ich denke, da waren wir uns e_inig - Raum für eine 

umfassende Neuerung sein. Zum Ausdruck kommt dies etwa 

in dem nach wie vor bestehenden Artikel 61 der Landesver­

fassung; denn wer in diesem Hause hält die Regelung für 
· zeitgemäß, wonach Grund und Boden, Naturschätze und_Pro­

duktionsmittel zur Vergesellschaftung in Gemeineigentum­

oder in andere Formen der Gemeinschaft überführt werden 

können. 

(Zuruf von der SPD) 

Wir waren uns deshalb auch in den Vorberatungen einig, 

dass diesbezüglich weiterer Reformbedarf besteht. 

Meine sehr verehrten DameA und- Herren, Reformbedarf .be­

steht auch hinsichtlich einer weitereTJ Sicherung der Selbst­

verwaltung der Kommunen und insbesondere ihrer Finanz­
. ausstattung. Es stellt sich also konkret die Frage, ob das Kon­

nexitätsprjnzip in der Verfassung verankert werden soll. Dies 

haben - das ist bekannt- SPD und F.D.P. in den Vorberatun­
gen abgelehnt. Aber wir als CDU sind schon der Auffassung, 

dass die Diskussion fortgeführt werden muss und nicht been­

det ist. 

Meine Damen und Herren, wir sehen also, dass es auch in Zu­

kunft von Zeit zu Z~it einen Anpassungsbedarf 'der Verfas­
sung an gesellschaftliche und politfsche Entwicklungen ge­

ben wird: Damit sind jedoch nicht Änderungen gemeint, die 
vermeintlich modern sind, in wa·hrheitjedoch eine Mode dar­
stellen. Es wird immer ein Spannungsfeld zwischen Verfas­

sungsrecht und Verfassungswirklichkeit geben·. 

Meine Damen und Herren, abschließend lässtsich feststellen, 

eine Verfassungsreform eignet sich nicht zur_Profilierung ein­

zelner Parteien und Interessengruppen; denn eine Verfas­
sung ist das Fundament, auf dem alle solidarisch stehen. 

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Entscheidend ist, dass sich die Bürger_ und_ alle, die die Verfas-

. sung tragen, mit ihr identifizieren können.' Wir alle tragen 

den Staat und sind nicht getragen von den Schwächen der Je­

weils anderen ParteL.Deshalb soflten wir.uns gegenseitig re­
spektieren und nicht dem ~rrtum verfallen, auf Dauer von den 

Fehlern der anderen leben zu können. 

Vielen Dank. 

(Anhaltend Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Freydas Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Herr Präsident des 

Verfassungsgerichtshofs!. Die rheinland-pfälzische tandesver­

fassung wurde seit dem Erlassam 18. Mai 1947 33-mal geän­
dert. Grundlegende ~oderu.ngen hat sie dabei jedoch selten 

erfahren. Daher genießt die Landesverfassung in unserem 
Rechtssystem Autorität und auch eine gewisse lnimunitätge­
_genüber tagespolitischem Hand! ungsbedarf. 

Deshalb ist es wichtig, dass Verfassungsänderungen nur dann 

infrage kommen, .wenn hierfür ein breiter Konsens vorhan" 
den ist ·und diese Änderungen auch in unserer Gesel.lschaft 

akzeptiert werden. Die jetzt vorzunehmenden Än_derungen 

sind über viele Jahre sowohl irh Parlament als auch in den 
Fraktionen und Parteien sowie in der Gesellschaft breit disku­

tiert worden. ln der 12. Legislaturperiode hat sich die 
Enquete-Kommission .,Verfassungsreform" und in der lau­
fenden Legislaturperiode die E_nquete-Kommission .,Parla­
mentsreform"· mit Fragen der Landesverfassung intensiv be­

schäftigt. Hieran wurde auch die Öffentlichkeit sehr intensiv 
beteiligt. 

Diese Diskussionen sind nun glücklicherweise zum Abs-chluss 

gekommen. Es ist ein breiter parlamentarischer Kompromiss 

getroffen worden, wenn man auch nach der Rede des Herrn 

Kolleg~n Berg vielleichtwieder daranzweifeln kann, dass die 
Landesve(fassung geändert werden soll. ''' 

Für die F.D,P.-Fraktion erkläre ich ·ausdrücklich, dass uns die 
Reform qer Landesverfassung seit langem aJl! Herzen liegt 

und wir sehr-froh sind; dass endHch ein tragfähiger Kompro­
m'iss gefunden werden konnte. Hierbei wurden auch yiele 
langjährige Forderungen der F.D.P. berücksichtigt. Ich .ver­

schweige jedoch nicht, dass wir noch weiteren Handlungsbe­
darf sehen. 

Lassen Sie mich ·auf diesen Handlungsbedarf eingehen; denn 

in der Wirtschaftsverfassung unseres Landes. entsprechen 



- - 0 

7890 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiod«~ -104. Sitzung, 16. Februar 2000 

manche Bestimmungen nicht mehr dem aktuellen Stand der 
politischen und gesellschaftlichen Diskussion. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Der ganze Abschnitt gehört 

überarbeitet!)-

Wir Liberale sind deshalb der Meinung, dass in der nächsten 
Legislaturperiode eine Enquete-Kommission zur Überarbei­

tung der Bestimmungen der Wirtschaftsverfassung ~inge­

setzt werden sollte. Es hat keinen Sinn, diese Bestimmungen 

bereits jetzt im Rahmen der Verfassungsreform zu reformie­

ren; denn wir benötigen eine intensive Diskussion, die iri die­
sem Bereich bisher noch nicht geführt word_en ist. Ich weise 

darauf hin, dass bereits in der Enquete-Kommission "Verfas­
sungsreform" über Einzelfragen gesprochen worden ist. Eine 

grundsätzliche Auseinandersetzung auf wissenschaftlichem 

und politischem Gebiet istjedoch noch nicht erfolgt. Das soll­

ten wir nicht aus den Augen verlieren und die Reform der 

Wirtschaftsverfassung nach den - Landtagswahlen im 

Jahr 2001 auf die politische Agenda setzen. 

Meine Damen uhd Herren, lassen Sie mich die Schwerpunkte 

der F.D.P.-Fraktion bei der anstehenden Verfassungsreform 

näher erläutern. Herr Kollege Berg, Sie haben vom liberalen 
Verfassungsstaat gesprochen, den auch wir im Auge haben. 

Es entspricht durchaus der herrschenden Meinung .eines libe­
ralen Verfassungsstaates, dass Staatsziele umfassend refor­

miert werden können. Das schränkt das Handeln der Politik, 

der Gesellschaft und der Bürgerinnen und Bümer nicht ein. Es 

gibt jedoch einen Rahmen._ 

Wir stellen fest, d_?SS über 50 Jahre nach Schaffung der Lan­
desverfassung eine gesellschaftliche Diskussion geführt_wird, 
die eine andere ist als nach dem Krieg und in der andere Pro­

bleme. und Fragestellungen erörtert werden.: Dazu gehören 

auch die Fragen: Wie organisiertsich heute eine Familie? Wie. 
stehen wir zu den Rechten der Kinder? Wie stehen wir zu 

'Kunst und Kultur? Wie stehen wir zurri Sport? Wie-stehen wir 

zur "sozialen Marktwirtschaft? Wie stehen wlr zur Frage der 
Wohnraumbeschaffung und -_versorgung? Wie gehen wir mit 

Behinderten, mit unserer Umwelt und mit dem Tierschutz 

um? 

Sie können kritisieren, dass das sehr-viele Staatsziele sind, die 

teilweise neu aufgenommen und teilweise uniformuliert 
'!"orden sind; denn einige dieser Formulierungen befinden 

sich bereits in der Landesverfassung. Sie sind uns die Antwort_ 

schuldig geblieben, wenn Sie die Kritik üben, esseiEm zu viele 
Staatsziele, die Sie konkret nicht hahen möchten. 

(Vereinzelt"Beifall bei F.D.P. 
und SPD) 

c 

Ich kann' mir nicht vorstellen, dass-Sie sich den so bedeuten­
den;Fragen der Behinderte'n, der Kunst, der Kultur und des 

Sports nichtstellen wollen, um nur einige exemplarische.Fra­
gen zu nennen. 

Ich verhehle nicht, dass es bei den Beratungen zu einem Kom­

promiss zwischen allen drei einbringenden Fraktionen ge­

kommen ist. Ich verhehle, auch nicht, dass. meine Fraktion die 

eine oder andere Sache vielleicht nicht so gern gehabt hätte 
und dafür andere Schwerpunkt_e setzt;·wie zum Beispiel bei 

de!r Frage des Schutzes Behinderter, der sozialen Marktwirt-

. schaft, der Verankerung des Sports und auch bei der Frage 

des Grundrechts auf Datenschutz. 

Sie haben andere grundiegende Forderungen gestellt, und 

die SPD-Fraktion hat wiederum andere Forderungen gestellt. 

Da zur Änderung der Landesverfassung eine Zweidrittel­

mehrheit erforderlich -ist, kommt diese Situation zustande. 

Das ist keine Inflation von StaatSzielen, sondern das ist ein 

breiter gesellschaftlicher Kompromiss, und ic;h bin der Mei-

nung, dass wir damit auch gut fahren. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Zu den Staatszielen.zähle ich genauso die Frage des Schutzes 

des ungeborenen Lebens. Nach der Rechtsprechung des Bun­

desverfassungsgerichts umfasst bereits das Grundrecht auf 

die Unantastbarkeit des Lebens auch das ungeborene Leben. 

Insoweit sind Aussagen zum ungeborenen Leben- überhaupt . 

nicht erforderlich. Wenn Sie schon andere Sachen als über­
flüssig bezeichnen, müssen Sie slch diese Frage natürlich auch 
vorhalten lassen. 

Werden diese Regelungen dann, wie VOI! Ihnen-gefordert 

und von uns zugestanden~ in die- Landesverfassung aufge­

nommen, können sie lediglich Zielsetzungen sein. Das ergibt 
sich auch durch aas Vl(ort "insbesondere", das wir in den Arti­

kE•I3 aufgenommen haben, wie der Schutz des ungeborenen 

Lebens bewirkt werden soll. Es handelt sich dabei um ein 
kl-assisches Staatsziel, wie der Staat diesen Schutz umsetzen 

will und nicht um einen Anspruch, den der Einzelne aus die­

ser Regelung hervorheben kann. Wenn Sie mit dem Kopf 
schütteln, kann ich nur sagen, dass es vielleicht irgendwann 

die Möglichkeit gibt, dass der Verfassungsgerichtshof auch 

unter der Berücksichtigung der Diskussionen, die .im politi­
schen Raum geführt worden sind, dazu Stellung beziehen 

wird. 

Die F.D.P.-Fraktion hätte es deshalb sehr begrüßt, wenn die 

Frage des Schutzes des ungeborenen Lebens nlcht wie von~lh­

m!n gefordert in Artikel 3, sondern in Artikel 23 (:!er Landes­
verfassung geregelt worden wäre. Diese Bestimmung stellt 

Ehe und Familie unter den besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung und trifft Aussagen zur Frage des Schutzes c!er Fa­

. milien mit Kindern, Müttern und auch allein Erziehenden. ln 

diesem Sachzusammenhang wäre es sinnvoll gewesen, dort 
auch den Schutz des ungeborenen Lebens Ul)terzubringen, 
ge!nauso wie es in Brandenburg auch erfolgt ist- übrigens mit 
der Zustimmung der CDU-Fraktion. · 

Einen weiteren Schwerpunkt sieht die F.D.P.-Fraktion in der 

Fr-age.der Staatsorganisation. Wir begrüßen es ausdrücklich, 

dass endlich die Aufgabe des Lanqtags in der Landesverfas-
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sung näh~r definiert wird. Auch die Frage der Informations­
rechte des Landtags gegenüber der Landesregierung· erhält 

nun endlich ein verfassungsrechtlich garantiertes Korsett. ln 

einem immer weiter zusammenwachsenden Europa ist es fer­

ner wichtig, dass die Stellung unseres Bundeslandes in der Eu­

ropäischen Union vertassungsrec_htlich definfert und abgesi­

chert ist. 

Ich habe bereits gesagt, dass die F.D.P.-Fraktion diesem Kom­

promiss zugestimmt hat. Bei einem Kompromiss gibt es Punk­

te, die einem nichtsehr viel Freude machen. Das geht allen in 

diesem Hause genauso. Deshalb lege ich dar, was uns nicht so 

ganz passt, nämlich die Frage der Bestimmung über die ver­

fassungsrechtliche Regelung der Opposition. 

Wir sind der Meinung, dass diese Bestimmung in einem parla-

. mentarischen System eigentlich überflüssig ist. Das Parlament 
als Ganzes, nicht nur'die Opposition; kontrolliert die· Landes­

re!;lierung. Wir sind der Meinung, dass die Opposition keine 

besonderen Aufgaben, wie das in Artikel 85 b Abs. 2 ge­

schrieben ist, sondern eine Kontrollfunktion genauso wie die 

anderen im Landtag vertretenen Fraktionen hat. Da uns diese 

Verfassungsänderung insgesamt am Herzen lag, haben wir 
diesem Kompromiss zugestimmt. 

Für die F.D.P. von großer Bedeutung war hingegen die Frage 

der Normierung der Bürgerbeteiligung. Wir haben uns immer 
dafür eingesetzt, dass die Volksinitiative Eingang in die Lan­

desverfassung findet. Dies wird n_un umgesetzt. Auch die Sen­

kung der Quoren sowie die Frage der .Verankerung der Ver­
fassungsbeschwerde beim Verfasssungsge.richtshof Rhein­

land-Pfalz waren immer unser Petitum. Insgesamt handelt es 

sich um einen Kompromiss auf breiter Linie, der vori uns sehr 
begrüßt wird. 

l,ch möchte· noch einige Worte zu den Änderungsanträgen sa­
gen, die Sie, meine Damen und. Herren von der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, vorgebracht haben. Ich sagte, dass 

eine Verfassungsänderung nur im politischen und gesell­
schaftlichen Konsens möglich ist. Dieser Konsens ist mit Ihren 

Vorschlägen nicht herzustellen. Sie haben erneut Forderun­
gen erhoben, 

(Zurufe der Abg. Frau Grützmacher und 

Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

die bereits in den Enqt,Iete-Kommissionen sowohl von· den 

Sachverständigen als auch von den anderen dort vertretenen 
Mitgliedern mitgroßer Meh_rheit abgelehntworden sind. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wie zu früheren Zeiten! -

Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Ich lasse Ihre Kollegen nachher auch ausreden. Vielleicht 
können Sie dies auch tun. 

Ich halte es nichtfür sinnvoll, Fragen, die in der Öffentlichkeit 
teilweise diskutiert werden, wie die Frage der nicht ehelidien 

Lebensgemeinschaften, verfassungsrechtlich zu normieren, 

wenn eine abschließende Diskussion noch nicht geführt wor­

den ist. Ich kann and~re Beispiele nennen, die Sie gebracht 

haben, wie das Akteneinsichtsrecht und Ähnliches, die auf ei­

ne breite Ablehnung gestoßen sind. 

Eine Verfassungsänderung kann nur im gesellschaftlichen 

Kons!:!nS erfolgen. Die Forderungen, die Sie überwiegend er­

hoben haben, würden zu einer Konfrontation und nicht zu 

einer Kooperation führen. Das muss man einmal festhalten. 

· (Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Meine Damen und ·Herren, einige !etzte Bemerkungen zu 

dem Thema .. Konnexitätsprinzip". Die kommunalen Spitzen-· 
verbände haben dieses Thema in den letzten Tagen noch ein­

mal in die Diskussion gebracht. Ich habe dafür Verständnis. 

Ich bitte auch dafür um Verständnis, dass nicht nur eine Be­

ziehung zwischen Land, Kommunen und Kreisen besteht, 

sondern dass wir ein föderales System mit einem drelst_ufigerl 

Aufbau haben, und zwar Bund, Laf)d und kommunale Seite. 
Es kann nicht sein, dass wir einseitig das Verhältnis Land und 

kommunale Seite regeln. Wir brauchen eine Gesamtregelung 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD-

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Da haben die Kommunen nichts dagegen!) 

- Natürlich haben die· Kommunen nichts dagegen. Egal wel­
che Bundesregierung am Ruder oder an der {VIacht ist, gab es 

· . bisher auch zwischen Bund und Ländern immer unterschiedli­

che Auffassungen. 

Der Bund hat sich zum Beispiel beim Thema Konversion nicht 

sehr engagiert. Die Kommunen können sich auch aufgrund 
der Finanzsituation nicht engagieren. Nun würde alles beim 

Land hängen bleiben. Wir sind keine Auffangzuständigkeit. 
Wir brauchen eine umfassende Regelung, der sich ·meine 
Fraktion nicht verschließt. Wir sind weiterhin mitten in der 

Diskussion. Wirwerden keinen Alleingang unternehmen. 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Ähnliches gilt auch für die Bemerkungen zum Thema Kultur, 
Kunst und Sport in der Landesverfassung. Es werden keine 

zusätzlichen Kosten auf die Kommunen zukommen. Es geht 

um einen gesamtgesellschaftlichen Abstimmungs- und Ab­

wägungsprozess, den wir führen, der nicht dazu führen soll, 

. dass zusätzliche Aufgaben auf die kommunale Seite zukom­

men, sondern dass in einem Gesamtabwägungsprozess diese 
.Punkte eine stärkere Berücksichtigung finden. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 
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Meine Damen und Herren, insgesamt möchte ich feststellen, 

dass wir mit dem Landesgesetz zur Änderung der Verfassung 

von Rheinland-Pfälz in 9en alten Bundesländern das einzige 

Bundesland sind, das seine Verfassung· der neuen vertas- • 

sungsr:echtlichen Diskussi.on angepasst hat. Wir haben damit 

unsere Landesverfassung umfassend modernisiert und sie an 

die Gegebenheiten der heutigen Zeit angepasst. Dies war-ein 

im Rückblick gesehen sehr schwieriger Schritt. Wir sind ihn 

gegangen. Hierüber bin-ich froh und danke allen Beteiligten. · 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Es sprichtdie Abgeordnete Frall GrUtzmacher. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Herr Frey und Herr Schiffmann, 
ich mö-chte eine Sache klarstell~n. Die GRÜNEN haben sehr in­

tensiv in beiden Enquete-Kommissionen mitgearbeitet. Wir 

sind bei den Ergebnissen und Berichten der Enquete-Kom­

mission zu vielen Übereinstimmungen gekommen. Es sah gut 

für eine Verfassungsänderung aus, an der alle vier Fraktionen _ 
beteiligt waren. 

Dann ging es daran, diese Berichte und Ergebnisse der 
Enquete-Kommission in ein Gesetz umzuwandeln. Die drei 

_ Fraktionen von CDU,_SPD und F.D.P. haben sich ein Jahr lang 

miteinander besprochen. Die GRÜNEN sind nicht ein einziges 

Mal zu diesen Besprechungen, wie die konkrete Verfassungs­

änderung auss.ehen soll, eingeladen worden. Das möchte ich 

einmal deutlich festhalten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dann sickerte es durch, warum 'die Einigung der anderen drei 

Fraktionen so lange dauert; nämlich weil der Schutz des.un­
geboreneri Lebens aufgenommen werden sollte._ Es war na­
türlich klar, warum man die GRÜNEN nicht dabeihaben woll­

·te. Das war der G,rund, und nicht, weil wir nicht bereit waren, 

aktiv und intensiv mitzuarbeiten und auch Kompromisse ein­
zugehen. Das m_ochte ich noch einmal sagen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Uns wurde eine Verfassungsänderung vorgelegt, über die wir · 

im Prinzip hur sagen d~rften: Friss Vogel oder stirb.-

Nur bei einer Sache hätten wir vielleicht noch die Möglichkeit 

gehabt, dass sie aufgenommen wird. So gnädig war man. So 
geht das nicht.-Wenn wir zustimmen so1!1:m, möchten wir bei 

dem Entscheid_ungsproze?S von Anfang bis Ende mitbeteiligt 
sein. Wir sind auch bereit, Kompromisse mitzutragen; auch 
wenn sie schwierig sin~. So, wie das gehandhabt wurde, geht 

das nicht. 

{Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE!:-!) 

HE~rr Berg, ich komme zu Ihren Ausführungen; Das, was Sie 
über die Verfassung gesagt haben, war, wenn man es etwas· 

spaßig ausdrücken will, mutig, und wenn man es ernst aus­

drücken wjll, zynisch. Wenn Sie die Gleichgültigkeit der Bür­

ge!rinrien und Bürger gegenüber der Verfassun_g beklagen; 

müssen Sie auch darüber reden, welche Vorbilder diese Bür­

ge>rinnen und Bürger haben. Was sollen die Bürgerinnen und 

· Bürger von Rheinland-Pfalzvon der Verfa-ssung halten, wenn 

ein ehemaliger Bundeskanzler sein Ehrenwort Qber die Ver­

fa!;sung stellt und von diesem Landesverbarid seinen 70. Ge­

burtstag ausgerichtet bekommt? 

"(Vereinzelt Beifall bei dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Herr Berg, Sie haben wirklich et­
-- was geredet, was sehr haarscharf ari einem enormen Zynis­

mus vorbeigegang~n ist. -

Ich-möchte damit anfangen, womit Herr Schiffmann aufge­

hört hat. Man kann heute wirklich nicht über diese Verfas­

sung reden und zu dem schwarzen Spendensumpf der CDU 
schweigen. Es- werden _immer von Neuern führende Politike­

rinnen der Union der Lüge überführt. Der letzte war Roland 

Koch, der "brutalstmögiiche"-Aufklärer. Die Folgen-sind v~r 
allemiür die große Volkspartei CDU noch völlig unabsehbar. 

(Zu rufdes Abg. Schöneberg, CDU) 

· ME~ine Damenund Herre-n, merkwürdigerweise kommtdieses 

politische Erdb_eben, das von der CDU ausgeht und unser Par­

teiensystem wahrscheinlich enorm verändern wird, in den 

Parlamenten fast Oberhaupt nicht vor, außer in Randbemer­

kungen, oder wie Sie es, Herr Schiffmann, in Ihren Sätzen am 
Schluss Ihrer Rede gesagt haben. 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

c Herr Mertes, wir müssen den Diskurs auch in diesem Parla­
me·nt führen. Ich glaube, dass gerade eine Debatte über eine 
Verfassung ein guter Platz ist, diesen Diskurs zu führen, und_ 

zwar unabhängig von Namen. Wir müssen die Tatsachen, wie 

sie vorhanden sind, nennen. 

(Vereinzelt Beifall bei dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Vizepräsident Schuler Obernimmt 
denVorsitz) -

WeiS hier passiert ist, z. B. die Verstöße gegen das Parteienge­
setz, vielleicht auch gegen das Fraktionsgesetz, sind keine kri­

minellen Machenschaften. Diese werden nicht mit dem Staf­
recht verfolgt, Sie sind ganz eindeutig eine Beschädigung der 
politischen Machtübertragung, nämlich des politischen Man­

dats, das wir v<m den Bürgerinnen und Bürgern erhalten ha­
ben. 
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Darum muss das Parlament als direkt betroffenes Gremium 

doch wohl Rechenschaft darüber'ablegen; was das für uns be­

deutet. Ich bin der Meinung, dass gerade bei unserem Thema 

.,Verfassungsänderung", wie sie uns h€ute vorliegt, dieser 

Diskurs geführt werden muss; denn die Verfassung gibt eine 

Antwort auf die Frage, wie der Missbrauch der palifischen 

Macht-möglichst eingedämmt oder zurückgedrängt werden 

kann. Menschen sind schwach, Macht korrumpiert, d~s ist ei­

ne Binsenweisheit, die natürlich immer gerade die, die an der 

Macht sind, vehement abstreiten. 

Aber Demokratie zeichnet sich nicht dadurch aus, dass un­
fehlbare Menschen an ihrer Spitze stehen, Demokratie zeich­
net sich dadurch aus, dass die Fehler ans Tageslicht kommen 

und dass sie demokratisch l_egitimierte Folgen haben. Das 

heißt zum Beispiel, Verantwortung für eine Täuscht.,mg, für 

eine Lüge zu übernehmen, das heißtdann zum Beispiel Rück­

tritt. Es hat zu anderen Zeiten Politiker gegeben, die dann, 

weil Fehler unter ihrer Ägide· passiert waren, zurückgetreten 

sind- ich denke nur an Willy Brandt -,oder es bedeutet, wenn -

die Menschen, wenn die Politikerinnen und Politiker nicht be-. . ' 

reit sind, das als ihre Veranwortung anzuerkennen, dass dan[l 

die Wähler und die Wählerinnen das übernehmen werden, 

dass die Politiker zum Rücktritt· gezwungen· werden, das 

heißt, sie wurden abg_ewählt. 

Meine Damen und Herren, die Demokratie als Regelwerk von 
. Verfassung, von Gesetzen und Kontrollen ist eben das institu­

tionelle Misstrauen in die Unfehlbarkeit des Menschen oder 

umgekehrt, es ist die Einsicht darin, dass Menschen fehlbar 
sind. ln einer Demokratie steht nie-mand, kein Herr Kohl, kein 

Herr Koch und keine Frau Wagner, über dem Gesetz. 

(Zuruf von der CDU) 

-Nein, der natürlich auch nicht, aber die Verhältnisse sind an­

ders, Herr.Geimer. 

Meine Damen und Herren, die. parlamentarische Plattform, 
auf der diese Fragen diskutiert werden müssen, ist die heuti­
ge Debatte um die Verfass-ung, sind die Fragen um das grund-

. legende Demokratieprinzip, ist die Frage_ der Balance der 

Macht zwischen Regierung und Parlament, zwischen Exekuti­

ve und Leg_islative. Darauf wurde auch schon. hingewiesen. 

Dieses Parlament bestimmt heute verbindlich- bis zur näch-

- sten Verfassungsänderung darüber, wie die Machtbalance in 

Zukunft in Rheinland-Pfalz aussehen wird. Deshalb gehört 

diese Debatte auch unbedingt hierher. 

Meine Damen und Herren, die Übereinkunft unter pemokra­

tinnen und Demokraten besteht darin, dass EntscheidUngen 

in einer Demokratie in einem konfliktreichen Aushandeln 
. von Kompromiss(;!n gefällt werden, dass demokratisch verlie­

hene Macht einem nur auf Zeit verliehen ist und dass der 
Wechsel das Grundprinzip der Demokratie ist. Ein Mannwie 
Helmut Kohl, der s-eine Partei als sein Eigentum betrachtet, 

eine Partei, die den Staat als ihr Eigentu-m betrachtet, was 
gut für die CDU ist, ist auch- gut für. Deutschland, so etwas 

zeigt verdemokratische und unaufgeklärte Strukturen, die_ 

eindeutig nicht auf dem berüh-mten Boden der Verfassung 

stehen . 

Vor dieser Kulisse läuft heute diese Verfassungsdiskussion äb. 

Deswegen, glaube ich, hat sie auch eine s_olche Brisanz. Des­

wegen wird sie auch sehr stark das lnt(;!resse in der Bevölke­

rung finden. 

· Ich bedauere es außerordentlich, dass wir uns im Rechtsaus­

schuss nicht auf eine Anhorung, wie wir es vorgeschlagen 

hatten, haben einigen können. Das war wirklich eine vertane 
Chance. Wir hätten einmal mit politischen Expertinnen, mit 
Politikerinnen über das Verständnis von Demokratie und die 
Rolle der Parteien, über Kontrolle und Machtbalance, Ober 

Missbrauchseindämmung und politische Verantwortung dis-

. kutieren können. Da wär(;!n wir mit der Verfassungsdiskuss-

-sion wirklich auf der Höhe der Zeit gewesen, meine Damen 

und Herren; denn natürlich finden sich diese Fragen nach der 

Machtbalance und alle dem, was- ich gerade gesagt habe, 

wenn auch gewiss in bescheidener Form, in den vorliegenden 

Verfassungsänderungen wieder, zum Beispiel fn der Neuadju­

stierung der Machtverhältnisse zwischen Regierung und Par­

lament. 

Herr Frey, ich bin ganz anderer Ansicht. Ich halte es für drin­

gend notwendig, dass, wie in dem Vorschlag der drei Partei­
en, ein eigener Artikel über die Aufgabe und die Funktion 
der Opposition aufgenommen worden ist. Diesen Artikel un-· 

terstützen wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ausdrücklich, 
weil wir der Meinung sind, dass eine starke Opposition, die 

mit weitgehenden Kontrollrechten gegenüber der Regierung 

ausgestattet ist, das notwendige _Gegengewicht zur Über­

macht der Exekutive darstellen kann. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine [)amen und Herren, darüber hinaus haben auch die Er­

eignisse der letztem Wochen und Monate noch eine zweite 

Funktion der Opposition in den Vordergund gerückt. Wenn 
das Wesen der Demokratie der Wechsel ist, dann ist die Zeit 

in der Opposition auch eine Vorbereitungszeit für die Rolle in. 

einer-zukünftigen Regierung. Auch darum darf das Regieren 
natürlich_ keine abgeschottete-Geheimsache werden, wo man 

mit allen Mitteln versucht, der Opposition möglichst wenig 

Einblick in das Regierungshandeln zu geben, sondern - das 

haben wir in der Enquete-Kommission intensiv diskutiert- es 

müssen Mechanismen festgelegt werden, die es auch der Op­

position möglich machen, weitgehend über" das Regierungs­
handeln informiert zu werden. 

Daher gibt es_in der vorliegenden Verfassungsänderung auch 
den deutlichen Auftrag, dass die Regierung das Parlament 

frühzeitig über ihr Handeln auf Bundes- und auf europäi­
scher Ebene informieren muss. Ich finde, das ist ein Passus, 
der gerade in der heutigen Zeit mit der immer stärkeren 

Machtverschiebung auf Bund und v9r allem auf Europa be­
sonders wichtig ist. Wir hätten uns noch einen eigenen Arti-
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kel gewünscht, aber dennoch unterstützen wir den ersten 

Schritt in die richtige Richtung zur Stärkung der Legislative 

Jlegenüber der Exekutive. · 

(Bei!all bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in der gegenwärtigen Situation 

·sehen wir natürlich mit diesen ersten Vorschlägen zur stärke­

ren Kontrolle der Macht· der Regierung im wahrsten Sinne 

des Wortes ein bisschen alt aus; denn Sie alle wissen, dass in­

zwischen schon viel drastischere Maßnahmen zur Machtein­

dämmung .9iskutiert werden, zum Beispiel Begrenzung von 
Amtszeiten, besonders für Spitzenämter. Darüber haben wir 
in der Enquete-Kommission beispielsweise gar nicht aisku­

tiert. Das wird jetzt landauf und landab diskutiert. Wenn die 

Kommission jetzt tagen würde~ dann wäre das sicher ein 
wichtiges Thema. 

Ferner taucht il) d~r gegenwärtigen Debatte auch immer 

. wieder die Frage auf,_ ob das virtuose Hantieren mit Schwarz~ 

geldem für Herrn Kohl auch so einfach gewesen wäre, wenn 

er nur Kanzler gewesen wäre und nicht in Personalunion 
auch Parteivorsitzender. Ich stelle noch einmal die Frage hin-

.· terher, ob es weiterhin als legitim angesehen werden kann, _ 

dass Ministerihnen Abgeordnete sind, sich also seibst kontrol­
iieren. Diese Frage haben wir auch in der Enquete-Kom­
mission diskutiert, sind aber zu keinem Ergebnis gekommen. 

Meine Damen und Herren, würde diese Debatte um diese 

Trennung in der jetzigen Situation nicht vielleicht ganz an­

ders laufen? Noch einmal: Welch vertane Chance, dass sich 

der Rechtsausschuss nicht zu einer Anhörung zu diesem The­

ma durchringen konnte. 

(Zuruf des Abg. Dr. Frey, SPD) 

- , . - . 
Aber nicht diese Leute haben diskutiert, Herr Frey, und nicht 
dieser Rechtsausschuss hat _diskutiert. Das ist leider ganz ty­

pisch für die Abwehr einer erneuten öffentlichen Diskussion. 
Wir hatten von Beginn an eine viel stärkere Beteiligung der 
Bevölkerung an der Diskussion gefordert, im Internet, aber 

natürlich auch in der Realität. Es ist leider nicht dazu gekomo 

men. 

Außerordentlich negativ warzum Beisp_iel die A-blehnung der 

·Enquete-Kommission, _eine Anhörung über das Thema 
"Wahlalter 16" durchzuführen. Wir haben das hinterher in 

der Fraktion gemacht, und es hat sich gezeigt, dass es viele 

. Jugendliche gibt, die sich sehr intensiv für dieses Thema und 
damit·auch für die Verfassungsänderung interessieren. Eine 

Anhörung hat man aus vordergründigen parteipolitisch moti­

vierten Gründen abgelehnt. 

(Bische I, CDU: Es gibt auch viele, 

die sind dagegen!) 

Meine Damen und Herren; noch deutlicher- wird die Kluft 

zwischen den hehren Worten, mehr Beteiligung und der Rea-

lität, wenn man, wie ich am Anfang schori sagte, an die Aus­

arbeitung der Verfassungsänderung kommt. Dabe'i geht es 
nicht nur um die GRÜNEN. Darüber ha)Je ich vorliin schon ge­

redet. Die·vorliegende Änderung beschäftigt sich auch mit Er­

ge·bnissen der El)quete-Kommission "Parlamentsreform" aus 

de-r letzten Legislaturperiode. Aber über diese Änderung soll 

jetzt dieses ganz neu zusammengesetzte Parlament beschlie- · 

ße•n. Auch deshalb wäre eine öffentliche und weitere Diskus­

sion über das, was jetzt vorliegt, sehr wichtig gewesen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 

Meine Damen und Herren, wir halten es vom Standpunkt der 
Beteiligung des Parlaments an diesem Prozess für unhaltbar, . 

dass die vorliegenden Änderungen, die sich auf Ergebnisse 

der letzten Legislaturperiode beziehen, ohne erneute öffent­
liche Debatte heute· verabschiedet werden sollen. 

Wir hätten es vor allem für wichtig gehalten,dass der von der 

CCtU aus rein parteipolitischen Motiven hereingedrückte Arti­

kel zum Schutz des ungeborenen Lebens noch· einmal aus­
führlich mit Expertinnen und .mit der Öffentlichkeit diskutiert 

worden wäre, gerade weil er im Widerspruch zu den Empfeh­

lungen der Enquete-Kommission "Verfassungsreform" steht. 
Das hätten wir für !JOtwendig gehalten, und ich glaube, das 
darf man dann auch fordern. 

(Bische!, CDU: Das können 

Si_e alles tun!f 

·- Aber dies wurde gerade nicht gewünscht, weil man· das pre- -

käre Verhandlungsergebnis nicht infragestellen wöllte. Mei­

ne Damen und Herren von SPD, F.D.P. und CDU, wer gerade 

die kontroversen Abschnitte einer Verfassungsänderung 

möglichst lautlos über die Bühne bekommen will, der muss 

sich natüilich nicht wundern, wenn si~h die. Bürgerinnen und 
Bürger für die Verfa.ssungsdiskussion nicht interessieren. 

(Beifall des BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Bische I, CDU) 

Dabei würde gerade durch die Debatte um den Sinn einzel­

ner Verfassungsartikel wieder deutlich, dass diese Verfassung 

eine tragende Säule unseres demokratischen Rechtsstaats ist. 

. Aber dafür muss man sich natürlich für die Bürgerinnen und 

Bü1·ger u'nd ihre Meinung interessieren. Man muss sie ernst 
nehmen, und vor allem darf man keine Angst vor Wider­

spruch und Kritik haben. Das Interesse und das Verständnis 
für die Verfassung zu wecken, ist eine Bringschuld unserer­
seits. Dies ist eine Bringschuld des Parlaments, mit der man 

der Politikverdrossenheit oder- vielleicht muss man besser sa­

gen- der Politiker- und Parteienverdrossenheit entgegenwir­
ken kann. 

(Beifall des BtJNDN!S 90iDIE GRÜNEN) 
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Wir haben natQrlich - darauf wurde auch von den anderen 
Rednern bereits hingewiesen - auch in der Enquete-Kom­

mission darüber diskutiert, wie wir dieser Schwächung des 

Vertrauens gegenü~er Politikern und dem, was sie tun, ent-­

gegenwirken können. Wir haben diese Frage insbesondere 

durch die neu aufgenommenen, veränderten oder verbesser­

ten Artikel zur Bürgerbeteiligung beantwortet. Ich glaube, 

dass gerade jetzt im Zuge der momentanen Diskussion über 

das, was Politik geleistet- hat und leisten kann, der Drang 

nach direkter Bürgerbeteiligung noch einmal besonders ver­

stärkt worden ist. 

Ich glaube, in diesem Punkt befin_det sich d~e rheinland­

pfälzische Verfassung schon auf dem richtigen Weg. Der er­

ste wichtige Schritt ist getan; denn nach dem-Volksbegehren 
und dem Volksentscheid ist nun auch eine Volksinitiative ein­

geführt worden-. Noch wichtiger ist, dass das Quorum für das 

Volksbegehren deutlich herabgesetzt wurde. Anstelle eines. 
Fünftels der Stimmberechtigten - dies sind ca. 560 000 oder · 

580 000 Bürger - sind es nun 300 000 stimmberechtigte, die 
ein Volksbegehren einbringen können. Das ist ein wichtiger 

fortschritt, der uns möglicherweise Anlass zur Hoffnung gibt, 

dass es irgendwann a_uch einm~l in Rheinland-Pfalz ein er­

folgreiches Volksbegehren oder vielleicht.sogar einen Volks­

entscheid geben wird. Bayern ist diesbezüglich ein leuchten­

des Vorbild. Im Moment läuft dort wieder ein Volksbegehren 

zur Schulpolitik. 

Meine Damen und Herren, gerade in diesem Bereich sollten 

wir offensiv auf.die Bürgerinnen und Bürger zugehen, nicht, 

weil wir uns selbst als Parlament entmachten wollen, sondern 
weil wir wieder mehr Lust ari Politik wecken wollen. Darum 

werden wir als Fraktion diesem Teil der Verfassungsänderung 

der drei anderen Fraktionen ebenfalls zustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich hatte schon ausgeführt, dem 

Artikel 3 werden wir nicht zustimm~n. Zu den übrigen Arti­
keln der vorliegenden Verfassungsänderung haben wir zum 

Teil weitergehende und zum Teil zeitgemäßere Vorschläge 
_gemacht, beispielsweise was den Tierschutz angeht. Wenn 

man den Tierschutz im Rahmen der Gesetze unter einen Ge­

setzesvorbehalt stellt, reicht uns dies nicht aus. Wir woll_en 

mehr: Deswegen erachten wir es zwar als wichtig, dass der 
Tierschuti in der Verfassung verankert ist, aber so, wie es. 

dort formuliert ist, Glauben wir, dass es nicht ausreichend ist. 

Wenn bezüglich der Rechte der Minderheiten in der Verfas~ 

sung steht, der Staat achtet ethnische und sprachliche Min­

derheiten, sind wir der Meinung, dass dies zu kurz greift. Der 
Schutz der Minderheiten muss mit aufgenommen werden. 

Unserer Meinung nach ist es auch nicht hinnehmbar, das~ der 

Staat Lebensgemeinschaften, die- auf Dauer· ang~legt sind, 
weiterhin gegenüber der Ehe diskriminiert. 

Meine Damen und Herren, es-gibt nicht nur_viele junge Paare 
und junge Familien, die ohne Trauschein zusammenleben, 

sondern es gibt auch viele- ältere Menschen,_ die nach Schei­

dung oder nach dem Tod eines Ehepartners mit einem neuen 

Partner ohne Trauschein zusammenleben. Meine Damen und 

Herren, in diesem Bereich muss endlich Gleichberechtigung 

hergestellt werden, auch unabhängig davon; ob es sich um 

gleichgeschlechtliche Partnerschaften handelt. 

Meine Damen und Herren, es gibt noch weitere Dinge. Gera­

de wurde noch das Konnexitätsprinzip angesprochen. Herr 

Dr. Frey, es ist richtig, natürlich ist auch der Bund gefordert. 

Aber es ist nicht wirksam, immer mit dem Finger auf die an- . 

deren zu zeigen und zu sagen, macht ihr erst einmal, dann 

machen wir auch. 

Ich gla~be, es ist eine ganz nachvollziehbare Forderung der 
Kommunen, dass sie dann, wenn sie neue Aufgaben bekom­

men, dafür auch finanziell ausgestattet werden. D~s fordern 
wir in unserem Artikel, und ich glaube, das ist nur recht und 

billig. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

.Meine Damen und Herren, für die Abstimmung dieser Verfas­
sungsänderung möchte unsere Fraktion getrennte Abstim­

mung beantragen. Ich hatte es bereits gesagt. Wir möchten 

die Artikel über das Verhältnis von Parlament und Regierung 

und· die Artikel über die direkte Bürgerbeteiligung getren'nt . 

abstimmen, da wir diesen Artikeln zustimmen· mochten: 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler; 

Meine Damen urid Herren, ich möchte Gäste im. Landtag be­

grüßen, und zwar Auszubildende des Berufsbildungswerkes 

der Katholischen Arbeitnehmerbewegung, Mitarb.eiterinnen 
· und Mitarbeiter der Standortverwaltung Zweibrücken sowie 

Soldaten der Bundeswehr, das Fallschirmjägerbataillon. Seien 
Sie herzlich willkommen, meine sehr verehrten Damen und 

Herren! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten_Beck das Wort. 

Beck, Ministerpräsident: 

Sehr geehrter Herr· Präsident, verehrter Herr Präsident des 
Verfassungsgerichtshofs, meine sehr geehrten Damen und 

Herren Kolleginnen-und Kollegen! Seitens der Landesregie­

rung möchte ich zunächst noch einmal unterstreichen, für 

wie wichtig wir es halten, dass nach dieser langen Phase der 

Diskussion die Fortentwicklung · der rheinland-pfälzisch~n . 
Landesverfassung nun mit der heutigen Debatte möglich zu 

sein scheint, Wie man formal korrekt vor der Abstimmung 

formulieren muss. Aber es ist sicherlich auch in der Realität 

möglich. 
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Wir haben über· zwei Legislaturp,erioden ·hinweg die Verän­
-derungen in der Gesellschaft sowie die Veränderungen in der 
Herausforderungslage, in der die Menschen in Rheinland­
Pfalzebenso wie in Deutschland und Europa stehen, aufzu­

nehmen versucht und versucht, daraus Grundlagen für.d~e 
Verfassungsrealität und fÜr das Verfassungsrecht abzuleiten, 

wie wir in der Zukunft die Rahmenbedingungen, die Grund­
-vora_usseti:un-gen, die Leitbilder und die Rahmenvorgaben se- _ 

hen wollen, die wir unserer Entwicklung zugrunde legen wol­

len. 

Ich denke, dass wir dabei davon ausgehen sollten und auch 
davon auszugehen haben, dass die Menschen zu Recht einen­

größeren Raum- für ihre individuelle Entwicklung beanspru-

- - chen und dass die staatlichen Organe un~ das staatliche Han­

deln - darin beziehe ich das kommunale Handeln ausdrück­

-lieh mit ein- darauf Rücksicht zu nehmen haben: 

Es muss aber genauso klar sein, dass die zukünftige Entwick­

lung neben der Freilfeit für das Individuum auch die G~mein- _ 
schaft.und dasgemeinsame Handelnim-Augebehalten muss 

und dafür die notwendigen Anstöße und die notwendigen 
Vorgaben zu machen hat. Eine Verfassung muss diesen Rah­
m-en abstecken. Ich glaube, dass die rheinl,and-pfälzische Lan­

desverfassung bei aller Diskussion über ihre Grundanlage, die 

aus der Entstehungsgeschichte erklärbar ist, in den gut fünf 
Jahrzehnten des Bestehens dieses Landes dieser Aufgabe ge- -
recht geworden ist. _ 

Ich meine, dass das, was nunmehr an Lösungsansätzen für die 

Weiterentwicklung gefunden worden _ist, diesen Anspruch 
erheben darf. Ich bin zuversichtlich, das-s_ in einiger Zeit auch 

festgestelltwerden wird, dass das Parlament als Geber dieser 

Verfass_u~g-insoweit richtig und weitschauend gehandelt hat. 

Namens der Landesregierung tut es mir Leid, dass wir nicht zu 

weitestgehend einmütigen Entscheid_ungen in diesen-Fragen 
kommen können. DEmnoch glaube ich, dass gerade diese 

Grundanlage zwischen gemeinschaftlicher Verantwortung 

und individueller Freiheit in diesem· hohen Hause durchaus 
nicht im Dissens gesehen wird und wir uns insoweit-doch auf 

einen großen Konsensstützen können. 

Ich möchte einen zweiten Rahmen ansprechen, der für diese 

_Verfassungsänderung sicherlich- mit Pate gestanden hat, 

nämlich das Eingebundensein des Landes Rheinleind-Pfalz in 
die Gemeinschaft der deutseben Länder- Gott sei Dank in ei­

nem wiederyereinigtep Deutschland -, aber_ auch das Einge­

bundensein dieses Land_es in die europäische Entwicklung, 
von der :"'ir annehmen kÖnnen- wir ringen in der Praxis auch 

-darum~· dass sie einen starken Bund umfasst._ der neben den 

Nationalstaaten in hohem Maße den Regionen in Europa 
Spielraum lässt. 

Dabei muss den einzelnen Mitgliedstaaten dieser Eyropäi­

schen Gemeinschaft der Handlungsspielraum gelassen wer­

_den, um ihre eigenen entwickelten Vorstellungen ihrer staat-

lichen Ordnung auc~ in Zukunft aufrechterhalten zu können. 

Wir sind aber- davon Qberzeugt, dass der Föder<!lismus in 
Deutschland eine gute Antwort darstellt, um die Europäis_!;he 
Gemeinschaft lebendig zu erhalten. Ich bin fest davon über­
zeugt, dass die Bundesrepubl!k Deutschland, die i!lJ Herzen_ 

von Europa liegt, mit der Größe und der wirtschaftlichen 

Stärke ausgestattet, wie es bei ihr nun einmal ist, als födera-

- I er Staadn diese europäische Entwicklung_ mit der Geschichte 

und der Stärke, wie wir Deutsche sie aufzuweisen haben, 

stärker eingebunden werden kann, als dies ein Zentralstaat je -

se,in könnte. 

D-araus leiten wir natürlich auch ein gewisses ~elbstbewusst­
se,in hinsichtlich der europäischen Weiterentwicklung ab_und 

re,klamieren, gehört zu werden. Wir reklamieren aber auch 

- glücklicherweise gibt es dafür entsprechende Rahmenbe­

dingüngen in den Verträgen der Gemeinschaft-, dass wir mit 

Partner- und Nachbarregi()nen unsererseits unmittelbar Ver­

bindung aufnehmen können, um dieses gemeinschaftliche 

GefühC das in der ·Eu n(Jch weiter wachsen und weiterent­

wickelt werden muss, auch unsererseits unterstützen und be­
fÖrdern können, so wie wir wiederum dafur eintreten, dass -

auch die kommunale Ebene solche Bezüge über das eigene 

Lcmd und den eigenen Bundesstaat hinaus in Nachbarregio­
mm und andere europäische Regionen hinein unterhalten 

können muss, damit auch dort eine Balance hinsichtlich der 
Entwicklung des staatlichen Zusammenwirkens in Europa 

möglich ist. 

Ich glaube, dass uns bevorsteht- die einzelnen Regelungen, 

über die wir heute reden~ bieten Ansatzpunkte, um auch ent­

spre-chend auf de~ Verfassungsgrundlage handeln zu kön-. 

nen -, eine Se-lbstverständnisdebatte zu führen, weiChe Auf­

gaben und in welcher Art und Weise zwischen der europäi­

schen, der bundesstaatlichen, der landesbezogenen und der 
·kommunalen Verantwortung jeweils an welcher Stelle wahr­

zunehmen sind. Darauf wird es ganz entscheidend ankom­

men. Wir müssen dabei darauf achten, dass wir zum einen in 
ZL1kunft handlungsfähig bleiben, dass Entscheidungen zügi­

ger getroffen werden können, als dies derzeit der Fall ist. Bei 

immer komplexeren Sachverhalten und immer schwierigeren 
Zusam_menhängen, d'ie darzustellen sind, muss auch die not-

. wendige Transparenz und Offenheit in diesen Entscheidun­

ge!n zur Geltung kommen, damit die Menschen eine Chance 

haben, das nacbzuvollziehen,-was wir jeweils zu entscheiden 

h<1ben. 

Ich möchte dabei betonen- deshalb unterstützt die Landesre­

gierung ausdrücklich die Ausgestaltung auch der Ent­
scheidungs- und_ Mitwirkungsrechte nicht nur der Bürgerin­
ne'n und Bürger, sondern auch die Stärkung der Parlaments-

- rechte-, dass wir- nicht zu viel Demokratie in dieser Europäi­

schen Gemeinschaft auf den unterschiedlichen Ebenen ha­
be·n, sondern mehr in die Problematik hinein abgleiten könn­

ten, dass wir eine ganze Reihe von Entscheidungsfeldern hin­

tereinander aufzählen könnten: in denen derzeit u~zurei­
chende demokratische Kontrolle gewährleistet ist, weil sich 

die Entwicklungen-so· ergeben haben, weil_lediglich Entschei­

dungen auf der Ebene von Re_gierungsd1efs getroffen wer-
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den und Ähnliches mehr. Darüber muss geredet werdeQ. Ich ' 
glaube, dass wir mit dem, was wir heute zur Entscheidung 

vorliegen haben, ein Stück weiterkommen, dass wir aber 

über diese Fragen intensiv weiterreden müssen, dies iin Rah­
men einer Diskussion - eines Grundrechtskatalogs, Herr 

Dr. Schiffmann. Dabei wird sich natürlich die Frage stellen, ob _ 

die Europäische Gemeinschaft mit der unterschiedlichen 

Sichtweise Großbritanniens und der Bundesrepublik Deutsch­

land beispielsweise in einer solchen Entwicklung wird beste­

hen können. Dahinter stecken auch unterschiedliche Bilder 

von dem, was die Gemeinschaft werden soll. 

Es gilt sicher, gewisse Abgrenzungen in den Aufgabenzuord­

nungen der unterschiedlichen Ebenen miteinander zu be­
sprechen. Wir werden uns dann auch entsprechend efnzu- · 

bringen haben. Wirwerden uns melden. Gemeinsam mitdem 
Kollegen Teufel aus Baden-Württemberg werde ich Gelegen­

heit haben, den Diskussionsprozess für die deutschen Länder 

zu begleiten. Ich hoffe, aass -wir das eine oder andere an fö­

deraler und kommunaler Verantwortung in diese Dis-kussion 

einbringen können. 

Für uns bedeutet es natürlich auch, gegenüber der bundespo­

litischen Ebene deutlich zu machen, dass wir eine Eigenstaat­

lichkeit haben, dass wir nicht nur die Brosamen des Restes, 

den uns die konkurrierende G_esetzgebung übrig lässt, letzt­

endlich als unseren Aufgabenbereich verstehen, schon gar 
nicht nur das Ausfüllen von Rahmengesetzen, die uns vorge­

geben sind, die dann sozusagen nur noch gestaltende, 

Verwaltungs- und Administrationsfragen regelnde Möglich­
keiten für die Länder einräumt. Dort wird es der intensiven · 

Diskussion bedürfen, so wie wir uns unsererseits natürlich 

auch der Diskussion der kommun'alen Ebene hinsichtlich der 
Garantie der kommunalen Selbstverwaltung gegenüber dem 

Land zu stellen haben. 

An dieser Stelle möchte ich das aufnehmen, was vom Herrn 

Abgeordneten Berg eingebracht wurde, nämlic~ die Frage 
des Konnexitätsprinzips. Ich bin im Sinne einer ·politischen 

Vorgabe sehr für dieses Prinzip, dass also derjenige, derbe­
stellt, auch bezahlt. Wenn jemand einen anderen zum Bestel­

len veranlasst, dann soll ~r das ~eld dazugeben, damit er 

auch bezahlen kann. ich warne aher davor, dass wir uns eine 

solche Regelung zu einfach vorstellen. Wir müssen sehen, wie 
eng die Zuständigkeiten und die gegenseitigen unterstützen­

den Funktionen zwischen den unterschiedlichen kommuna­

len Ebenen und dem Land sind. Ich denke •. wir müssen dann 
auch miteinander darüber nachdenken, wie wir es vermei­

den, dass wir zu jeder Frage, die die alltägliche Kosten- und 

Aufgabenverteilungsdebatte zwischen Land und Kommunen 
betrifft, immer die ~erfassungsfrage gesteilt bekommen. 

Wenn wir sozusagen einen solchen Dauerkonflikt a__nlegen 

würden, würden wir der befriedenden Wirkung, die eine Ver­

fassung auslösen muss, einen schlechten Dienst erweisen. Das 

ist mein zentraler Einwand gegen ein in der Verfassung ver­

ankertes Konnexitätsprinzip. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass man dies auch in 
1 einer offenen Diskussion gegenüber den Kommunen so ver­

treten kann. Ich habe es in jedem Fall bei meinen Redenbei 

den kommunalen Spitzenverbänden undderen Zentralveran­
staltungen immer so deutlich gemacht. Ich habe ·dafür auch 

Kritik geerntet, das ist keine Frage_. Aber gerade bei Verfas­

sungsdebatten sind wir nicht dazu berufen, jetzt den be­

quemsten oder den Weg des geringsten Widerstands zu ge-

hen. 

(Berg, CDU: Das_ habe ich 

nicht gemacht!) 

- Das werfe ich Ihnen nicht vor. Ich möchte aber nur die Mar­

. kierungen herausarbeiten .. Wir müssen versuchen, unserer 
Verantwortung an einer solchen Stelle gerecht .zu werden. 

· Die Landesverfassung darf letztendlich weder zum politi­

schen Knüppel von Ebenen zueinander w_erden noch von par­

teipolitischer Motivation geprägt und getragen sein. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, -wenn ich dies sage, bin ich bei .ei- . 
' -

nem ersten inhaltlichen Punkt, den diese Verfassungsände-

rung beinhaltet. Ich möchte ein Wort zu Artikel3 Abs. 2 (neu) 
.sagen, also zu dem, was hier zum Lebensschutz verankert 

wird und. geäußert worden ist. Wir hab~n uns auf dem Weg 
eines Kompromisses zu dieser Regelung verständigt, von der 

wir wissen - Herr Kollege Mertin hat dies verschiedentlich 

herausgearbeitet -, dass sie die im Grundgesetz angelegte 

und vom Bundesverfassungsgericht ausgelegte Regely!'lg 
zum Lebensschutz materiell inhaltlic~ nicht verändert. Den­

noch sollten wir miteinander sehr sorgfältig darauf achten, 
·dass diese hoch sensible Diskussion nicht erneut emotionali~ 
siertwerden kann, von wem auch immer und wie auch immer 

motiviert, weil dies_den gefundenen Grundkonsens in unse­

rer Gesellschaft in dieser Frage stören könnte. Ich glaube, da­
ran kann und darfniemand wirklich ein Interesse haben. Des-

. halb rate ich dazu, dass wir uns sachlich mit dieser Frage aus­

einander setzen, dass wir es aber auch auf dieser sachlichen 
Ebene belassen. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Verehrte Frau Kollegin Thomas, es hat eben die Frage ange­
standen, ob wir am Ende die anderen wichtigen Entscheidun­

gen, die in dieser Verfassung neu angelegt sind, jetzt nach 

zwei Legislaturperioden Diskussion nach vorne bewegen 
können, wenn wir zwingend davon ausgehen können, dass 

es nicht eine Veränderung materieller Art im-Recht durch die­

se Regelung gibt, oder ob wir darauf verzichten, weil es ohne 
ein_e der beiden großen Volksparteien keine verfassungsän­

dernde Mehrheit in diesem Hause und in keinem anderen 

Parlament in Deutschland gibt. Das war die Frage. Ich will gar 
nlclit erklären, dass ich als Person oder die Landesregierung 

als Institution von einer solchen Regelung begeistert wär~m. 
aber man muss in der Tat das Vertretbare dann auch als Korn-
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promiss akzeptieren kÖnnen. Ich halte es für einen vertretba­

ren Weg, den wir miteinander gehen. 

(Beifall der SPD, bei der F.D.P. 

und des Abg. Bische!. CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist mir ein Anlie­

gen, zu einem zweiten Komplex, der in der Verfassung deut­

lich gestärkit worden ist, etwas zu sagen, nämlich zu Arti­

kel 4 a, zu den Grun_drechten über den Datenschutz. Zu Recht 

hat diese Fragestellung in de~ letzten zehn bis 15 Jahren an 
Bedeutung in unserer Gesellschaft gewonnen. Wir würden 
uns aber gründlich irren, meinten wir-.-dass_ diese Diskussion 

·jetzt-etwa entspannt wäre. Ich fürchte, dass aufgrundder im­

mer intensiveren Vernetzungsmöglichkeiten der unterschied­
lichsten Dateninformationssysteme und der unterschiedli­

chen Träger dieser Informationen das Recht auf bestimmte 

Daten der Person, des Individuums, in immer größerem Maß 

Beachtung finden muss, zumal auf der anderen Seite steht, 

/ dass starke materielle Interessen sehr schnell diese daten­

schutzrechtlichen Fragen an den Rand drängen könnten und 

als unbeachtlich oder als störend im Sinne einer Möglichkeit, 

Gewinne zu maximieren, betrachtet würden. 

Ich glaube deshalb, dass es sehr gut ist, dasswir die Erfahri.m­

gen der letzten Jahre hier aufnehmen und diese' datenschutz­

rechtlichen Fragen in der Tat mit einem Blick auf die Gegen­
wart und in die Zukunft einer deutlich stärkeren verfassungs­

rechtlichen Allsicherung zugeführt werden, als dies bisher 

der Fali war. 
! 

-(vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch in Anlehnung 
an die tagesaktuelle Debatte des_heutigen Nachmittags den-_ 

ke ich, dass das, was im Bereich der Gleichstellung und Gleich­

berechtigung von Frauen und Männ~rn in d~r Verfassung 
weiterentwickelt wird, nicht unbeachtet bleiben sollte, weil 

es Betonungen und Verstärkungen an dieser Stelle gibt, die 
- in der Tat unterstreichen, dass wir nicht nur über die Regelun-

- gen in unserem Gleichstellungsgesetz und die alltäglichen 

Bemühungen von dieser Aufgabenstellung auch in Zukunft 
ausgehen, die Gleichberechtigung von Frauen und Männer_n 

tatsächlich in unserer Gesellschaft als einen der Aufgabenbe­

reiche ansehen, der auch nicht mit einer vielleicht irgend­

wann erreichten Quote da oder dort ein Ende findet, sondern 

eine dauerhafte Aufgabenstellung ist. Insoweit denke ich, 

dass das, was Frau Kollegin Dr. Götte heute Mittag in der Ak­
tuelh:in Stunde gesagt hat, sich nahtlos in dieSegründungfür · 

·eine solche Verstärkung dieser Aufgabenstellung in der Ver­

fassung einfügt. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Frau Bill, ich weiß nicht, ob Sie es kritisieren. 

(Frau J?ill,- BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Schön,_ 
dass Sie das einmal gesagt haben!) 

- Sehen Sie, das _freut mich jetzt wieder, dass Sie· einmal am 
Tag bei einer s_olchen Themenstellung aucl) Freude haben.· 

Das sollten wir uns gegenseitig gönnen. Heute Mittag hatte 

ic:h ein bisschen Sorge, dass Sie überhaupt keine Freude mehr 
an Erfolgen, selbst bei Themen, die Sie sehr berühren - wie 

ic:h weiß~. empfinden. können. Das ist dann immer ein biss­

chen traurig für alle, die es miterleben müssen. . ' - " 

Meine Damen und Herren, ich denke, dass das, was ich ver­

sucht habe, grundsätzlich zur Rolle dieses Landes und seiner 

--Bürger in der europäischen Entwicklung deutlich zu machen, 

in Artikel 19 a, der neu .eingefo'gt wird, einen sehr starken 
.A.usdruck findet. Ich glaube, dass dieJenigen, die diese Vor­
schläge entwickelt haben, sehr klug gehandelt haben, indem 
sie eine dynamische Verweisung auf di_ese europäische Ent­
wicklung in unsere Landesverfassung mit aufnehmen. Das ist 
meines Erachtens der richtige Weg, in diese)n Fragen voranzu­

kommen. Wir sind in der T~t große Schritte vorangekommen. 
Die-Tatsache, dass die Menschen aus dem europäischen Aus-

- land, die bei uns leben, kommunales Wahlrecht haben, dass 

sie sich in vielerlei Hinsicht an den Entscheidungen in unse­

n~m Gemeinwesen beteiligen können, ist ein ungeheurer 

Fortschritt, wenn man einmal 30 Jahre zurückdenkt, als sol­

che ·Fragen noch_ undenkbar waren, zumindest für die große 

Mehrzahl oder garfür eine verfassungsändernde Mehrheit. 

Zum Thema Ehe, Familie und Kinderrechte ist einiges gesagt 
worden. Ich glaube, dass auch-dort in Artikel 23 Zeichen ge­

St~tzt worden sind 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Von· der CDU!) 

und gerade bei den Kinderrechten in Artikel 24 Zeichen ge­
st:tzt werden. Ich denke auch, dass wir uns über die- Frage des 

Schutzes vqn nicht ehelichen Lebensgemeinschaften in einer 

sorgfältigen Diskussion auseinander zu setzen haben. Ich stel­
le mif Zufried-enheit fest, dass beispielsweise die evangeli­

schen Kirchen sich diesem Diskussionsprozess in einer - wie 
ich finde - sehr verantwortlichen Diskussion und einer nicht 
leicht zu führenden Diskussion zugewandt haben. Ich meine, 

dass Staat und Gesellschaft in einer vorsichtigen Weise diese 

Diskussion mit zu führen haben, weil wir den Schutz von Ehe 

und Familie in unserer Verfassung natürlich sehr hoch halten 

wollen, weil wir auf der anderen Seite aber Menschen, die 

~ich anders entscheiden, nicht in irgendeiner Weise ausgren­
zen oder gar diskriminieren Wollen, und weil wir überall dort, 

\Jiio Verantwortung füreinander zum Ausdruck kommt, diese 

Verantwortung. auch respektieren und entsprechend schüt­

zen und unterstützen sollten. 

Aber wenn wir über Verfassungsänderungen reden, dann 

sollten wir in der Tat- da bin ich de~ Auffassung des Kollegen 

D~. Frey'- einen gewissen Diskussionsprozess als Grundlage 
·für eine solche Entscheidung schon einmar vorgefunden ha­

ben, damit wir am Ende riicht spalten, sondern in der Tat 

auch im Sinne der betroffenen Menschen etwas erreichen. 
Dann eine solche Verfassungsregehing platzieren zu können, 
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das ist auch eine Frage des richtigen Zeitpunkts hinsichtlich 

des Bewusstseins in einer Gesellschaft: 

( .. -
(Frau Bill, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: 
Das läuft doch scho_n 30 Jahre lang!) 

Ich sage noch einmal, dass wir uns hier in ein~m der höchst 
sensibelsten Bereiche unseres gesellschaftlichen Zusammen­
lebens bewegen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will noch etwas 

zu den Staatszielen sagen. Man kann trefflich darüber disku­
tieren, ob man eine ganze Reihe von Staatszielen in einer 

Verfassung aufführt oder- das wäre aus meiner Sicht die Al­
ternative - einige grundsätzliche Betrachtungen und dann 
keine Staatsziele. Aber· die rheinland-pfälzische Verfassung 
war einen anderen Weg gegangen. Sie hatte bereits Staats­
zielbestimmungen zum Inhalt. Deshalb ist es meines Erach­
tens gut und richtig gewesen - ich will dies ausdrücklich un­
terstützen -;dass wir eine Reihe von für die Gesellschaft und 
für das Bilden einer Gemeinschaft in einer sich verändernden 
Umwelt die dafür wichtigen Institutionen und Vorgaben so­
wie wichtige Verantwortungsfelder in Staatszielen durchaus 

·benennen. 

Ich will die Sportförderung nennen, weil ich glaube, dass wir 

dort ganz wichtige gemeinschaftsbildende Grundstrukturen 

in unserem Land haben, die wir auf keinen. Fall verlieren dür­
fen. Sie sind übrigens nicht nur dadurch zu verlieren, dass wir 

·nicht mehr genug Leute haben, die sich ehrenamtlich enga­

gieren. Das ist es auch. Deshalb ist es kein Zufall, dass wir uns 
in diesem Jahr 2000 besonders um Menschen, die im Ehren­

amt tätig sind, bemühen wollen. Wir müssen auch schauen, 
dass nicht eine Überkommerzialisierung im Bereich des pr.o­
fessionalisierten Spörts dazu führt, dass man sich letztendlich 
abwendet und eher wie in eine Arena schaut und nicht wie in 
eine Sportstätte hinein, in der auch etwas im professionellen 
Bereich passiert, was im Alltag in tausendenvon Dörfern und 

Städten unseres Landes zum Leben der Menschen und zur So~ 
zialisation junger Menschen dazugehört. Ich glaube, deshalb 
ist es gerechtfertigt, dass der Sport ausdrücklich als Staatsziel­

bestimmunggenannt wird: 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Herr Abgeordneter Berg, ich habe mich dann ein bisschen ge­
wundert, als Sie diese Staatszielfrage kritisch betrachtet ha­

ben. Ich habe es auch getan, aber wir wissen auch, wie. es 
war. Während wir noch darum gerungen. haben, habe ich 
schon ain ·wochenende die Pressemeldungen von ihnen ver­
nommen,dass Sie das jetzt endlich durchgesetzt hätten, dass 

dieses Staatsziel Sport in die Verfassung aufgenommen wird. 
Lesen Sie es. Es ist nicht schlimm. 

(Berg, CDU: Ich?) 

- Nicht Sie als Person, sondern- Ihre Fraktion. Ich sage··es nicht 
als Vorwurf, aber wir sollten ein bisschen vorsic;:htig sein, weil 
auf der einen Seite die hehren Ziele stehen, wenn man sich 
selbst dann auch ein bisschen verständlicherweise populärer 

verhält. 

Meine Damen und Herren, ich denke, dass die-Frage der För-. 
derung der Beschäftigung eine Regelung ist, die in Artikel 53 
Abs. 2 qer '{erfassung aufgenommen werden soll, die eine 
sehr hohe Bedeutung' hat, gerade weil wir an die Wirtschafts­

artikel aus guten Gründen zum jetzigen Zeitpunkt nicht he­
rangegangen sind. Ich glaube, dass eine der zentralen Fragen 
der kommenden Jahre und Jahrzehnte ist, wie wir in ·einer 

sich verändernden Welt den Menschen Beschäftigung geben 
können, wie wir uns insgesamt als Gesellschaft, Staat und 
Wirtschaft so orientieren können, dass die Menschen ihre ei­

genen Fähigkeiten und Kraft einsetzen und davon leben kön­
nenc Das ist in der Tat eine elementare Frage. Hierzu eine 
Staatszielbestimmung zu formulieren, habe ich für sehr wich· 
tig und gut gehalten. 

(Beifall der SPD) 

Ich denke, dass.difi!s.über die Formulierung des Rechts auf und 
der Pflicht zur Arbeit,- wie dies bisher in der Verfassung stand, 
hinausgeben musste. 

Über die Schaffung angemessenen Wohnraums könnte man · 
ähnlich reden, und die Tatsache; dass man solche Regelungen 
im Detail trifft, heißt, dass der.Schutz behinderter Menschen 

ausdrücklich in eine solche Reihe hinein gehört. Dies sind wir 
unserer Verantwortung· gegenüber diesen Menschen schul­

dig. Ich glaube, dass dies auch ein Zeichen der sozialen Veran­
kerung unseres Gemeinwesens, unseres Staates, ist, dass wir 
eine solche Regelung in der Landesverfassung haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Staatsziel Umweltschutz ist zwischenzeitlich Gott sei 
Dank keine Herausf?rderung m_ehr, die nur mit großer Kraft 
und großer Kompromissfähigkeitin eine Verfassung kommt. 

Das ist gut so. Dies zeigt, dass wir sehr weit vorangekommen 
sind, dass wir in der Gesellschaft gelernt haben. 

Sie werden mir nachsehen, nachdem ich _mich selbst sehr in-. 
tensiv 0 ber viele Jahre darum bemüht habe, dass ich froh dar- -

Ober- bin, dass wir mit dem Tierschutz ausdrücklich ein St_aats­

ziel verankert haben! weil wir der empfindenden Kreatur, die 
uns a·rwertraut ist, me_hr schuldig sind, als sie. nur' unter u·m­

welt im Allgemeinen zu subsumieren. Wir sind dort in hohem 
Maße verantwortlich. Gerade in einer Zeit, in der Genverän­
derungen Lebewesen verändern können, kommen neue Di­

mensionen in diesen Bereich des· Tierschutzes mit hinein. Wir 
müssen die Offenheit haben, beispielsweise in der Medizin 
das Notwendige an Tierversuchen in Zukunft zu ermöglichen. 

. Daran kann es keinen Zweifel geben. Aber wir müssen in der 
Tatall unsere Kraft- dies sagt uns dieser Tierschutzartikel in 
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der Verfassung -deutlicher, als dies bisher ausgedrückt wor­

den ist, dafür einsetzen, dass unnötiges Leiden fürdie uns an­

vertraute Kreaturvermieden wird. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 
' 

Meine Damen und Herren, zur europäischen Einigung, in Ar­

tikel 74 a verankert, habe ich einiges gesagt. Si': w~rden ver-
- stehen, dass ich zu den Regelungen, die das Pa-rlament und 

seine Rechte angehen, insoweit nur ei'ne kurze Anmerkung 

machen möchte, als die Landesregierung sich selbstverständ­

lich in die Vereinbarungsregelung einbringen wird, die aus 
der Verfassung resultieren soll. Wir werden Ihnen unserer- -

seits entsprechende Vorschläge unterbreiten u_nd den Dialog 
ausdrücklich mirdem Parlament suchen, damit wir diese ln­

formationsrechte auch für den Alltag handlial:>bar miteinan­

der ausgestalten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dabei habe ich die 
herzliche Bitte, dass -wir uns gegenseitig in unserer· Hand­

-lungsfähigkeit respektieren, damit wir nicht in einer Zeit, in 

. der wir immer zügiger zu Entscheidungen aufgef9rdert sind, 
wenn wir den internationalen Wettbewerb bestehen wollen, 

durch eigene Schwierigkeiten, die wir uns gegenseitig berei­
ten, in einen Nachteil geraten können. Deshalb meine herzli­
che Bitte, dass wir sehr verantwortlich mit diesen Dingen um-, 
gehen, aber auch die ausdrückliche Zusage, dass wir uns sehr 
konstruktiv einbringen wollen. 

Ich möchte eine Bemerkung· zu einem Bereich machen, der 

angesprochen worden ist, nämlich zum Thema "Volksinitiati­

ve" und "Volksbegehren". Das, was vorgeschlagen worden 

- ist, halte ich für einen vertretbaren und vernünftigen Weg.· 

Ich wiil allerdings auch an dieser Stelle sagen, dass die Gren­
zen·, die wir gefunden haben, nämlich der unterstützenden 

Unterschriften bzw. entsprechenden Bekundungen, für mich 

schon an ein Problem heranreichen, weil ich meine, dass wir 
aufpassen müssen, bei allem Willen, den _ich .ausdrücklich un­

terstreiche'! möchte, dass die Bürgerinnen und Bürger auf 
vielfältige Weise sich am Geschehen ihres Gemeinwesens be­
teiligen müssen, und sehr sorgfältig darauf achten. müssen, 

damit wir am Ende keine Verhinderungsmehrheiten konstru­

ieren, um am Ende zu beklagen, dass wir nichts mehr. auf den 
Weg bringen. -

Ich bin sehr damit einverstanden, dass ein Voiksbegehren 
· über eine konstruhive .Entwicklung in einer Gesellschaft et­

was Wünschenswertes ist, weil-darin demokratische Aktion 

und demokratische Verantwortung zum Ausdruck komme~. 

Verehrte Abgeordnete ·Frau Grützmacher, ich kann aber 
11icht nachvollziehen, was s·ie uns anempfohlen haben. Die _ 

Tatsache, dass in einem. Volksentscheid eine Entscheidung ei-­
ner Parlamentsmehrheit und einer Regierung korrigiert wird, 
kanr1 ich nicht als d~~ Musterbeispiel von Demokratie anse­

hen. Dass es möglich ist, dies zu korrigieren, sehr wohl, aber 

die Tatsache, dass am Volk vorbei eiri Fehler gemacht worden_ 

ist, dann zu· sagen, schade, dass es das bei uns noch nicht 

gegeben hat, ist nicht der richtige Ansatzpunkt.- Frau 
Grützmacher, das ist es nicht. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.-

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

So etwas habe ich nicht gesagt!) 

- Na gut. Vielleicht habe ich Sie nur falsch verstanden. Dann 
hat die Debatte auch etwas für sich, wenn wir. uns insoweit. 

verständigt haben, ich Sie jetzt richtig verstehe und bei der 

Gelegenheit meine Meinung deutlich machen konnte; 

Meine Damen und .Herren, eine letzte Bemerkung zum Ver­

fassungsgerichtshat und zur Verfassungsgerichtsbarkeit. 
P.uch dort werd-en Regelungen in Artikel 30 und den folgen­

_den getroffen, über die heute noch im Einzeln zu reden sein 

wird, die das Machtgefüge in diesem Staat, in diesem Land 

Rheinland-Pfalz in der Balance halte_n. Die Verantwortungen, 

die vom Parlament, vom Volk und von der Regierungsseite­

ausgehen, sind durch die unabhängige Gerichtsbarkeit zu 

kontrollieren, deren Verankerung und deren Handlungsmög­

lichkeiten in unserer Verfassung gestärkt worden sinc!. 

P.lles.in allem haben wir eine Verfassungsreform miteinander 
auf den Weg und jetzt-kurz vor die Entscheidung gebracht, 
die nach meiner Überzeugung über den Tag hinaus Bestand 

haben wird. Ich glaube, dass sie eine gute Grundlage sein 

kann, um in einer kommenden Legislaturperiode daran anzu­

knüpfen und sorgfältig weitere Schritte bei der Reform und 
der Weiterentwicldung der Verfassung zu gehen, um einen 

Beitrag zu leisten, auf der einen Seite die notwendigen Leit­

vorgaben, die man in einer freien Gesellschaft braucht, zu 

machen, und auf der anderen Seite die notwendigen Kon­

troilen und Einschränkungen· zu formulieren, die ma11 

braucht, um in der DemokratieaufZeit verliehene Macht---

Ich tl!e mir mit diesem Wort immersehr schwer. Ich habe kein 
Machtempfinden. Ich weiß nicht, ·ob sehr viele im' Raum eines 
haben. Ich habe keines. · -

(Zuruf der Abg. Frau Bil[, 
BÜNDN_IS 90/DIE GRÜNEN) 

-Frau Bill, ich habe keines. Es ist so. 

Ich habe kürzlich öffentlich gesagt, ich habe in den sechs Jah­
ren, seit ich Ministerpräsident bin, so viel heruntergeschluckt 
wie noch nie zuvor in meinem Leben. Das will ich noch einmal 

sagen. Die Machtempfindunge-n kommen nicht sehr intensiv 

hoch. Das ist so. Wenn man Verantwortung hat und man will 
zusammenführen, muss man mehr hinzunehmen bereit sein, 

als man d'ies muss, wenn man nur für einen Teilbereich Ver­
antwortung hat. Das ist eine Erfahrung, die man machen so li­
tt~, vielleicht auch in der aktuellen Diskussion die eine oder 

andere relativierende Überlegung, die sich daran anknüpfen 

kann. 
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Meine Damen und Herren, so weit es 'die Landes!egierun·g 
angeht, vielen· Dank an diejenigen, die mitgearbeitet und 

sich eingebracht haben. 

Ich möchte Ihnen, Herr Justizminister, und Ihren Mitarbeite­

rinnen und Mitarbeitern ~ehr herzlich fOr ein großes Stück an 

Zu- und Mitarbeit danken; dass die Entscheidungen möglich 

waren. 

Ich möchte.der landtagsverwaltung; die wichtige Vorgaben 

gemacht hat, sehr herzlich auch von meiner Seite aus dan­

ken; denn sonst ist eine solche Diskussion nicht zu kanalisie­

rEm und letztendlich zu einem Abschluss zu bringen. 

Der vorliegende Entwurf ist das Ergebnis intensiver und lang­

jähriger Vorarbeiten. Es_ haben sich insgesamt zwei Kommis­
sionen des Landtags damit befasst, haben diesen Stoff umfas­

send beraten und haben eine Reihe von Änderungen und 

Themen vorgeschlagen, bei denen Bedarf für-solche )i.nde-_ 

rungen bestand. Es ist die Stärkung der BOrgerrechte, dl:lr 

Ausbau der Bü-rgerbeteiligung, die Verbesserung der Gleich­

stellung von Frauen, der Datenschutz, der Schutz der. Umwelt 

und der natürlichen Leben~grun'dlagen, die EinfOhrung der 

Europathematik, das Verhältnis Landtag ~ur Landesregie­

rung un_d vieles mehr zu nennen. 

Frau Kollegin Grützmacher, eines muss auch in der Demokra­
tie möglich sein, dass wir g'elegentlich die Diskussionen.zum 

Abschluss bringen und entscheiden. Das wollen wir heute 

Sicher danken wir gemeinsam all denjenigen, die sich im Ver- tun. 
lauf dieser Debatte als Sachverständige, interessierte Bürge­
rinnen und Bürger oder politisch Verantwortliche einge­

bracht haben. 

Sie erlauben mir, dass mein letztes Wort, allerdings auch. ein 

Wort des Erinnerns, einem Mann gilt, dem diese Verfassungs­

änderung sehr wichtig war und der die erste Debatte zu _die­

ser Verfassungsreform noch mitgestalten konnte. Ich denke, 

dass wir auch im Sinne von Peter Caesar handeln, wenn wir 

die Chance dieser Einigung am heutigen Tage nutzen. 

(Anhaltend Beifall der SPD 
·und der F:D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Staatsminister Mertin, Sie haben das Wort. 

Mertin, Minister der Justiz: 

Herr Präsident, meine sehrverehrten Damen und Herren Kol­

legen, sehr geehrter Herr Ministerpräsident! Ich nehme Ihre 
anerkennenden Wor:te gern zur Kenntnis. Ich sage und beto­

ne ausdrücklich, ich nehme sie mehr stellvertretend für mei­

nen Amtsvorgänger entgegen. Wie Sie ausgeführt haben, 
war diese_ Verfassungsänderung etwas, was ihm sehr am Her­

zen gelegen hat. Ich danke Ihnen und auch Herrn Kollegen 

Schitfmann, dass Sie dies heute in der Debatte auch zum Aus­
druck gebracht haben. 

Wir debattieren heute über die 34. Änderung unserer Lan­

desverfassung. Da könnte man den Eindruck gewinnen, dass 

dies nur eine kleine Reform unter vielen ist, obwqhl wir heute 
den Versuch unternehmen, eine sehr umfassende Reform un­

serer Landesverfassung durchzuführen. Sie-ist auch notwen­

dig; weil Verfassungen nicht zu einem historischen Doku­

ment werden können, sondern sie_ mOss_en hin und wieder de~ 

sozialen Wirklichkeit und der neuen Aktualität angepasst 

werden. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD­

Zuruf der Abg. Frau Grü:tzmacher, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nac~ über acht Jahren Beratungen muss man auch die Kraft 
zu Entscheidu-ngen haben. Das wollen wir heute tun. 

(Zuruf der Abg. Dr. Braun und Frau 
Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese breit angelegte Stoffsammlung kon·~-i:e natorlich nur in 

einem Gesetzentwurf münden, der auch kompromisshafte 

ZOge trägt. Kompromisse werden in unserer Demokratie sehr 

häufig- ich erlebe das täglicl:i draußen auf Veranstaltung_en -. 
als etwas Negatives dargestellt. Dabei ist der Kompromiss die 

Keimzelle für das Funktionieren von Demokra-tie. Damit bOn­

~eln wir unterschiedliche Interessen. Damit führen wir sie zu­
sammen und machen auch Lösungsprozesse ~öglich. Deshalb 

ist es so wichtig, auch an 'dieser Stelle herauszustellen, dass 

wir mit der Verabschiedung dieses Gesetzentwurfs die Kraft 
gefunden haben, unterschiedliche Interessen zusammenzu-

-bringen, unter Hintanstellung natOrlich auch eigener Vorstel­

lungen. Das ist notwendig. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich meine, dass wir die Kraft gefunden haben, einen solchen 

Gesetzentwurf zu verabschieden, mafht deutlich, dass unsere 
Demokratie auf einer breiten Basis, auf einem soliden Funda­

ment steht. Auch das gilt es, in der heutigen Zeit herauszu­

streichen. 

Frau Kollegin Grützmacher, Sie sprachen in der Debatte die 

Affären an. Es ist nicht die Aufgabe einer Verfassung, und es 
- ist auch nicht möglich-. in einer Verfassung das Fehlverhalten. 

der Menschen irgendwie zu verhindern. Unsere Verfassung 

und die sich daraus ergebende gesellschaftliche Wirkli~hkeit 
muss ?O angelegt sein, dass dieses Fehlverhalten aufgearbei­

tet und untersucht wird. Ich meine, die Vorgänge der letzten· 

Woche machen gerade deutlich; dass wir ineinem solchen 
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Sys:tem leben. Die Vorgänge in der vergangenen Zeit machen 

deutlic!"J. dass niem~nd Ober dem Gesetz und der Verfassung 
steht. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Deshalb hat sich das, was wir an Verfassung in den letzten 

50 Jahren hatten, durcha~us bewährt. Ich meine, dass in dieser 

Krise durchaus die Chance besteht, dass unser demokrati~ 

scher Staat auch als Rechtsst~at gestä-rkt daraus hervorgeht. 

._ (Frau Grützmacher, BÜNDNIS 9Ö/DIE GRÜNEN: 

Darüber reden, nic~t alles_ vorbeigehen lassen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir passen unsere 
Verfassung an, aber wir lassen auch ihre hist_orischen Wurzeln 
unangetastet, das heißt, wir passen rnoder<it an, wie es sich 

~gehört, weil wir bei dieser Gelegenheit natürlich unsere Wur­
zeln nicht abschneiden wo_llen. 

Ich ~öclite noch zu einigen wenigen Aspekten_ Stellung neh-_ 

men, zum Beispiel zum Verhältnis der Landesregierung zum 
Landtag. Hier sieht der neue Artikel 89 b vor, dass die Regie­

rung verpflichtet sein soll, den Landtag frühzeitig über be- -

stimmte wichtige Gegenstände der Landespolitikzu unter­

richten. Dies war bisher nicht in der Verfassung geregelt, son­

dern ~urde in Schriftwechse{n, die zwischen dem Präsidenten 

des Landtags und dem Ministerpräsidenten ausgetauscht 

wurden, geregelt. Aus ihnen ergibt sich, in welchen Angele" 

genheiten der Landtag zu unterrichten ist. Dazu geliört eine 
·Unterrichtung Ober Staatsverträge, .Bundesratssachen, Be­

schlüsse der Fachministerkonferenzen sowie EG-Angelegen­

heiten in dem dort näher bezeichneten Umfang. 

Der neue. Af!:ikel zu.r Informationsbeziehung enthält aller­
·dings .eine Reihe unbestimmter Rechtsbegriffe wie- etwa_ 

.,frühzeitig" oder .,erheblicher landespolitischer Bedeu­

tung". Hierin liegt nun ein. erhebliches verfassungsrechtliches 

Streitpotenzial, weshalb es_ die Landesregierung ausdrücklich 
begrüßt, dass nach Abs. 3 dieses neuen Artikels ein~ Rege­

lung der Informationspflicht durch eine Vereinbarung zwi­

schen Landtag und Landesregierung zustande kommen soll. 
Aus Sicht der Landesregierung ist diese Vereinbarung ein ge­

eigneter Weg, um die unterschiedlichen Interessen~ die die 

Exekutive und das Parlament haben, zum Ausgleich zu brin­
gen. Der Kernbereich .,exekutive Eigenverantwortung" kann 

in Gefahr geraten, wenn zu frühzeitig Gedankenskizzen, 
Vorentwürfe und Ähnliches, die der Willensbildung der Lan­
desregierung im Grunde nocli nicht zugerechnet werden . 

-können, auf den freien Markt gebracht werden. 

Auf der anderen Seite sehen wir durchaus, dass es ein Ieghi­

rnes Interesse des Landtags ist, einen Überblick über die poli­

tisch relevanten Bereiche -der Regierungstätigkeit. zu gewin­

nen. Information ist eine wichtige Voraussetzung für die poli­

tische Aktivitität. Es wird deshalb Sache der vorgesehenen 
Vereinbarung sein, diese beiden Aspekte durch Absprachen 

so zu konkretisieren, dass kiar ist, wann und zu welchem Zeit-. 
punkt zu welchen Unterrichtsgegenständen auch die Unter­
·richtung zu erfolgen hat. Ich denke, dass sich im Laufe der 
Zeit, wenn wir dieses in einer konkreten Vereinbarung mög­
lichst ver_nünftig regeln, auch 'das Verwaltungshandeln ent­

-sprechend einrichten wird, sodass wir hiermit keine Pro.bleme 

haben. 

lc:h meirü~·schon, dass im Interesse der Funktionsfähigkeit der 

Exekutive darauf zu achten ist, dass der Exekutive auch ein­

Raum bleibt, in dem sie Überlegungen anstellen kann, bevor 

sie damit an die Öffentlichkeit geht. Deswegen_ wird in selte" 

· nen Fällen nur eine Information vor der Kabinettsitzung aus 
meiner Sicht erfolgen. 

Gestatten Sie mir noch einige Anmerkungen zu der Ände~ 

rung der_ Lande_?verfassung im Hinblick auf den Verfassungs­
gerichtsllof. Ich finde es richtig, dass bis auf den Präsidenten 

die Richter vom Landtag mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit zu­
kilnftig gewählt werden sollen. Das stellt nochmals ihre 
Überparteilichkeit, ihre Neutralität als Richter; die über die 
Verfassung zu wachen haben, heraus. 

lc:h finde es auch richtig, dass wir in diesem Zusammenhang 
bei der Veränderung der Landesverfa-ssung die Verfassungs­

beschwerde, die wir schon einfachgesetzlich ha):)en, nunmehr 

in der Verfassung verankern. Es ist nämlich eine andere Qua­
lität, wenn wir den Rechtsschutz zur Erzielung, zur Erlangung 

der Rechte, die sich aus der Verfassung ergeben, auch in der 

Verfassung selbst verankern und damit dem Zugriff, durch 
einfachgeset~liche Regelungen etwas zu ändern, entziehen. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P: 
und SPD) 

.In diesem Sinne bin ich trotz_aller Kompromisse, die man ein­

gehen muss, Herr Kollege Berg, mit der vorgeschlagenen Än­

derung der Verfassung einverstanden. 

· Sie sprachen die Staatszielbestimmungen an. Auch ich könnte 

mir weniger vorstellen. Aber es sind allemal achtenswerte 

Ziele, die dort hineingeschrieben werden. Mit dem Hinein: 

schreiben in die Verfassung als Staatszielbestimmung ist noch -
- l<:!nge nicht die Aufgabe des Parlaments obsolet, zu definie-_ 

mn, wie diese in der Wirklichkeit umzusetzen sind. Diese Auf­

gabe bleibt vornehme Aufgabe des Parlaments, insbesondere 
bleibt es Aufgabe des Parlaments, die hierfür notwendigen 

Mittel zur VerfUgung zu stellen; denn aus dem Staatsziel al­
lein ergibt sich noch kein Anspruch an den Staat, der hieraus. 

zu erfüllen wäre. Hierzu bedarf es immer noch der Umset­

·zung durch das Parlament durch entsprechende Gesetze, so­

dass ich eine Steigerung der Ansprüche an den Staat hieraus 

nicht erkennen kann. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 
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Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Bisehel das Wort. 

Abg. Bische!, CDU: 

I 

Herr Präsident, melne Damen und Herret:~! Sie werden viel-
leicht fragen, weshalb ich mich zu Woit gemeldet habe. Mei­

ne Wortmeldung hat ver~chiedene Gründe. Ich habe als Ver­

treter der Fraktion der CDU mit den Kollegen der Fraktionen 

der SPD und der F.D.P., dem Ministerpräsidenten und dem 

früheren Justizminister immer an den Verh,andlungen teilge­
nommen. Ich nutze die Gelegenheit, auch im Namen der 

CDU-Fraktion, allen Beteiligten an diesen Gesprächen ein 

herzliches Wort des Dankes für die faire und ordentliche Un­

terhaltung und für die gute Auseinandersetzung.z~ sagen. 

Im Ergebnis haben wir uns getroffen und einen Kompromiss 

gefunden. Auch hier gilt der alte Spruch: Ein Kompromiss ist 

die !<unst, einen Kuchen so aufzuteilen, dass jeder glaubt, er 

hätte das größte Stück bekommen.- Das gilt auch sicherlich 

in diesem Fall; denn die CDU-Fraktion ist mit de_m gefunde­

nen Kompromiss-einverstanden und trägt ihn in allen Einzel-­

heiten und ohne Abstriche voll mit. Deshalb können wir mit 

dieser Verfas~ungsänderung, wenn wir sie so beschließen, 
gut leben. 

Es war unser gemeinsames Anliegen und insbesondere das 
Anliegen der CDU-Fraktion, vor dem Hintergrund der Diskus­
sionen, die vorher geführt worden sind, jetzt zu einem Ergeb­

nis zu kommen. Der Herr Justizminister hat das auch wunder­

bar formuliert. Wir sind froh, dass wir heute über dieses Er­
gebnis befinden können. 

Es gibt einen weiteren Grund, weshalb ich mich zu Wort ge­
meldet habe. Ich bedauere sehr, dass Frau Kollegin Grützma­

cher ihre Rede so angelegt hat, wie sie sie angelegt hat und 

der Versuchung nicht widerstehen konnte, die augenblickli­
che Diskussion über die Affären, in die insbesondere unsere 

Partei verwickelt ist, 

(Zuruf der AQg. Frau Grützmacher, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Anlass zu nehmen, in diesem Hause eine Verfassungsde­

batte zu führen. Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen 

wirklich aufrichtig versichern, dass die CDU-Fraktion unter 
dieser Debatte und auch unter diesen Affären leidet. Sie wer­

den wahrscheinlich nicht leiden, und der eine oder andere . 

freutsich vielleicht, dass das so läuft. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nein, wirfreuen uns nicht!) 

Ich ~ill das niemandem unterstellen, aber wenn man das eine 

oder andere liest bzw.hört, kommt man jedenfalls unschwer 

auf diesen Gedanken, dass das so sein könnte"" Ich will das .­

aber auch nicht ausweiten, meine Damen und Herren. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: . 

Gehen Sie zu dem Geburtstag?) 

-Der Geburtstag geht Sie nichts an! Das ist unser Problem! 

Wenn Sie Behauptungen aufstellen, die Sie nicht beweisen 

können, dann bleiben Sie bitte zunächst einmal ruhig! 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Sie haben noch n'ie gehört, dass wir uns in irgendei­

ner Art und Weise so über lhre·lnterna unterhalten hätten, 
wie Sie das uns gegenüber machen! 

(Beifall der CDU-

Zurufe des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das muss auch einmal gesagt werden. Sie sollten einmal" in 

sich kehren. 

Meine Damen und Herren, nehmen Sie mir bitte ab, dass es 

im Augenblick ein Gebot ist, diese Affären und die Vorgänge, 

die sich abspielen bzw. abgespielt haben, im Detail aufzuklä­
ren. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

· Jeder weiß, dass das nicht von heute auf morgen geht. Jeder 
weiß, dass dazu eine gewisse Zeit. benötigt ·wird. Ich bean­

stande, dass Sie immer wieder versuchen, denjenigen, die die­

se schwierige Arbeit leisten, ZU unterstellen, sie würden diese 
Arbeit nicht aufrichtig leisten wollen. Das ist ein Problem, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall der CDU)' 

Wir sollten die Situation entgeg·ennehmen, wie sie ist. Ha­
ben Sie' doch_ einmal ein bisschen Geduld, Frau Kollegin 

Grützmacher! 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher, 
· BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie verlangen auch Geduld, wenn es um Sie geht. Deshalb bin 
ich der Meinung, wir sollten in aller Zurückhaltung denjeni­

gen, die diese schwierige Aufgabe zu bewältigen haben, die 

Chance geben, ihre Aufgabe ordentlich zu erfüllen. Ich will 
aber nicht näher auf diese Debatte eingehen. 

Vor dem geschichtlichen Hintergrund ist es aber auch ein Ge~. 
bot, dass das einmal gerade gerückt und gesagt wird; denn 

heute oder morgen werden die Berichte und Protokolle gele­

sen - ich gehöre selbst auch dazu -, und die GRÜNEN kämen 
auf die Idee, zu behaupten, dass die CDU-Fraktion Oberhaupt 

nichts zu dem Thema gesagt- habe, und nach er noch. für sich 

buchen würden, dass die CDU-Fraktion ein schlechtes Gewis-
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sen hätte. Nein, wir stehen dazu, dass die Fehler aufgeklärt 
werden müssen. 

~assen Sie mich auch sagen, dass Sie uns für das, was andere 

zu verantworten haben, nicht verantwortlich machen kön­

nen. Sie können nicht die Sippenhaftung einführen. Ich neh­

me an, dass Sie das auch gar nicht wollen. Meine Damen und 

Herren, die Debatte können Sie dort führen, wo sie hinge­

hört, aber nicht hier. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Hier gehörtsie auch ins Parlament, natürlich!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch etwas in mei­
ner Eigenschaft als Vorsitzender der Datenschutzkommission 

sagen. Der Herr Ministerpräsident hat auf den Datenschut? 

hingewiesen_ - es war ein wichtiges Anliegen der GDU-. 

Fraktion, dass wir die Bestimmungen über den Qatenschutz 

in die Verfassung aufgenommen haben bzw. aufnehmen 

we_rden; denn das Recht des B·ürgers, über seine eigenen Da~ 
ten selbst bestimmen zu können, hat sich entwickelt. Es be-" 

darf natürlich einer Ausformung bis·ins Detail, aber .wir wol­
len dieses Recht, das im Jahre 1983 vom Bundesverfassungs­

gericht ausdrücklich festgestellt wurde, in unserer Verfas­
sung verankern. Es ist keine Frage, dass wir uns in Rheinland-­

Pfalz in den kommenden Jahren _über den Datenschutz noch 

intensiver unterhalten müssen. Die D.atenschutzkommission 
beschäftigtsich ständig mit diesen Problemen und Fragen. 

Ich will Ihre Aufmerksamkeit aber noch auf eine andere Be­

stimmung lenken, die wir verabschieden wollen, nämlich die 
Verankerung der Rechte der parlamentarischen Opposition. 

Das ist· ein ganz wichtiges Anliegen, das von de_r ~DU­
Fraktion vertreten wird. Auch vor dem Hintergrund der De­

batte, die wir derzeit in Bezug _auf die Öffentlichkeitsarbeit 

der Fraktionen-führen, hat diese Bestimmung eine besond~re 

Bedeutung; derm hierin ist ausdrücklich aufgeführt, dass die 
Opposition das Recht hat, entsprechende Wirkungsmöglich­

keiten im Parla-ment und in der Öffentlichkeit zu finden. Das 

heißt, dass auch die Frage der Öffentlichkeitsarbeit der .Op­
position in dieser Verfassung ausdrücklich angesprochen 

wird. Das hat auch Auswirkungen bis auf die Praxis. Wir legen 

großen Wert darauf, dass die Opposition als ein ganz wichti­
ger Bestandteil des Parlcl'ments die entsprechende Veranke­

rung in unserer Landesverfassung findet. 

Herr Justizminister Mertin· hat einige Ausführungen zu dem 

Artikel89 b der Landesverfassung gemacht. Ich erinnere mich 

noch gut an die Gespräche, die wir geführt haben. Es wat ge­
rade ein Anliegen der GDU-Fraktion, zu Verbesserungen im 

· Gedankenaustau~cli und in der Respektierung zwischen Par­

lament und Landesregierung zu kommen. Es sind,Möglichkei­
ten eröffnet worden, sodass es später zu einer Vereinbarung 

kommen kann. ln der Vergangenheit haben wir bereits dies­

bezügliche Absprachen_getroffen. Wir haben es als ein wich­
tiges Anliegen des Parlaments insgesamt betrachtet, dies in 

der Verfassung festzuhalten. Wir sind froh, dass wir uns dar­
über einigen konnten. 

Meine Damen und He_rren, zum Abschluss will icli die Gele­
genheit nutzen, insbesondere unserem früheren Just_izmini­
ster Peter Gaesar, der an diesen Verhandlungen immerteilge­

nomJ11en hat, nachdrücklich ein herzliches Wort des Dankes 
dafür zu sagen, dass er uns immer gute Vorschläge unterbrei­

tl~t hat. Er hat un~ mit seinem Hinweis auf die brandenburgi­

sche Verfassung geholfen, sodass wir in unsere rheinland­

pfälzische Verfassung eine Regelung zu dem wichtigen Be­

reich des ungeborenen Lebens einführen konnten. 

Herr Ministerpräsident, ich unterstütze Sje voll und ganz, dass 

wir mit diesem Thema keine neue Debatte eröffnen wollen. 
Mit dieser Rege-lung werden wir aber eine Grundlage finden . 

und zum Ausdruck b~ingen, dass. es uns darum geht, den 
Schutz des ungeborenen Lebens auch _in das Bewusstsein un~ 

serer Bevölkerung besonders hineinzuqringen. Es geht uns 

wirklich nicht um eine neue Debatte oder um neue Rechts­

grundlagen. Wir bewe_gen uns voll Uf1d ganz auf dem Boden 

des Grundgesetzes, aber das Anliegen an sich sollte auf jeden · 

Fall in unserer Verfassung verankert werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall der GDU) 

Vizepräsident Schuler: · 

Herr Ko(lege Bruch, Sie haben das Wort.· 

Jl,bg. Bruch, SPD:. 

rlerr Präsident, zur Geschäftsordnung. Wir beantragen, über 

die Nummer 1 des Artikels 1 des Gesetzentwurfs in zweiter 

Beratung getrennt abzustimmen. 

Vizepräsident Schuler: 

Frau Themas, bitte. 

Jl.bg~ Frau Thomas,.B.ÜNDNIS 90/.DIE GRÜNEN: 

Wir beantragen -das hatten wir bereits angekündigt-, über. 
-die Nummern 16 bis 29 des Artikels 1 des Gesetzentwurfs in 

zweiter Beratung getrennt abzustimmen. 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende der Bera­

tungen über das LaDdesgesetz zur Änderung der Verfassung 

.für Rheinlaod-Pfalz.Wir kommen zur Abstimmung. 

Wir stimmen z.unächst über den Änderungsantrag der Frak­

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Drucksache 13/5439- ab. Wer 
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diesem Änderungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich 

. um das Handzeichen!- Die Gegenprobe!- Der Änderungsan­

trag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. ge­

gen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung 

-Drucksache 13/5427-. Wer dieser Beschlussempfehlung zu­

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen! -Die Ge­

genprobe! -Die Beschlussempfehlung ist _mit den Stimmen· 

der SPD, der CDU und der F:D.P. gegen die Stimmen des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen dann zur Abstimmung übe,r die Nummer 1 des 
Artikels 1 des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung - Druck­

sache.B/5066 -.Wer der Nummer 1 des Artikels 1 des Gesetz­

. entwurfs zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­

chen! -Die Gegenprobe!- Damit ist die Nummer 1 des Arti-.' 

kels 1 des Gesetzentwurfs. bei einigen Gegenstimmen der 
Fraktionen der SPD und der F.D.P. und gegen die Stimmen 

der Fraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummern 16 bis 29 

des Artikels 1 des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung 
-Drucksache 13/5066-. Wer den Nummern 16 bis 29 des Arti­
kels 1 des Gesetzentwurfs zustimmen möchte, den bitt;e ich 

um das Handzeichen!- Die Nummern 16 bis 29 des Artikels 1 

des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung sind einstimmig an­

genommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwu!f im 

Übrigen in der zweiten Beratung unter Berücksichtigung der 
Annahme der Beschlussem[lfehlung. Wer diesem Gesetzent­

wurf zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­

d.;en! - Die Geg~nprobe! - Stimmenthalt~~gen?- Der Gesetz­
entwurf ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. 

bei Stimmenthaltung des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ange­

nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 

- Drucksache 13/5066- in dritter Beratung. Wer diesem Ge­
setzentwu_rf zustimmen möchte, den bitte ich !Jm das Hgnd­

zeichen! - Die Gegenprobg! - Der Gesetzentwurf ist mit den 

Stimmen der SfD, der C:DU und der F.D.P. gegen die Stimmen 
des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Landesgesetz 
zur Änderung der Verfassung für Rheinland-Pfalz - Druck­

sache 13/,5066 - zustimmen möchte, den bitte ,ich, sich v9m 
Platz zu erheben! - Gegenstimmen?- Das Landesgesetz zur 
Änderung der Verfassung für Rheinland-Pfalz ist mit den 

Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen 

<;Jes BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass das Gesetz mit 

der für die Verfassungsänderung vorgeschriebenen Mehrheit 

angenommen ist. 

(Beifall der SPD, der CDU 

und der F.D.P.) 

Das Vierunddreißigste Landesgesetz zur Änderung der Ver­

fassung für Rheinland-Pfalztritt am 18. Mai 2000 in Kraft. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 5 der Tagesord­
nung auf: 

... tes Landesgesetz zur Änderung des 

Ingenieurkammergesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

. - Drucksache 13/5l22-

Zweite Beratung 

dazu: : 

Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Wirtschaft und Verkehr. 

- Drucksache 13/5418-

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Wirz, 

das Wort. 

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf Minuten verein­
bart. 

Abg. Wirz, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! -

Durch Beschluss des Landtags vom 21. Januar 2000 (Pienar­

protokoll13/103) istder Gesetzentwurf an den Ausschuss für 

Wirtschaft und Verkehr -federführend - und an den- Rechts­
ausschuss überwiesen worden. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr hat den Gesetzent­
wurf in seiner 34. Sitzung_am 8. Februar 2000 beraten .. 

Der Rechtsausschuss h1;1t den Gesetzentwurf in seiner 36. Sit­
zung am 10. Februar 2000 beraten. 

Beide Ausschüsse waren einstimmig für die Annahme des Ge­
setzentwurfs. 

Vizepräsident Schuler: 

Für die CDU-Fraktion erteile icli Herrn Kollegen Wirz das 

Wort. 

Abg. Wirz, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle­

gen! Das Ingenieurkammergesetz stammtaus dem Jahr 1978. 

Es wurde erstmalig 1998 geändert. ln diesen zwei Jahren seit 

der l~tzten Änderung hat sich allerdings auch im Rechtsum­
feld dieses Gesetzes einiges geändert, sodass wir beute mit 

der erneuten Änderung dieses Gesetzes versuchen, sowohl 

den rechtlich geänderten Rahmenbedingungen und dem ver-
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änderten Anforderungsprofil an die Ingenieurkammer Rech-. 
nung zu tragen. 

Ich möchte nur auf die wesentlichen Änderungen eingehen. 
Es sind dies: die· Möglichkeiten des Partnerschaftsgesell­
schaftsgesetzes aus dem Jahr 1998 auch in unser Ingenieur­
kammergesetz ~ufzunehmen und damif die rechtlichen Vor-- · 
aussetzungen für die sich daraus für.den Berufsstand erge­
benden Vorteile zu schaffen. 

Meine Damen u·nd Herren, allerdings frage ich mich, warum 
diese Möglichkeiten (licht schon bei der letzten Änderung_ 
des Ingenieurkammergesetzes 1998 mit aufgenommen wur­
den, da das geänderte Partnerschaftsgesellschaftsgesetz zu 
diesem.Zeitpunkt be.reits vorlag. 

Seit 1993 bestand darüber hinaus auch bereits ein Ände­
rungsauftrag d~ Oberverwaltungsgerichts· Rheinland-Pfalz, 
sodass auch ZIJ fragen ist, warum dieser Auftrag nicht bereits 
1998 miterledigt wurde. 

Die Nutzung der Möglichkeiten. des Partnerschaftsgesell- · 
Schaftsgesetzes sind darüber hinaus gerade für die freien Be­
rufe eil']e uriver;zichtbare Basis für ihr weiteres berufliches Be­
stehen in den veränderten Rahmenbedingungen des Mark­
tes, der sowohl bezüglich der beruflichen als auch der wirt­
schaftlichen Qualifikation ständig höhere Anforderungen 
stellt. 

-
Ein:weiterer Punkt ist die rechtliche Verankerung des Versor-
gungswerks. Es stellt für die Ingenieure eine ebenso wichtige 
Maßnahme dar, wie dfes seit Jahren irn-Architektenkammer­
gesetz und seit dem vergangenen Jahr ebenfalls bei den 

·Steuerberatern der Fall ist. Hiermit erhalten auch die Mitglie- . 
der der lngenieurkamm~r die Möglichkeit der sozialen Absi­
cherung ihres Alters durch ein berufsständische-s · V~rsor­
g ungswerk.: 

Durch die' jetzige Regelung in§ 4'wird die Berufsbezeichnung 
.,Beratender Ingenieur" geschützt, U!Jd zwar auch dann, 
wenn fremdsprachliche Bezeichnungen gewählt werden. 

· Dies erscheint uns wichtig, um sowohl gern Berufsstand als 
auch den Klienten Ober die berufliche Qualifikation hinaus 
eine höhere Sicherheit zu geben. 

Mit diesem Gesetz wird auch.endlich.eine Regelung bezüg-. 
lieh der erforderlichenBerufshaftpflidit getroffen: die wir als 
CDU-Fraktion bereits in der Landesbauordnung verankert 
wissen wollten. 

Herr Kollege Schwarz, da wir wissen, dass. es bei Ihnen in der 
Koaiition immer etwas länger dauert, werden wir dies heute 
konsequenterweise akzeptieren. 

Meine Damen und Herren,. der Gesetzentwurf gibt, um dies 
auch zu noch erwähnen, der lngenieurkammer---

(Zuruf des Abg.-schwarz,-SPD) 

.. Entschuldigung, wenn Sie die Dinge, die 1993 in Auftrag ge­
geben worden sind, nicht 1998, als Sie das Ges~tz änderten, 
mit aufgenommen haben und bis. zum Jahr 2000. warten, 
kann ich das wirklich nicht als schnelle Reaktion bezeichnen. 
Sehen Sie das anders? 

(Zuruf des.Aog. Schwarz, SPD) 

iDfisist zwei Tage, nachdem wir die zweite Änderung des ln­
genieurkammergesetzes gemacht haben, im Bundesanzeiger 
veröffentlicht worden, ·also hätten wir wisse!} können, was 
drinsteht. -

Der Gesetzentwurf gibt, um dies auch noch zu erwähnen, de.r 
Ingenieurkammer erstmals die Möglichkeit, sich ihre Dienst­
leistung-en auch für in d~r Kammer geführte Nichtmitglieder 
nach Maßnahme einer Beitragsordnung, wie es sö schön 
heißt, honorieren zu lassen. 

· Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf ist mit den be­
troffenen Verbänden einvernehmlich abgestimmt. Nicht des­
halb, aber auch deshalb, darf ich für die CDU-Fraktion erklä­
ren, dass wir diesem Gesetzentwurf der Landesregierung zu­
stimmen werden, weil er sachlich gesehen für die lngenieur­
kammer'Clie richtigen·_weichen für ein erfolgreiches Wirken 
in der Zukunftstellte 

·Vielen Dank. 

· (Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: -

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Schwarz das 
WorJ:. 

Abg; Schwarz,SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Wirz hat sehr sachlich und auch in der gebote­
nen Strenge deutlich gemacht, dass wir mit sehr großer Ein­
mütigkeit im Ausschuss für Wirtschaft und \lerkehr diesem 

Gesetzentwurf der Landesregierung zugestimmt haben. · 

Lasseh Sie mich auf drei Punkte einge_hen, die der Kollege 
Wirz zwar gestreift hat, von denen ich aber glaube, dass es 
wichtig ist, dass sie noch einmal wiederho_lt werden. Es ist 
richtig, wie der Kollege Wirz gesagt hat, dass es drei Ding\! 
gibt, die im Grunde genommen dazu geführt haben, dass die-­
ses Gesetz so ausgeführt wird. Das sind einmal die bauord­
nungsrechtlkhen Änderupgen, die Rechtsprechung des Ober­
verwaltungsgerichts und dass die heutigen Anforderungen 
an das Berufsrecht anders formuliert werden als in der Ver­
gangenheit. Dies war im Grunde genommen Ausfluss dessen, 

was geände_rt werden soll. Es ist auch richtig, dass wir jetzt ei-· 
. ne Verpflichtung haben, eine gewisse Bereitschaftsverpflich-
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tung zur Versicherung abzugeben. Das sind mindestens 3 Mil- _ 
lio11en DM im Zusammenhang mit Personen und mindestens 
500 000 DM, wenn es um Sach- und Vermögenswerte geht. 

Im Grunde genommen ist diese Gesetzesberatung auch - da 
stimme ich Herrn Kollegen Wirz ausdrücklich zu - deswegen 
besonders gut gelaufen, weil man sich im Vorfeld mit den An­
zuhörenden einen großen Rahmen geschaffen und die Anzu­

hörenden wahrgenommen hat, einschließlich der kommuna­

len Spitzenverbände, sodass die zwei Widersprüche, die ein-_ 

mal aus dem BereiCh der Handwerkskammer und zum ande­
rem aus deni Bereich der Architektenkammer vorgebracht 

worden sind, aufgelöst werden konnten. Dem Petitum aus 
dem Bereich der Handwerkskammer konnte Rechnung getra- _ 

gen werden. Bei der HandwerkSkammer ist es so, dass im 
Rahmen des_§ 64 der Landesbauordnung bereits ein Rahmen 

gesteckt wurde, sodass das auch abgesichert i?t. 

Wir werden diesem Gesetzentwurf zustimmen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

- Für die F.~.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Heinz 
das Wort. 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Dem heute zu verabschiEldenden Gesetzentwurf der Landes­
regierung zur Änderung des Ingenie-urkammergesetzes 
durch den Landtag rst eine gründliche Vorarbeit vorausge­

gangen. So wurde der vorliegende Gesetzentwurf sowohl im 
Wirtschafts- und Verkehrsministerium als auch mit der Kam­
mer der Beratenden Ingenieure, der Industrie- und Handels­

kammern sowie der Architektenkammer abgestimmt. Ebenso 
wurde er im Rechtsausschuss und im Ausschuss für Wirtschaft 
und Verkehrnoch einmal eingehend beraten. 

Die Vorgehensweise, find~ ich, war sinnvoll und gut. Ich 
möchte daher auch für meine Fraktion darum bitten, auch 

künftig diese Vergehensweise zu wählen. · 

Der Kernpunkt des novellierten Ingenieurkammergesetzes ist 
dabei der § 4 a- Partnerschaftsgesellschaften~-. Das Partner-· 
:schaftsgesellschaftsgesetz gestattet den Angehörigen der 
.freien Berufe eine neu'e Form zur -gemeinsamen Berufsaus­

übung._ Vprhe(war es so, dass durch das Berufsrecht Partner­
schaften bzw. Kooperationen in gewissem- Sinn einge­
schränkt waren. Durch die im novellierten Ingenieurkammer­

gesetz getroffene Regelung ist es den Beratenden Ingenieu­

ren nun möglich, mit anderen fre_ien Berufen in partner­
schaftlicher Art und Weise zusammenzuarbeiten und zusam­

menzugehen. Dadurch ist die Möglichkeit der Gründung ei­

ner interprofessionellen Partnerschaftsgesellschaft gegeben. 

Weiterhin ist in § 4 a Abs. 3- bereits von den Kollegen ange­
sprochen - eine Pflichtversicherung für die in der Partner­
schaft tätigen beratenden Ingenieurbüros zur Deckung der 
sich· aus dieser Berufungstätigkeit eventu_ell einmal ergebe­
nen Schadensfälle vorgeschrieben. Dies ist im Interesse des -
Gläubigerschutzes- so meinen,yvir -.auch dringend geboten,__ 
Um die Gesellsdiaftsform der Partnerschaftsgesellschaft für 
die freiberufliCh Tätigen attraktiv zu gestalten, wurde in dem 
Gesetzentwurf in § 4 a Abs. 4 auch eine ·Haftungsbeschrän­

kungsmöglichkeit für zivilrechtliche Ansprüche aufgenom­

men. 

Ich möchte des Weiteren auf§ 12 Abs. 2 ganz ku.rz hinweisen. 

Hier bleibt festzuhalten, dass die Ingenieurkammer für ihre 

Mitglieder Versorgungseinrichtungen schaffen will und kann 
oder sich an Versorgungseinrichtungen anderer Kammern 
oder Bundeslände-r beteiligen k~mn. Dies ist ebenso eine posi­

tive Sache. Diese Lösung orientiert sich an Reg!'!lungen der 
Versorgungsmöglichkeiten, wie jüngst beschlossen." der Steu­
erberaterkammer oder im vergangenen Jahr auch. beispiels-· 
weise der Architektenkammer. Wir finden; es ist eine not­
wendige und eine richtige Entscheidung, dies in diesem Ge­
setz aufzunehmen~ 

Meine Damen und Herren, alles in allem bleibt festzuhalten, 
I 

dass mit dem heute zu verabschiedenden Gesetzentwurf für 
alle Beteiligten eine gute Lösung gefun9en wurd!· 

Die F.D.P.-Fraktion wird dem Gesetz zustimmen, weil diese 
Regelung gut und sinnvoll ist, ebenso wie sich das bei den an­
deren freiberuflichen Verbänden und Organisationen,inzwi­
schen erkennbar bewährt hat. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 

Abgeordneten Rieth das Wort. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE _GRÜNEN: 

. Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auch wir werden 
diesem Gesetzentwurf zustimmen: 

Noch einmal aus unserer Sicht die drei Punkte, weshalb wir 

dem Gesetz- zustimmen.- ln den Partnerschaftsgesellschaften 
sehen wir einen politischen~nsatz, dass auch qualifiziert ein 
Gegengewicht gegen große Generalunternehmen im lngeni- _ 

eurbereich gesetzt werden kann. Das wird sicherlich den klei­

neren und mittleren lngenieurbüro~ die Möglichkeit geben, 
sich an größere Aufträge und größere Ingenieurleistungen 

heranzuwagen. Das ist begrüßenswert und wird von uns un­

ter~tützt. 

·-
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Der zweite Punkt hängt ursächlich damit zusammen. Wir hof­
fen, dass das, was ins Gesetz geschrieben wurde, auch ausrei­
chend ist, nämlich die Frage der Haftungsbeschr,änkung der 

· Partnerschaftsgesellschaften, der·Berufshaftpflicht. Wir hof-- · 
fen, dass aus der Sicht des Verbraucherschutzes, wenn die 
Projekte größer werden, wenn es notwendig ist, auch größe­
re Beträge, größere Absicherungssummen bereitzustellen, 
diese Beträge, die im Gesetz stehen, reichen. Ansonsten, den­

ke ich, muss man hier nachbessern. Man muss sicherlich ein­
mal mit den Verbraucherschutzverbänden darüber reden, ob 

diese Summen, die hier enthalten sind, die Risiken entspre­
chend abdecken, die füt einen Bauherrn ·oder eine Gesell~ 
schaft, die bauen oder errichten lassen, entstehen können, 
zumal das über das klassische Bauen hinausgeht. Es geht in 
neue· Dienstleistungssparten hinein, wo sich lngeni~urbüros 
zusammentun. Da is:t auch bei der Entwicklung der Auftrags­
summe und letztendlich .der möglichen Schadenssumme ---
Das muss man beobachten. Ich denke, als Einstieg ist das auf 
jeden Fall richtig. 

Ich komme zum dritten Bereich. Auch dem Versorgungswerk 
·stimmen wir zu. Wir'finden, dass es. notwendig und richtig ist, 
dass sich auch diese Berufsgruppen um ihre Altersversorgung 

in _einem .vernetzten Zusammenhang Gedanken machen, wie 
wir dies auch andernorts bereits auf den Weg gebracht ha­
ben. Wenn es noch Berufsgruppen in diesem Bereich geben 
sollte,· die dies noch nicht haben, seien sie auch von dieser 

Stelle aus aufgefordert, dies ähnlich zu regeln. Ich firide, dies 
ist zeitgemäß -und sollte auch-vom La_ndtag zukünftig bei 

ähnlich gelagerten Fällen so unterstützt. werden. 

Mehr gibt es hierzu aus unserer Sicht nicht zu sagen. 

Vielen Dank; 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 

Vizep~äsident Schuler: 

Herr Staatsminister Bauckhage, Si~ haben das Wort. 

Bauckhage, Minister 

. für Wirtschaft, Verkehr,_landwirtsc_haft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die,· 

Angehörigen der freien Berufe und damit der freiberuflich 
unabhängig tätigen Ingenieurinnen und Ingenieure tragen 
wesentlich zur Dienstleistungsqualität und zum Wirtschafts­

standort Rheinland-Pfalz bei:. Um dies in Zukunft sicherzustel­
len, war es notwendig, die Gesetzmäßigkeiten so anzupas­
sen; dass dieser Berufsstand als freier Berufsstand im Wettbe­

werb mit anderen gewerblichen Anbietern eine gute Ge­
schäftsgrundlage hat. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, d<!SS die Fort- und Weiter­
bildung, die eine zunehmende Rolle spielen wird, klar gere-

gelt ist. Darüber hinaussind die Partnerschaftsgesellschaften, · 
die seit 1974 möglich sind; im Gesetz geregelt, was im Übri­
gen gerade Im europaweiten Wettbewerb eine entscheiden­
de Rolle spielt. Es ·ist wichtig, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass man entsprechende Partnerschaftsgesellschaf­
ten auf dieser Grundlage herstellen kann. 

Wenn man diesem freien Berufsstand in seiner jetzigen Form 
gegenüber gewe-rblichen Anbietern eine sichere Grundlage 
bieteiJ will, ist die Haftungsbeschränkung eine wesentliche 

Herausforderung. Ich möchte auf die bereits ang-eschnittene 
Problematik des Versorgungswerks nicht noch einmal im Ein­
zelnen eingehen. Ich erachte es jedoch als- positiv, dass man 
diesem Berufsstand die Entscheidungsfreiheit gibt und ihn in 
die Lage versetzt, in Partnerschaft oder als einzelner Dienst­
leistereigene Versorgungswerke zu bilden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Gesetzentwurf 
steht natürlich auch .!.Inter dem Gesichtspunkt der Deregulie­
rung. Darüber hinaus sollen die Strukturen, die sich in 
Rheiniand-Pfalz und in D_eutschland insgesamt bewährt ha­
ben, für die freien Ber.ufe erhalten bleiben. Ich bin sicher, 
dass- bedingt durch die Möglichkeiten der Fort- und Weiter­
bildung - die Nutzung von Synergieeffekten gegeben ist und 
berufsübergreifende Kooperationen zu einer Stärkung äer 

·beratenden Ingenieure beitragen ·werden. Deshalb bitte ii:h 

Sie um Zusti!Jlmung zu dem Gesetzentwurf. 

leb danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schulen 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen nun zur unmittelbaren Abstimmung 
über den Gesetzentwurf- Drucksache 13/5222- in der zwei­
ten Beratung. Die Beschlussempfehlung empfiehlt die unver­
änderte Annanme. 

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte ich. 

um das Handzeichen!- Das ist einstimmig so beschlossen: 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer diesem Gesetz zu­

stimmen möchte, den·bitte i,ch, ·sich vom Platz zu erheben!­

Danke!- Damit ist das Landesgesetz zur Änderung des Inge­
nieurkammergesetzes einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt6 der Tagesordnung auf: 

landessicherheitsüberprüfungsgesetz (LSÜG) 
Gesetzentwurf-der Landesregierung · 

- Drucksache 13/5010-

· Zweite Beratung 

· dazu: 

· Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

- Drucksache 13/5422-
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Die Fraktionen haben eine Redezeit von fürif Minuten verein­
bart.· 

Zur Berichterstattung erteile ich Herrn Kollegen Weiner das 

Wort. 

Abg. Weiner, CDU: 

Herr P~äsident, meine Damen und Herren! Der Landtag hat , 

durch Beschluss vom .16. Dezember 1999 die weiteren Bera­
tungen über den Gesetzentwurf der Landesregierung zu dem 
Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen aus G_ründen des 
vorbeugenden Geheimschutzes an den Innenausschuss - fe­
derführend- und an den Rechtsallsschuss überwiesen. 

Der Innenausschuss hat in seiner 34. Sitzung am 3. Februar 

dieses Jahres nach einem Bericht des Innenministers den Ge-· 

setzentwurfeingehend und unter Anhörung des Landesrech­
nungshofs und des Datenschutzbeauftragten beraten. Der 

fnnenausschuss beschloss danach einstimmig b_ei Abwesen­
heit der Vertreterin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

dem Landtag die Annahme des Gesetzentwurfs zu empfeh­
len. 

Der mitberatende Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in 
seiner 36. Sitzung am 10. Februar beraten und mit den Stim­
men der Vertre.ter de·r Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. ge­

gen die Stimme des Vertreters der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN beschlosse_n, sich der Empfehlung des Innenaus­
schusses anzuschließen und dem Landtag die Annahme des 

Gesetzentwurfs in der vorliegenden Fassung zu empfehlen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsident schuler: 

Das Wort hat Herr Kollege Schnabel. 

Abg. Schnabel, CDU; 

Herr Präsident, meine sehr· verehrten Damen und Herren! Es 

ist unbestritten, dass geheim zu hal~ende lnformatio!len wie 
beispielsweise Verschlusssachen geschützt werden müssen. Es 

ist weiterhin unbestritten, dass Personen, die zu solchen In­

formationen. Zugang haben, sich Sicherheitsüberprüfung~n 
unterziehen müssen. Unbestritten ist darüber hinaus, dass Si-

__ cherheitsüberprüfungen rechtsstaatliehen Anforderungen 

genügen müssen. 

Meine Damen und Herren, da in diesem Bereich grundrecht­
lieh geschützte Rechte auf informationeile Selbstbestimmung 
berührt werden, müssen gesetzliche Grundlagen geschaffen 

. werden. Das Sicherheitsüberprüfungsgesetz des Bundes 
stammt aus dem Jahr 1994, und es gibt bisher in Rheinland-

Pfalz nur so genannte Sicherheitsrichtlinien aus dem Jahr 
1995. Eine gesetzliche Regelung auf Landesebene war des­
halb überfällig. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf ents·pricht den Vorgaben der 

NATO-Bestimmungen sowie der Bundesgesetzgebung und 

orientiert sich darüber hinaus an den Sicherheitsüberprü­

fungsgesetzen aus Nordrhein-Westfalen und Baden" 
Württemberg. 

Meine Damen und Herren, nach Beendigung des Ost-West­
Konfliktes habenwir es in diesem Bereich mit einer neuen Si­
tuation zu tun. Die Zahl der Sicherheitsüberprüfungen ist er­
freulicherweise drastisch zurückgegangen. i992 wurden im­
merhin noch 7 100 Personen überprüft, und 1999 waren es 
nur noc.h 2 900. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit einverstanden, dass 
·für den Datenschutzbeauftragten und für den Präsidenten 

des. Landesrechnungshofs keine Ausnahmeregelungen ge­

troffen werden. ba~ Bundes~icherheitSüberprüf~ngsgeseti 
sieht dies zum einen nicht vor, zull) and_eren sind auch in der 
Mehrzahl der L~nder, die über ein entsprechendes Gesetz 
verfügen oder bei denen ein solches Gesetz derzeit in Bear­
b~itung ist, keine über den vorliegenden Gesetzentwurf hin­
ausgehendenAusnahmen.gere-gelt. 

Nach Auffassung unserer Fraktion wird der Gesetzentwurf 
drei Schwerpunkten gerecht. Zum einen werden Rechte und 
Pflichten der zu überprüfenden Personen berücksichtigt. Zum 
anderen werden Vorschriften des Datenschutzes angewandt, 

und darüber hinaljs wird die erstmalige Aufnahme von Rege­

lungen zu Sicherheitsüberprüfungen bei Geheimnisträgerin­
nen und Geheimnisträgern nicht öffentlicher Stel!en a·nge­

wandt und komplettieren damit das Regelwerk. 

Aus all den vorgetragenen Gründen stimmen wir diesem Ge­
setzentwurf des neuen Landessicherheitsüberprüfungsgeset­
zes zu. 

(Beifall der CDU und der SPD). 

· Vizepräsident Schuler: 

Das Wort hat Herr Kollege Schweitzer. 

· Abg. Schweitzer, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

habe schon einmal überlegt, ob das Gesetz so geheim ist, dass 
man deswegen die fünf Minuten seine( Regezeit hindurch 
schweigt. Aber ich denke, dass der Inhalt des Gesetzes es 

rechtfertigt, einiges dazu zu.sagen, gerade weil es bisher gel­
tende Sicherheitsrichtlinien aus dem Jahr 1995 ablöst. 
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Meine Damen und Herren, dies ist auch deshalb-notwendig, 
weil wir uns mit diesem Gesetz an der geltenden Bundesrege­

lung orientieren, eine gesetzliche Umsetzung für das- Land 

Rheinland-Pfalz beschließen und damit .eine Harmonisierung 

zwischen dem Bund einerseits und den Bundesländern ande­

rerseits erreichen, die einen Auste~usch von Verschlusssachen 

zwischen diesen Ebenen ermöglicht und die für die Sicherheit 

des Staates und damit für die Sicherheit der Menschen uner­

lässlich ist. 

Die Welt Ist leider nicht so, wie wir sie uns alle wünschen. 

Nachrichtendienste haben nach wie vor trotz einer Entspan­
nungspolitik ~in-hohes Interesse an Deutschland .. Trotz einer 
Entspannungspolitik gibt es nach wie vor Massenvemich­

tungswaffen. 

Die innere Bedrohung durch Organisierte Kriminalität bleibt ~ 

trotz eines qualitativen und quantitativen Ausbaus des Poli- _ 

zeiapparates bestehen. Um die Sicherheit des Staates als . 

Friedens- und Ordnungsmacht' zu gewährleisten _und die Si-

.cherheft _seiner Bevölkerung sicherzustellen, brauchen wir 
d~shalb eine gesetzliche Grundlage, die unsere -Werte in der· 

Verfassung schützt. Ich denke, dass dies-angesichtsder De­

batte um- unsere Landesverfassung vor wenigen Minuten- so 
gesehen wird. 

Weil dies aber so ist; muss sichergestellt werden, dass Frauen 

und Männer, denen Staatsgeheimnisse und Verschlusssachen 
anvertraut sind, loyal gegenüber dem' Staat, zuverlässig und 

Verfassungstreu sind. Dies soll mit den Bestimmungen des Si­
cherheitsüberprüfungsgesetzes erreicht werden. Es definiert 

die Notwendigkeit einer Überprüfung bei den gebotenen 

Umständen des jeweHigen Risikos, nennt je nach Geheimhal­

tungsgrad die Arten der Sicherheitsüberprüfung~ und es si­
chert die Rechte· und Pflichten der betroffenen Personen ein­

schließlich deren Ehe- und Lebenspartner. Es regelt auch den 

Umfang und die Grenzen der Datenverarbeitung un'd stelltsi­
ch er, dass die DurchführuQg der Sicherheitsüberprüfung nach 

rechtsstaatliche~ Gesichtspunkten auf einer klaren gesetzli­
chen Grundlage erfolgt. 

Wir bitten den Präsidenten des Rechnungshofs und den Da­

tenschutzbeauftragten um Verständnis dafür, dass wir ihrem 

~egehren, sie_ außerhalb dieses Gesetzes zu stellen, nicht 

Rechnung tragen können, weil wir den Grundsatz der Gleich­
behandlung gewährt Wissen wollen. 

· Meine _Damen und Herren, natürlich tangiert ein solches Ge­

setz einen hoch sensiblen Bereich; wenn es darum geht, die 
berechtigten Interessen der Staatssicherheit mif den Frei­
heitsrechten des Einzelnen gegeneinander abzuwägen. Des­

halb ist es richtig, dass diEO Betroffenen von Anfang an in den 
Prozess einbezogen werden, indem nicht nur sie selbst zur Si­
cherheitsüberprüfung ihre Zustimmung geben müssen, son­

dern auch ihre Ehe- und Lebenspartner, wenn diese ebenfails 

von dieser Überprüfung betro~fen sind. Ich denke-- dies sieht 

die SPD-Landtagsfraktion so-, der Gesetzentwurf der Landes­
regierung .bietet dazu eine gute Grundlage. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Kollegen Creutzmann das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: _ 

Herr Präsident-, meine Damen und Herren! Das Landessicher­
heitsüberprüfungsgesetz hat zur Aufgabe, die im staatlichen 

Interesse geheim zu haltenden Informationen, also_ Ver­

schlusssachen, vor der Kenntnisnahme durch Unbefugte zu 

schützen. Das am 29. April 1994 in Kraft_getretene Sicher­

heitsüberprüfungsgesetz des Bundes machte eine Neufas­

sung des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes notwendig, 

da die Länder für den Geheimschutz·in ihrem·Bereich zustän­

dig sind. 

Der Umfang der Sicherheitsprüfung und damit die ·Intensität 
der Eingriffe in die Grundrechte der Betroffenen unterliegen 
dem Grundsatz der Verhältni~mäßigkeit. Die F.D.P.-Fraktion 
ist der Auffassung, dass dies mit dem vorliegenden Gesetz­
entwurf gelungen ist. Da das Landessicherheitsüberprüfungs­

gesetz .in seinen Mindestanforderungen an Sicherheitsüber­

prüfungen auch die vertraglichen Verpflichtungen mit ande­

ren Staaten und aus der Mitgliedschaft in über- und zwi­
schenstaatlichen Einrichtungen, zum Beispiel Nato und EU, 

berücksichtigen muss, war der_ Kodifizierungsspielraum des 

Landesgesetzgebers begrenzt. 

Wichtig für die F.D.P.-Fraktion war, dass das informationelle 
- Selbstbestimmungsrecht gewahrt bleibt und dass die Rechte 

und Pflichten der Betroffenen und der einbezogenen Perso­

nen in die Sicherheitsüberprüfung klar f~stgelegt )11/urden. 
Nach § 8 des Gesetzes bedarf die Sicherheitsü_berprüfung der 

Einwilligung der betroffenen Personen. Sofern diese verwei­

gert wird, darf die Sicherheitsüberprüfung- nicht durchge­

führt und die betroffene Person mit der sicherheitsempfi_ndli­

chen Tätigkeit nicht betraut werden. 

Da die Sicherheitsüberprüfung einen_ beachtlichen Zeitauf­

wand erfordert, muss es das Ziel sein, den Verwaltungsauf­
wand zu reduzieren. D.ies ist nach unserer Kenntnis der Lan­
desregierung hervorragend gelungen. Die Gesamtzahl der 

Speicherungen des Landesverfassungsschutzes im Nachrich: 
tef]dienstlichiom Informationssystem - NADIS ·- betrug zum 

31. Dezember 1998 laut Tätigkeitsbericht des .Verfassungs­
schutzes 8 235 Personen, wovon etwa die Hälfte auf Sicher­

-~eitsüberprüfungen der Landes- und Kommunalbehörden 

für Personen mit sicherheitsempfindlichen Tätigkeiten im 

Rahmen des Geheimschutzes entfielen. 
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Zum 31. Dezember 1991 betrug die Gesamtzahl noch 
14 595 Per!;onen,. zum 31. Dezember-1995 10 886 Personen. 

Zum-31. Dezember 1996 waren es- noch 9 612 Personen, die 

im NADIS gespeichert waren. Anhand des Verfassungsschutz­

berichts lässtsich feststellen, dass zwischen 1.991 und 1998 ein 

Rückgang von 44 %, nämlich von 14 595 auf 8 235 Speiche­

rungen im NADIS erfolgt ist. 

Nach Angabe des Ministers des lnnern und für Sport in der öf­

fentlichen Sitzung des lnnenaussc~usses wurden im Jahr 1998 

nur noch 2 900 Personen einer Sicherheitsüberprüfung unter­

zogen. 

ln Rheinland-Pfalzsind etwa 150 000 Landes- und Kommunal­

bedienstete- also 1,9%- als aktive sicherheitsüberprüfte Per­

·sonen registriert. Dies relativiert die Bedeutung des Landessi­

cherheitsüberprüfungsgesetzes. Trotzdem bittet die F.D.P.­

Fraktion die Landesregierung, ihre begrenzten Einflussmög­

lichkeiten dazu zu nutzen, die Zahl der aktiven sicherheits­

überprüften Personen weiter zu vermindern·. 

Wir wissen, dass der Geheimhaltungsgrad der Nato, des Bun- _ 

des und einzelner Länder die Vorgaben für den Personen­

kreis, bei dem eine Sicherheitsüberprüfung durchgeführt 
werden muss, eingrenzt. Jedoch h~t das Land Rheinland-Pfalz 
die Mögli.chkeit, seine eigenen Verschlusssachen so gering 
wie möglich zu halten. Wir wissen, dass das Ministerium des 

.lnnern und für Sportständig bemüh~ ist, die Verschlusssachen 
auf das unbedingt notwendige Maß zu reduzieren. · 

-Die F.D.P.-Fraktion stimmt deshalb dem vorliegenden Gesetz­
entwurf der Landesregierung zu. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Recht von 

Staat und Verwaltung, g~heim zu haltende Informationen 

vor Ken)'ltnisnahme durch Unbefugte zu schützen und dabei 
auch Sicherheitsüberprüfungen von Personen durchzufüh­

ren, die mit diesen Verschlusssachen umgehen, ist siCher ein 
wichtiges verfahrensrechtliches Gut, aber ein ebenso wichti-. 
ges demokratisc;hes Anliegen. 

Auf der einen Seite sind die staatlichen Interessen berührt, 
genauer gesagt die Interessen von Regierung und Verwal­

tung an effektivem lind ungestörtem Verwaltungsvollzug, 

auf der anderen Seite ist aber natürlich auch die Frage der 
Gewaltenteilung, also zum Beispiel das Verhältnis von der Re­

gierung zur Opposition, der-dann der Zugang zu den geheim 

gehaltenen Informationen verweigert wird, oder aucfl das 

Verhältnis von Regierung und Medien tangiert. Dann werden 

natürlich auch die Rechte der von Sicherheitsüberprüfungen 

betroffenen Personen berührt, was in diesem Gesetz schwer­
punktmäßig geregelt wird. Es handelt sich also um die Perso­

nen, die von Staats wegen mit sicherheitsempfindlichen Tä­

tigkeiten betraut sind. 

Es wurde auch deutlich, Sicherheitsüberprüfungen enthalten 

natürlich weitgehende Eingriffe in das Recht des Einzelnen in 

sein i~formationelles Selbstbestimmungsrecht, was ohne eine 

konkrete rechtliche Regelung bedenklich wäre. Wir begrü­

ßen es daher, dass die Sicherheitsüberprüfung auf gesetzliche­

GrundJagen gestellt wurde und nicht mehr wi.e bisher nur mit 

Richtlinien geregelt wird. 

Meine Damen und Herren, der entscheidende Teil der Stär-

. kung des Datenschutzes im Bereich der Sicherheitsüberprü­

fungen liegt nicht darin, wie überprüft wird, sondern in der 

Frage, ob überhaupt in solchem Unifang überprüft werden 

muss. Herr Creutzmann wies eben gerade auch schon darauf 
hin. 

Wir sind der Meinung, die eigentÜche Le_istung eines transpa­

renten Staatsgefüges wäre eine drastische Verringerung der 
Überprüfung von Personen. 

-Richtig. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
ZurufdesAbg. Creutzmann, F.D.P.} 

Es sollte auch eine Minimierung der Einstufung von Vorgän­

gen in ,.GEHEIM" oder ,.NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH"! 

,.VERTRAULICH", ,.STRENG GEHEIM" usw. geben. Dies sollte· 

nicht zuletzt deswegen geschehen, weil die Sicherheitsüber­

prüfung einen erheblichen Verwaltungsaufwand bedeutet. 

,Das wurde auch schon gesagt. Die Sicherheitsüberprüfungen 
sind vom Umfang her gesehen eine Hauptaufgabe des Lan- · 

desverfassungsschutzes. Dieser ist qie 15erühmte mitwirkende 
Behörde. 

Wir müssten deshalb eigentlich auch die Praxis der Sicher­

heitsüberprüfungen in die Betrachtung mit einbeziehen, 

wenn wir die Bedeutung dieses Bereic~es umfassend beurtei­

len wollen. Herr Creutzmann .hat dazu einige Zahlen ge­

nannt. 

Der Bund hat im Jahr 1994 dem ersten Schritt gemacht und 
die Sicherheitsüberprüfung gesetzlich geregelt. Die Intention 
des Landesgesetzes istes-das wird in der Einleitung deutlich 

. gesagt -, sich möglichst weitgehend an der bundesgesetzli-
chen Regelung zu orientieren. 

Angesichts der kurzen Zeit möchte ich nur einige wenige An­

merkungen zu dem Gesetzentwurf machen. Es ist gut, dass 
die Beachtung des Grundsatzes der.Verhältnismäßigkeit, die 

eigentlich allem Verwaltungshandeln zugrunde liegen müss-
. ' 

te, noch einmal ausdrücl\lich aufgeführt wird. Es wird für die 
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zukünftige Praxis wichtig sein, ob dieser Grundsatz die ein­
stufende Behörde auch verpflichten wird,-die Notwendigkeit 

und Richtigke-it der Einstufung in regelmäßigen Abständen 

zu überprüfen. ~as halten wir auch noch für sehr wichtig. 

Meine Damen und H-erren, bemerkenswert sind die Ausfüh­

rungen in der Begründung des Entwurfs über die Einbezie­
hung von gleichgeschlechtlichen Gemeinschaften. Das finden 

wir im Gegensatz zu dem, was heute schon des Öfteren ge­

sprochen wurde,_sehr bemerkenswert. Wir unterstützei:J wei­

terhin de~ Landesbeauftragten für den Datenschutz bei sei­

ner Forderung, dass seine Prüfkompetenz in datenschutz­

rechtlicher Sicht ohne Ausna_hme anerkanntwird. Hier darf es 

keine weißen Flecken geben. 

Meine Damen und Herren, "unsere Hauptkritik bestent in der 

Ausweitung der "Befugnisse des Landesverfassungsschuttes. 

So soll nach § 16 Abs. 6 c;les Entwurfs der Landesverfassungs­

schutz sogar in die Personalakten der betroffenen Personen 
Einsicht nehmen können, und zwar ohne Zustimmung derbe~ 

troffenen Personen. Sadurch werden mit einem Blick auf die 
·Bondesregehing die Rechte der Betroffenen unverhältnismä­
Big stark eingeschränkt. Das findet nicht unsere Zustimmung. -

Keine Verbesserung gegenüber dem Bundesgesetz_ enthält 
der Entwurf au~h im Recht der Betroffenen auf Einsicht in die 

Sicherheitsüberprüfungsakte des Landesverfassungsschutzes. 

Hier gibt es keinen Fortschritt bei der Wahrung von Persön­

lichkeitsrechten der Beschäftigten. Die Landesregierung-be­

ste~t auf dem grundsätzlichen Ausschluss des Einsichtsrechts 
des Betroffenen oder der Betroffenen. Das hat. zur Folge, 

-dass alle Maßnahmen des Landesverfassungsschutzes gegen­

über der betroffenen Perso.n abgeschottet bleiben. Dabei ge­
hören gerade diese Akten mit ihren Überprüfungsfeststellun-

. gen, die bei weit~ren Dritten und nicht öffentlichen Stellen 

gewonnen wurden, unmittelbar zu der Sphäre des informa­
tioneilen Selbstbestimmungsrechts des Betroffenen. Damit 

köfmen wir uns nicht einverstanden erkären. 

(Beifall_bei dem BÜNDNIS 90/_!)IE GRÜNEN) 

Meine Dämen und Herren, der grundsätzliche Ausschluss des 

Einsichtsrechts ist ein demokratisches Defizit;--

(Glocke des Präsidenten) 

--LetZter Satz, Herr Präsident. · 

--denn auch für die Einsicht in die Sicherheitsüberprüfungs­

akte müsste eine Abwicklungsregelung im Einzelfall gelten, 

damit einerseits das informationeile Selbstbestimmungsrecht 
des Betroffenen und andererseits die Sicherheitsbelange des 

Staates ausgewogen abgewägt werden können. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn StaatsministerZuber das Wort. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten. Damen 
'und Herren! Ich denke, ich brauche nicht mehr auf den Inhalt 

des Gesetz'es einzugehen._ Es ist von meinen Vorrednern dan­

k~nswerterweise das Notwendige gesagt worden. 

(Pörksen, SPD: Vor allem vom 

Kolfegen Schnabel!) 

Lassen Sie JTlich nur noch zur Frau Abgeordneten Grützma­

cher und ihrer Kritik Folgendes au_sführen: Zunächst einmal, 

was den Punkt Einsichtnahme der mitwirkenden Behörde in 

die Personalakten der betroffenen Pers()n anbelangt, entge­

gen Ihrer vorgetragenen .Auffassung, Frau Abgeordnete 

Grützmacher, findet eine eventuelle Einsichtnahme der mit­
wirkenden Behörde, also der Verfassungsschutzbehörde, in 

die Personalakten der betroffenen Person nicht ohne deren 
Einwilligung statt. Gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes ist 

die betroffene Person über den Zweck, die Art 'und das Ver­

fahren der beabsichtigten_ Sicherheitsüberprüfung sowie 

über den damit verbundenen Umfang der Datenverarbei­
tung zu un_terrichten, also auch über die Möglichkeit-einer 

· Einsichtnahme in die Personalakten durch die mitwirkende 

Behörde. Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 muss sich die Einwilligung 

der betroffenen Person auf alle Maßnahmen erstrecken, die 

Gegenstand der Unterrichtung waten, da die Sicherheits­
überprüfung andernfalls undurchführbar wäre. Die Einwilli­

gung in die. Durchführung der Sicherheitsüberprüfung um­
fasst damit auch die Einwilligung in die eventuelle Einsicht­
nahme der mitwirkenden Behörde in die Personalakten. 

Zum zweiten Punkt, den Sie angespr_ochen haben, nämlich · 
Recht der betroffenem Person auf'Einsichtjn·die Sicherheits­

überprüfungsakte,_ ist zu bemerken, dass grundsätzlich kein 

Recht auf Einsicht in die Sicherheitsüberprüfungs_akte der · 
mitwirkenden Behörde gemäß§ :23 Abs. 5 Satz 2 besteht. Wie 

in der Begründung bereits ausgeführt, hat die Behörde die 

. Entscheidung jedoch nach pflichtgemäßem Erm~ssen zu tref­
fen. Ich weise darauf hin; d_ass vo11 den mittlerweile neun in 

- Kraft befindlichen ländergesetzlichen Regelungen sechs eine 

vergleichbare Regelung haben, wie· wir sie jetzt für Rhein­
land-Pfalz vorgeschlagen haben. Lediglich Berlin, Niedersach­

sen und Nordrhein-Westfalen haben eine Einsicht der betrof­
fenen Person in die Sic:herheitsüberprüfungsakte vorgesehen. 

Was die Anzahl der Überprüften anbeiangt, so will ich- Herr 
Abgeordneter Creutzmann hat dies bereits getan • noch ein­
mal unterstreichen, ich denke, es ist eine be_achtliche Entwick­

lung, wenn wir im Jahr 1992 noch 7 100 und im Oktober 1999 

nur noch 2 900 ~etroffene hatten. 

(Beifall des Abg. Creutzmann; F.D.P.­

Creutzmann, F.p.P.: So ist es!) 
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Sie dürfen davon überzeugt sein, dass wir uns im Rahmen un­
serer gegebenen Möglichkeiten- vieles häng1; nicht von uns 

ab - auch in der Zukunft darum bemühen werden, weitere 

Reduzierungen vorzunehm~n. 

Meine Damen und Herren, la~sen Sie mich abschließend fest­

stellen, die Landesregierung ist überze~gt davon, dass das 

neue rheinland-pfälzische Sicherheitsüberprüfungsgesetz ei-. 

nen rechtsstaatliehen Gewinn darstellt. Die Bestimmungen zu 

Beteiligungs- und Informationsrechten der zu überprüfenden 

und der einzubeziehenden Personen tragen zur Transparenz 

des Überprüfungsverfahrens bei. Ich denke, sie erhöhen da­

mirauch die Akzeptanz für die Notwendigkeit des personel­

len Geheimschutzes. 

Ich bedanke mich für die Ankündigung, zustimmen zu wol­

len. 
(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

.Meine Damen und Herren, weite_re Wortmeldungen liegen 

nicht vor. 

Wir stimmen unmittelbar über den Gesetzentwuii der Lan­
desregierung zum Landessicherheitsüberprüfungsgesetz 

-Drucksache 13/5010- in der zweiteri.Beratung ab, da die Be­

schlussempfehlung die unveränderte_ Annahme des Gesetz­

entwurfs empfiehlt. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen 
mÖchte, den bitte ich um das Handzeichen!- Danke. Die Ge­

genprobe!- Der Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der SPD, 

der CDU und der. F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN in der zweiten Beratung angenommen. 

Wir kommen zu~ Schlussabstimmuhg. Wer dem Gesetz.ent­
wurf zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu er­
heben! - Danke. Di.e Gegenprobe! - Der Gesetzentwurf 

- Drucksache 13/5010- Landessicherheitsüber.prüfungsgesetz 

ist mit den Stimmen der CDU, der SPD und der F.D.P. gegen 
die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Meine Damen ·und Herren, ich rufe Punkt 7 der Tagesord­

nung auf: 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwischen den 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland über 

die Verg_a.be von Studienplätzen 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/5151-

Zweite Beratung 

dazu: 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung_ 

-Drucksache 13/5424-

Ich darf um die Berichterstattung bitten. Frau Kollegin 
Kohnle-Gros, Sie haben das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

· Herr Präsident! Wir hatten im Rahmen der Haushaltsberatun­

gen Gelegenheit, eine kurze Bemerkung zu diesem Gesetz­

e'ntwurf zu machen. Der Landtag hat den Gesetzentwurf am · 

20. Januar an die Ausschüsse überwiesen. 

Der Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, 

aber auch der Rechtsausschuss haben das Gesetz beraten und 

am 10. Januar beschlossen, dem Landtag zu empfehlen, den 

Gesetzentwurf anzunehmen. 

Ich bedanke micb. 

. (Beifall bei CDU, SPD und F.D:P.) 

Vizepräsident. Schuler: 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur unmittelbaren 
Abstimmurig über diesen Gesetzentwurf - Drucksache 
13/5151- in zweiter Beratung. Es wird die unveränderte An-· 

nahme empfohlen; Wer diesem Gesetzentwurf- Drucksache 

13/5151 -in zweiter Beratung zustimmen möchte, den bitte 

ich um das Handzeichen!- Das ist einstimmig so beschlossen. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlussabstimmung zustim- . 

men möchte, den bitte ich, sich vom Platz-zu erheben! -Herz­

lichen Dank. Damit ist d)eser Gesetzentwurf - Drucksache 
13/5151 -einstimmig angenommen. 

Meine pamen und Herren, ich rufe PunJ<:t 11 der Tagesord-. 

nung auf: 

... tes Landesgesetz zur Änderung der Schiedsamtsordnung 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/5384-

Erste Beratung 

Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Rechtsaus- -
schuss - federführend - und an den Innenausschuss zu über­

weisen.- Das ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit ~ind wir am Ende der heuti­

.gen Plenarsitzung. Ich darf Sie herzlich zur 10S. Sit~ung am 

morgigen Donnerstag um 930 Uhr einladen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der-Sitzung: 18.29Uhr. 

/ 
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